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Vorwort                               

 

Auch in diesem Jahr informiert die Sächsische Anstalt für kommunale Datenverarbeitung Kunden, Part-

ner und Multiplikatoren über alle wichtigen Themen des vergangenen Geschäftsjahrs. Die Aktivitäten 

waren naturgemäß wiederum sehr weit gefächert. Das trägt einerseits der Verbreitung moderner Infor-

mationstechnik in den kommunalen Verwaltungen, andererseits dem immer stärkeren Vernetzungsgrad 

mit anderen Verwaltungsebenen, Unternehmen und Bürgern Rechnung. 

Herausgehoben seien an dieser Stelle: 

 Der Aufbau regionaler Geodateninfrastrukturen zur Umsetzung der INSPIRE-Richtlinie ist in vollem 

Gange. Unser Anspruch ist es hier, die notwendigerweise bereit zu stellenden Daten und techni-

schen Infrastrukturen auch im sonstigen Verwaltungsvollzug einzusetzen und somit Synergieeffekte 

zu erreichen. 

 Mit dem gesetzlich geforderten Umstieg auf die doppische Haushaltsführung in den sächsischen 

Kommunalverwaltungen war auch die Verfahrensprüfung nach § 86 Abs. 2 SächsGemO bei der 

SAKD umzustellen. Für den Bereich der doppischen HKR-Verfahren konnten wir dies im Jahr 2011 

abschließen und erste Produkte zertifizieren. 

 Unser neues Leistungsangebot eines Datenschutzbeauftragten öffentlicher Stellen wird von den 

avisierten Zielgruppen außerordentlich gut angenommen. Eine ganze Reihe von Städten und Ge-

meinden profitiert bereits von unserem Know-how in Sachen Datenschutz und IT-Sicherheit. 

 Das Kommunale Kernmelderegister hat sich mit weit über 7 Millionen Datenabrufen als innovativer 

E-Government-Dienst insbesondere für Behörden fest etabliert. Mit dem erreichten Entwicklungs-

stand sehen wir uns auch für die Anforderungen des neuen Bundesmeldegesetzes gut gerüstet. 

 Die intensiv betriebenen Verhandlungen mit dem Betreiber der zentralen IT-Infrastruktur, des KDN II 

bzw. des SVN, werden in den kommenden Jahren zu noch attraktiveren Angeboten für kommunale 

Nutzer des Datennetzes führen. 

 Wenig Neues bietet indes die Förderung kommunaler E-Government-Projekte. Die unter Beteiligung 

kommunaler Experten durchgeführten Abstimmungen mit dem Fondbewirtschafter zur Novellierung 

der einschlägigen Förderrichtlinie waren in einigen Punkten erfolgreich, haben aber noch nicht zu ei-

ner Zunahme von Projekt- bzw. Förderanträgen geführt. 

All dies wäre nicht zu bewerkstelligen gewesen ohne den hohen persönlichen Einsatz jedes einzelnen 

Mitarbeiters, denen ich an dieser Stelle ausdrücklich danken möchte. Ebenso danke ich unseren Part-

nern bei den kommunalen Landesverbänden und in fachlichen Arbeitsgruppen und Gremien, aber auch 

den Kollegen der jeweils zuständigen Ressorts der Staatsverwaltung für die konstruktive Zusammenar-

beit. 

Betrachtet man das vergangene Jahr in IT-relevanten Schlagworten – Prozessmanagement, Virtualisie-

rung, Cloud Computing, mobile Dienste, IT-Sicherheit und Datenschutz – ist festzustellen, dass neben 

ganz konkreten Erfordernissen (z. B. Datenschutz) etliche dieser Hype-Themen noch ein gerüttelt Maß 

an strategischer, aber auch ganz praktischer Orientierung bedürfen. Diese Orientierung haben wir Ihnen 

im abgelaufenen Jahr geboten. Und auch im kommenden Jahr werden Sie unsere Tätigkeit wieder kon-

sequent, kompetent und zuverlässig darauf ausgerichtet sehen. 

Thomas Weber 
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1 Kommunales 
Kernmelderegister 

1.1 Einführung 

Im Zuge der Novellierung des sächsischen Mel-

derechts im Jahr 2006 übertrug der Gesetzge-

ber durch § 4a SAKD-Gesetz i. V. m. §§ 29 

Abs. 5, 32 Abs. 5 und 36 Nr. 1 Buchst. d Säch-

sisches Meldegesetz (SächsMG) der SAKD die 

Errichtung und den Betrieb des Kommunalen 

Kernmelderegisters (KKM) als landeszentrales 

Auskunftssystem für sächsische Behörden und 

Private. Für den Vollzug der mit dem KKM in 

Zusammenhang stehenden Aufgaben besitzt die 

SAKD den Status einer Meldebehörde im Sinne 

des SächsMG. 

Neben der Aufnahme des Testwirkbetriebs im 

Oktober 2007 bildete bis Ende 2008 die Prüfung 

und Konsolidierung der von den gemeindlichen 

Melderegistern gelieferten Daten und deren 

Import in den Datenbestand des KKM den 

Schwerpunkt der Arbeiten. Am 01. Januar 2009 

nahm die SAKD den Wirkbetrieb für das Behör-

denauskunftssystem auf, Anfang Februar 2009 

folgte die Inbetriebnahme des Privatauskunfts-

systems.  

Seitdem gewährleistet die SAKD den problem-

losen und sicheren Betrieb, arbeitet an der wei-

teren Steigerung der Servicequalität der Aus-

kunftssysteme sowie an der Weiterentwicklung 

des KKM in Zusammenhang mit der Ände-

rung/Erweiterung rechtlicher Vorgaben und zur 

kontinuierlichen Verbesserung des Dienstange-

botes.  

1.2 Entwicklung der Abrufzahlen 
des KKM im Berichtszeitraum 
2010/2011 

Das KKM hat sich als wichtiges Informations-

system der sächsischen Behörden und der Pri-

vatkunden etabliert. Die Nutzung des KKM 

durch die verschiedenen Anwendergruppen 

intensiviert sich und verzeichnet steigende Ab-

rufzahlen. Die sächsischen Behörden, Gerichte 

und öffentlich bestellten Vermessungsingenieu-

re sind auch in diesem Berichtszeitraum die 

Hauptnutzer des KKM. Bereits bis Ende 2010 

wurden insgesamt ca. 6 Millionen Abfragen ver-

zeichnet. 

Im Jahr 2011 ist eine weitere Steigerung der 

Nutzung des Behördenauskunftssystems zu 

verzeichnen. Bis Ende September wurden 

rd. 5,2 Millionen Datenabrufe registriert und 

damit die Abrufzahlen des gleichen Betrach-

tungszeitraums des Vorjahres bereits um rd. 

700.000 übertroffen. Davon ausgehend ist zum 

Jahresende 2011 mit ca. 6,5 Millionen Datenab-

rufen durch Behörden und öffentliche Stellen 

des Freistaates Sachsen zu rechnen. Durch 

Inbetriebnahme des Abrufverfahrens zur Unter-

stützung des Sächsischen Kinderschutzgeset-

zes und im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit 

(vgl. in diesem Zusammenhang auch die weiter 

unten beschriebenen Maßnahmen) konnten 

weitere Behörden für die Nutzung der Abrufver-

fahren des KKM gewonnen werden. Im Sep-

tember 2011 sind nunmehr 189 Behörden an 

das KKM angeschlossen und nutzen die bereit-

gestellten Dienste über 13 unterschiedliche Ab-

rufverfahren.  

Diese Entwicklung belegt insgesamt, dass das 

KKM bei den sächsischen Behörden, Gerichten, 

öffentlich bestellten Vermessungsingenieuren 

und sonstigen der Aufsicht des Freistaates 

Sachsen unterstehenden, juristischen Personen 

des öffentlichen Rechts, eine hohe Akzeptanz 

findet und sich als ein wichtiges Instrument für 

den behördlichen Aufgabenvollzug etabliert hat.  
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Abb. 1: Datenabrufe durch Behörden bis 

Ende 2010 

 

Abb. 2: Datenabrufe durch Behörden bis 

Ende September 2011 
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Diese positive Entwicklung der Abrufzahlen hat 

sich – auf niedrigerem Niveau – ebenfalls bei 

den Privatkunden fortgesetzt. Im Laufe des Jah-

res 2010 entwickelte sich die Anzahl der vom 

KKM erteilten einfachen Melderegisterauskünfte 

über das Internet nahezu konstant bis zum En-

de des Kalenderjahres.  

Durch die Anpassung der Gebührenhöhe sowie 

die kontinuierliche Weiterentwicklung des Aus-

kunftssystems zur Steigerung der Nutzerfreund-

lichkeit gelang es im Laufe des Jahres 2011, die 

Attraktivität des KKM für Privatkunden weiter zu 

steigern. Gleichzeitig konnten im Zuge von 

Werbe- und Marketingmaßnahmen weitere 

Kunden gewonnen werden. Bis September 2011 

haben 47 private Unternehmen eine Großkun-

denvereinbarung mit der SAKD abgeschlossen, 

um den vom KKM bereitgestellten Dienst der 

einfachen Melderegisterauskunft über das Inter-

net (EMRA) zu nutzen. 

Im Ergebnis ist die Anzahl der erteilten EMRA 

im Jahr 2011 im Vergleich zum gleichen Be-

trachtungszeitraum des Vorjahres 2010 deutlich 

gestiegen. 

1.3 Aufgaben des Fachbereichs 
KKM im Berichtszeitraum 
2010/2011 

1.3.1 Fachlich-technische Betreuung 
des laufenden Betriebs 

Ein problemlos laufender Betrieb sowie eine 

qualitätsgerechte Auskunftserteilung sind 

Grundvoraussetzung für den Erfolg des KKM. 

Die fachlich-technische Betreuung des Betriebs 

ist daher eine Daueraufgabe der SAKD. Zu den 

hiervon umfassten Einzelaufgaben zählen u. a.  

 die Überwachung des Änderungsdienstes 

der gemeindlichen Meldebehörden und Be-

handlung auftretender Probleme,  

 das Systemmonitoring zur Feststellung von 

technischen und funktionalen Störungen 

sowie Performanceengpässen,  

 die Kontrolle des technischen Betreibers zur 

Aufrechterhaltung des Datenschutz- und 

Datensicherheitsniveaus, 

 die Klärung von Fällen mit Verdacht auf 

Inkonsistenzen zwischen den Datenbestän-

den der gemeindlichen Register und dem 

KKM sowie  

 die Nutzerbetreuung, z. B. in Form der An-

wenderunterstützung bei der Systemnut-

zung oder der Bearbeitung von Kundenan-

liegen.  

Insgesamt konnte ein störungsfreier und ver-

lässlicher Betrieb des KKM sichergestellt und 

die erreichte Datenqualität aufrechterhalten 

werden. 

1.3.2 Administrative Aufgaben des 
laufenden Betriebs 

Der Betrieb des KKM umfasst auch administra-

tive Aufgaben, die durch die SAKD umzusetzen 

sind. Dazu gehören u. a.  

 die Durchführung der Fakturierung von Pri-

vatkunden und Behörden,  

 die Erstellung der Kostenkalkulation für die 

Vergütung des Änderungsdienstes der Mel-

debehörden und der Kostenkalkulation des 

Entgelts für den Datenabruf durch Behörden 

sowie  

 die regelmäßige Berichterstattung an die 

Fachaufsicht des KKM.  

1.3.3 Weiterentwicklung 

Das KKM ist ein sich ständig weiterentwickeln-

des Softwaresystem, das an sich ändernde 

Rahmenbedingungen und Anforderungen anzu-

passen ist. Der Modifikationsbedarf resultiert 

dabei sowohl aus der Änderung rechtlicher 
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Rahmenbedingungen, als auch aus Nutzeran-

forderungen sowie eigenen Erkenntnissen und 

Zielstellungen. Schwerpunkt der Weiterentwick-

lung im Berichtszeitraum waren die im Folgen-

den dargestellten Vorhaben. 

Bestandsabgleich im laufenden Betrieb  

Für die Umsetzung der zum 01.01.2010 in die 

Verordnung aufgenommenen Regelung des 

§ 10 Abs. 5 der Sächsischen Meldeverordnung 

(SächsMeldVO) und der 2011 vollzogenen Auf-

nahme des Betriebs des Abrufverfahrens nach 

§ 36 Abs. 2 SächsMeldVO (Abrufverfahren der 

Kassenärztlichen Vereinigung Sachsen im 

Rahmen des Kinderschutzgesetzes), für das der 

Einsatz eines Identifikationsmerkmals nach § 7 

Abs. 2 SächsMG vorgegeben ist, war die Erwei-

terung des Meldedatenimports des KKM zur 

Verarbeitung der Datenlieferungen der örtlichen 

Meldebehörden um die Möglichkeit eines Be-

standsabgleichs im laufenden Betrieb zwingend 

erforderlich. 

Die SAKD erarbeitete für die erforderlichen An-

passungen und Erweiterungen ein Fachkonzept, 

begleitete die Implementierung durch den Ent-

wicklungspartner und unterzog den neuen Soft-

warestand intensiven Tests.  

Die neue Version des Importalgorithmus des 

KKM wurde im April 2011 in den produktiven 

Betrieb überführt und kommt seitdem erfolgreich 

für die Übernahme von Gesamtlieferungen der 

Meldebehörden zum Einsatz. Damit wird sowohl 

für das KKM, als auch für die Daten liefernden 

Meldebehörden das Verfahren sicherer und 

effizienter. 

Errichtung Abrufverfahren im Rahmen des 

SächsKiSchG 

Aufgrund der Vorgaben des 2009 verabschiede-

ten und 2010 novellierten Sächsischen Kinder-

gesundheits- und -schutzgesetzes (SächsKi-

SchG) i. V. m. § 36 Abs. 2 SächsMeldVO sind 

durch die SAKD der Kassenärztlichen Vereini-

gung Sachsen (KVS) Daten aus dem KKM 

durch Datenübermittlungen im Wege des auto-

matisierten Abrufs bereitzustellen. Zur Umset-

zung dieser rechtlichen Maßgabe war die Soft-

ware des KKM um ein weiteres Abrufverfahren 

für Filterabrufe zu erweitern. 

Unter Berücksichtigung der beträchtlichen Nut-

zerwünsche der KVS hat die SAKD ein umfang-

reiches Fachkonzept erarbeitet, mit dem Säch-

sischen Staatsministerium für Soziales und 

Verbraucherschutz (SMS) und der KVS abge-

stimmt, im Dezember 2010 den Auftrag an den 

Entwicklungspartner ausgelöst und die Imple-

mentierung der technisch komplexen und inhalt-

lich anspruchsvollen Softwarelösung betreut. 

Nach aufwändigem Test wurde das neue Abruf-

verfahren Ende Juni 2011 für den Wirkbetrieb 

freigegeben. 

Zur Wahrung rechtlich vorgegebener Fristen 

wurde parallel zur laufenden Implementierung 

des endgültigen Abrufverfahrens ein Interims-

verfahren durch die SAKD errichtet und Mitte 

Januar 2011 zur Nutzung durch die KVS in den 

Produktivbetrieb überführt. 

Darüber hinaus betreute die SAKD die von 

SMS/KVS beauftragte Softwarefirma bei der 

Implementierung der Anbindung an die Webser-

vice-Schnittstelle des KKM intensiv und beriet in 

Fragen des Datenaustauschs im Einwohner-

meldewesen und melderechtlichen Fragen. 

Umstellung des Datenformats für die Beliefe-

rung des KKM  

Das KKM erhält täglich Datenlieferungen aus 

allen Meldebehörden des Freistaats Sachsen. 

Die Lieferung erfolgt in Form komplexer XML-

Nachrichten, die unterschiedlichste Geschäfts-

vorfälle in den Meldebehörden abbilden. Sie 

werden vom KKM im automatisierten Verfahren 

verarbeitet und anschließend archiviert. Der 
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Datenaustausch erfolgt auf standardisierter 

Grundlage. 

Für den Datenaustausch zwischen Meldebehör-

den und KKM findet derzeit noch der auf OSCI-

XMeld basierende Inhaltsdatenstandard XMel-

dIT in der Version 1.7 Verwendung. Mit der 

Überführung des Standards XMeldIT in den 

OSCI-XMeld, an der die SAKD im Rahmen ihrer 

Gremienarbeit mitwirkte, besteht ab dessen 

Version 1.5 die Möglichkeit zum Wechsel des 

Belieferungsformates des KKM. Mit der durch 

das Bundesministerium des Innern bekanntge-

machten Einführung des erweiterten Zeichen-

satzes String.Latin zum 01.11.2011 wurde die 

Umstellung des Lieferformates auf OSCI-XMeld 

im Jahr 2011 unumgänglich und der Datenim-

port des KKM war grundlegend zu überarbeiten. 

Im ersten Schritt wurde die einschlägige An-

wendungsvorschrift für die Belieferung des KKM 

auf die Gegebenheiten von OSCI-XMeld ange-

passt, mit den Verfahrensherstellern von Ein-

wohnermeldeverfahren abgestimmt und durch 

Veröffentlichung im Sächsischen Amtsblatt das 

ab 01.11.2011 einzusetzende Datenformat so-

wie die damit in Zusammenhang stehenden 

speziellen sächsischen Regelungen bekannt-

gemacht.  

Im zweiten Schritt erstellte die SAKD ein Fach-

konzept für die erforderlichen Anpassungen und 

Erweiterungen und betreute die Implementie-

rung durch den Entwicklungspartner. Im An-

schluss wurde die neue Softwareversion des 

Imports anhand einer Vielzahl von Testfällen 

einer umfangreichen Kontrolle unterzogen und 

festgestellte Probleme durch den Entwickler 

behoben.  

Im weiteren Verlauf werden zur Kontrolle des 

Erfolgs der Problembehebung Wiederholungs-

tests für die Schnittstelle auf Seite des KKM 

sowie intensive Tests mit allen im Freistaat 

Sachsen eingesetzten Einwohnermeldeverfah-

ren durchgeführt.  

Die Produktivsetzung des neuen Datenimports 

des KKM ist für den 01.11.2011 geplant. 

Flexibilisierung der Fakturierungskompo-

nente für Private 

Zur Erhöhung der Attraktivität des KKM für Pri-

vatkunden wurde ein Projekt zur Flexibilisierung 

der Gebührenberechnung für einfache Meldere-

gisterauskünfte durchgeführt, in dessen Ergeb-

nis unterschiedlich hohe Gebühren für erfolglo-

se Identifikationsabfragen Berücksichtigung 

finden können.  

Ausgehend vom durch die SAKD erstellten 

Fachkonzept wurden in Zusammenarbeit mit 

dem Entwicklungspartner ein DV-Grobkonzept 

erarbeitet, die Entwicklung betreut und das an-

gepasste Softwarerelease einem intensiven Test 

unterzogen.  

Die Produktivsetzung der neuen Gebührenbe-

rechnung erfolgte im Juli 2011. 

Manuelle Nachbearbeitung / Rollierende Su-

che 

Zur Erhöhung der Trefferquote und damit des 

Anteils an Adressauskünften sowie der Verein-

fachung der Nutzung des KKM wurde ein Vor-

haben zur Anpassung des Auskunftssystems für 

Private durchgeführt. Dabei war das Auskunfts-

system um eine sogenannte „rollierende“ Suche 

und die Möglichkeit der Angabe von erweiterten 

Optionen zum Auskunftsersuchen zu ergänzen. 

Für eine solche rollierende Suche stellt der An-

fragende mehr Suchkriterien bereit als gefor-

dert. Durch das KKM werden – unter Beachtung 

der für die Erteilung der einfachen Melderegis-

terauskunft an Private geltenden gesetzlichen 

Anforderungen – anhand vorab definierter Kom-

binationsregeln rechtlich zulässige Varianten 

vom bereitgestellten Suchprofil abgeleitet und 

bei Bedarf alternativ zur Suche eingesetzt. 

Durch die SAKD wurde das Fachkonzept für 

dieses Vorhaben erarbeitet und der Entwick-
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lungspartner mit der Umsetzung beauftragt. Die 

in Kürze beginnende Implementierung ist von 

der SAKD zu betreuen und nach Auslieferung 

eines neuen Softwarestandes zu testen. Nach 

Abschluss von Implementierung und Tests wer-

den die erweiterten Funktionen des Auskunfts-

systems in den Produktivbetrieb überführt. 

Verbesserung Performance der Auskunfts-

systeme  

Wie in den Vorjahren wurden Arbeiten zur Be-

seitigung von Performanceengpässen, die durch 

steigende Abrufzahlen entstanden sind, durch 

die SAKD durchgeführt bzw. fortgesetzt. Nach-

dem im April 2010 die Umstellung der bis dahin 

virtualisiert betriebenen SQL-Server des Aus-

kunftssystems auf eine physische Plattform in 

einem ersten Schritt zu deutlichen Performan-

ceverbesserungen geführt hatte, standen im 

Berichtszeitraum softwareseitige Optimierungs-

maßnahmen im Mittelpunkt. Die SAKD analy-

sierte die Problemursachen und untersuchte 

das Optimierungspotential im Rahmen von Last-

tests und identifizierte daraufhin geeignete soft-

wareseitige Maßnahmen zur Steigerung der 

Performance aufgrund der gewonnenen Er-

kenntnisse. Die entsprechenden Optimierungen 

des Identifikationsalgorithmus wurden durch den 

Entwicklungspartner umgesetzt. Nach Ab-

schluss von Implementierung und Tests wurden 

diese in den Produktivbetrieb überführt und 

haben zu weiteren substanziellen Verbesserun-

gen des Laufzeitverhaltens der Auskunftssyste-

me geführt. 

Einrichtung einer Testumgebung KKM bei 

der SAKD 

Für den Test von Anpassungen und Erweiterun-

gen des KKM zur Umsetzung komplexer Vorha-

ben (im Berichtszeitraum z. B. Umstellung des 

Lieferformates auf OSCI-XMeld, Errichtung des 

Abrufverfahrens zum SächsKiSchG, Bestands-

abgleich im laufenden Betrieb), für die Nachstel-

lung von Problemfällen im Rahmen der Absiche-

rung des laufenden Betriebs sowie für die 

Durchführung von umfangreichen Untersuchun-

gen zur Vergabe der KKMID benötigt die SAKD 

regelmäßig eine geeignete Testumgebung. 

Die durch den technischen Betreiber des KKM 

bereitgestellte Testumgebung dient primär der 

Sicherstellung von ITIL1-konformen Betriebs-

prozessen im Zusammenhang mit dem Test 

neuer Programmversionen in Bezug auf techni-

sche Kompatibilität mit der zugrundeliegenden 

Betriebsumgebung und den anderen Software-

teilen. Mangels Alternativen fungierte die Test-

umgebung beim Betreiber in eingeschränktem 

Umfang jedoch auch für oben beschriebene 

Einsatzzwecke sowie als Referenzsystem für 

Entwicklungssysteme von externen Nutzern 

(Polizei, KVS, private Großkunden). 

Zur Bereinigung dieser Situation, für die Ge-

währleistung eines unbeschränkten Zugriffs 

durch die SAKD und – nicht zuletzt wegen der 

Vielzahl anstehender neuer Aufgaben – war die 

zeitnahe Bereitstellung einer Testumgebung 

KKM bei der SAKD unerlässlich. 

Für den Aufbau der Testumgebung wurden die 

Auswahl und Beschaffung der erforderlichen 

Hard- und Basissoftware (u. a. Betriebssystem, 

Datenbankmanagementsystem) durch die 

SAKD durchgeführt, das Basissystem aufge-

setzt sowie die Programmkomponenten des 

KKM installiert und konfiguriert. Das Testsystem 

steht der SAKD seit Anfang 2011 zur Verfügung 

und hat in einer Vielzahl von Vorhaben wertvolle 

Dienste geleistet. 

Weiterentwicklung des Algorithmus zur Ver-

gabe der KKMID 

Aufgabe der KKMID-Vergabe ist die Zusammen-

führung von Datensätzen zu einer Person aus 

                                            
1ITIL: IT Infrastructure Library, hier Bereich Change Mana-

gement, Service Validation and Testing 
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unterschiedlichen Gemeinden und die Vergabe 

eines gemeinsamen Ordnungsmerkmals für 

diese Datensätze. Aufgrund der hohen rechtli-

chen Anforderungen an die Qualität ist der damit 

in Zusammenhang stehende Softwarealgorith-

mus hoch komplex und aufwändig zu entwi-

ckeln. Aufgrund von Erkenntnissen aus Testläu-

fen wurde Optimierungsbedarf am Verfahren 

festgestellt. Eine Vergabe des Merkmals KKMID 

für den Produktivdatenbestand wurde bislang 

zurückgestellt. 

Im Rahmen einer durch die SAKD betreuten 

Diplomarbeit wurde Mitte 2011 das Vorhaben 

zur Optimierung und Verbesserung des Verfah-

rens der KKMID-Vergabe wieder aufgenommen. 

Diese Arbeit wird voraussichtlich im Dezember 

2011 abgeschlossen. Danach wird das Vorha-

ben bis zur Produktionsreife fortgeführt. Dazu 

sind die betreffenden Konzepte zu erstellen, die 

notwendigen Softwareanpassungen zu beauf-

tragen, zu implementieren und zu testen. 

1.3.4 Gremienarbeit / Stellungnahmen 

Die Mitarbeit in länderübergreifenden Koordinie-

rungs- und Standardisierungsgremien ist eine 

wichtige Möglichkeit zur Abstimmung und Stan-

dardisierung. Aus diesem Grund hat die SAKD 

die bereits in den Vorjahren gepflegte Praxis 

fortgesetzt und ihre Erfahrungen in entspre-

chenden Gremien eingebracht. Dies betraf ins-

besondere den Fachstandard zum Meldewesen 

DSMeld und den davon abgeleiteten OSCI-

XMeld. Die SAKD hat deren Anpassung und 

Weiterentwicklung verfolgt und Stellungnahmen 

aus dem Blickwinkel KKM verfasst. 

Darüber hinaus war die SAKD mit einer Vielzahl 

von Stellungnahmen befasst, die Rechtsset-

zungsvorhaben mit Bezug zum KKM (z. B. zum 

Bundesmeldegesetz, zum Gesetz zur Durchfüh-

rung der Verordnung (EU) Nr. 211/2011 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. Februar 2011 über die Bürgerinitiative) so-

wie bundesweit abzustimmenden Themen be-

trafen, wie die Einführung eines einheitlichen 

Zeichensatzes und die Vereinheitlichung der 

Namensrepräsentation in Bereichen des Innen-

ressorts. 

1.3.5 Öffentlichkeitsarbeit / 
Marketing / Kundengewinnung 

Trotz der positiven Entwicklung der Auskunfts-

systeme bleibt die Gewinnung weiterer Kunden, 

insbesondere für die Einfache Melderegister-

auskunft an Private, ein wesentliches Ziel der 

SAKD. Daneben spielt die Zufriedenheit des 

bisherigen Kundenstammes für den Erfolg des 

KKM eine wichtige Rolle. Daher wurden durch 

die SAKD gezielte Maßnahmen durchgeführt, 

um das Abrufverhalten der registrierten Nutzer 

in der bestehenden Form beizubehalten bzw. zu 

verbessern. Zu nennen sind in diesem Zusam-

menhang insbesondere die telefonischen Kun-

denzufriedenheitsabfragen im Privatsektor. Das 

Wissen um einen zentralen Ansprechpartner bei 

der SAKD bzw. beim User Help Desk (UHD) des 

technischen Betreibers, der in der Regel sofort 

mit Rat und Tat zur Seite steht, ist für die Be-

standskunden ausgesprochen wichtig. 

In Anlehnung an das bestehende Marketingkon-

zept, welches bereits im Jahr 2009 nach Ziel-

gruppen und Prioritäten von der SAKD erarbei-

tet worden ist, wurden insbesondere folgende 

Maßnahmen zur Neukundenakquise im Be-

richtszeitraum umgesetzt.  

Privatauskunftssystem 

 Anzeigenschaltung in verschiedenen Fach-

medien, 

 Durchführung schriftlicher Werbeaktionen 

an ca. 700 potenzielle Kunden, 

 telefonische Akquise bei ca. 100 potenziel-

len (großen) Privatkunden, 



             8             

 persönliche Teilnahme und Bewerbung der 

Mitglieder auf der Hauptversammlung des 

Bundesverbandes Deutscher Inkassounter-

nehmen.  

Behördenauskunftssystem 

Die SAKD strebt an, dass zukünftig alle sächsi-

schen Behörden das KKM nutzen und somit 

umgehend die jeweilige Fallbearbeitung fortge-

setzt werden kann. Dazu wurden die sächsi-

schen Behörden zum Dienstangebot des KKM 

über das SMI informiert. 

Zur Bestandskundenpflege wird insbesondere 

der bestehende Kundenstamm im Privatsektor 

regelmäßig kontaktiert, damit die SAKD die 

Bedürfnisse und Zufriedenheitsdefizite dieser 

Kunden besser erkennt und so ihren Service 

durch Aufnahme umsetzbarer Kundenwünsche 

in die weitere Entwicklungsplanung verbessern 

kann. 

1.3.6 Auskunft an den Betroffenen / 
Widerspruchsrecht 

Die bei der SAKD eingehenden Anträge auf 

Auskunft über die zur eigenen Person im Melde-

register gespeicherten Daten nach § 24 

SächsMG (sog. Selbstauskunftsersuchen) wer-

den intern geprüft und sodann die entsprechen-

den Auskünfte erteilt. 

Vereinzelt eingehende Widersprüche gegen den 

automatisierten Abruf über das Internet nach 

§ 32 Abs. 4 SächsMG werden umgehend der 

zuständigen Meldebehörde zur weiteren Bear-

beitung zugeleitet.  

Zu diesem Thema stellt die SAKD auf ihrer Ho-

mepage Informationen für die Bürger bereit, 

insbesondere die Formulare für die Beantra-

gung der Selbstauskunft sowie die Einlegung 

des Widerspruchs. 

1.4 Ausblick 2012 

Das Kommunale Kernmelderegister Sachsen 

wird durch die Behörden des Freistaats Sach-

sen und private Kunden intensiv genutzt. Um 

dies aufrechtzuerhalten, wird die SAKD im Be-

reich KKM auch in den Folgejahren vor großen 

Herausforderungen stehen. Dabei gilt es, so-

wohl den reibungslosen und sicheren Betrieb 

dieser zentralen Informationsquelle sächsischer 

Behörden und Privater zu gewährleisten, als 

auch wichtige Vorhaben für die Weiterentwick-

lung der Software voranzutreiben. Dazu zählen 

z. B. 

 Anpassung / Erweiterung des Softwaresys-

tems zur Umsetzung der mit dem Bundes-

meldegesetz einhergehenden, umfangrei-

chen Änderungen rechtlicher Vorgaben, 

 Anpassung / Erweiterung des Softwaresys-

tems in Zusammenhang mit der geplanten 

Vereinheitlichung der technischen Reprä-

sentation von Namen natürlicher Personen 

in den Registern der Innenverwaltung sowie 

 die Erweiterung und Optimierung des Algo-

rithmus zur KKMID-Vergabe. 

Das Kommunale Kernmelderegister Sachsen ist 

als unverzichtbares, zentrales Informationssys-

tem fest in der sächsischen IT-Landschaft ver-

ankert. In den Folgejahren gilt es, diese Position 

weiter zu festigen und auszubauen. 
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2 Kommunales E-
Government 

2.1 Kommunales 
Förderprogramm, Ist-Stand 
und Novellierung 

2.1.1 Notwendigkeit E-Government 

Die sächsische Verwaltungslandschaft befindet 

sich in vielerlei Hinsicht im Umbruch. Neue, 

höhere Anforderungen werden an die Verwal-

tungsdienstleistungen gestellt, moderne Infor-

mations- und Kommunikationstechnologien 

halten in den Verwaltungen Einzug, Aufgaben- 

und Verantwortungsbereiche werden größer und 

personelle und finanzielle Ressourcen knapper. 

In diesem Spannungsfeld gewinnen die Entwick-

lung und Einführung von E-Government-

Lösungen, sozialen Netzwerken, Verfahrensin-

tegration und Prozessoptimierung enorm an 

Bedeutung. 

Der Wert der „Information“ als Träger von Wis-

sen steigt ebenso wie die Notwendigkeit, diese 

schnell und zuverlässig bereitzustellen. Die 

Fähigkeit einer Verwaltung, ihre Dienstleistun-

gen aus den unterschiedlichsten Zugangskanä-

len sicher, schnell und in hoher Qualität anbie-

ten zu können, ist maßgebend für die Entwick-

lung und Attraktivität der Region und die Wett-

bewerbsfähigkeit des Standortes. 

Zur Förderung der regionalen Entwicklung und 

Sicherung wettbewerbsfähiger territorialer Struk-

turen fördert die Europäische Union den koordi-

nierten umfassenden Einsatz moderner E-

Government-Anwendungen in den Kommunal-

verwaltungen des Freistaates Sachsen mit Mit-

teln des Europäischen Fonds für regionale Ent-

wicklung (EFRE). 

Abb. 3: Logo der EFRE-Strukturfonds-Förderung 

in Sachsen 

2.1.2 Übersicht Förderprogramm 

Dieser Schwerpunkt aus dem Förderprogramm 

des EFRE hat eine Laufzeit von 2007 – 2013. 

Im Rahmen der E-Government-Förderung wer-

den in diesem Zeitraum Fördermittel in Höhe 

von insgesamt 7,5 Mio. € für das Ziel der Ent-

wicklung und Einführung von E-Government in 

den sächsischen Kommunen bereitgestellt. 

Kommunale E-Government-Projekte können mit 

bis zu 75 % der zuwendungsfähigen Gesamt-

ausgaben bezuschusst werden. 

Maßgebend für einen effektiven Einsatz der EU-

Mittel ist neben dem Einsatz aktueller Standards 

und modernster Informationstechnologien und 

einer koordinierten Entwicklung von E-

Government im Freistaat Sachsen auch ein 

hoher Grad der Wiederverwendbarkeit entwi-

ckelter Lösungen. 

Mit der Umsetzung des Förderprogramms ist die 

SAKD beauftragt. Sie erfüllt einerseits hoheitli-

che Aufgaben als Bewilligungsstelle für diesen 

Förderschwerpunkt und ist andererseits erste 

Anlauf- und Beratungsstelle für alle Fragen, 

Hinweise und Probleme im Zusammenhang mit 

möglichen kommunalen E-Government-

Projekten. 
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2.1.3 Stand Anträge 

Die für die Umsetzung des Förderschwerpunk-

tes erforderliche Förderrichtlinie wurde am 

8. Oktober 2007 durch das Sächsische Staats-

ministerium des Innern erlassen. Ab diesem 

Zeitpunkt konnte die SAKD mit der Bearbeitung 

von Förderanträgen beginnen. Nachdem sich 

das Förderprogramm kommunales E-Govern-

ment mittlerweile drei Jahre in der Umsetzung 

befindet, muss eine aus kommunaler Sicht un-

befriedigende Zwischenbilanz gezogen werden. 

Seit Beginn der Förderung wurden lediglich drei 

Anträge auf Gewährung einer Zuwendung aus 

EFRE-Mitteln für kommunale E-Government-

Projekte gestellt und bewilligt. Von diesen An-

trägen musste eine Bewilligung durch die Bewil-

ligungsstelle zurückgenommen werden, da im 

Nachhinein bekannt wurde, dass für die Pro-

jektumsetzung zur Zeit keine rechtliche Ermäch-

tigung besteht und diese notwendige Rahmen-

bedingung auch kurzfristig nicht durch das zu-

ständige Staatsministerium geschaffen wird. Für 

die übrigen zwei Bewilligungen wurden Förder-

mittel über insgesamt 0,46 Mio. € bereitgestellt. 

Das entspricht einem Anteil von 6,14 % der 

insgesamt bereitgestellten Fördermittel. 

Abb. 4: Inanspruchnahme der EFRE-Fördermittel 

Stand 31.12.2011 

Das Projekt Landkreisatlas Mittelsachsen des 

Landratsamtes Mittelsachsen wurde 2010 ab-

geschlossen und der Verwendungsnachweis 

durch die Bewilligungsstelle geprüft, das zweite 

Projekt XÖGD-Standard für alle Gesundheits-

ämter, federführend durch das Gesundheitsamt 

der Stadt Leipzig betrieben, wird planmäßig 

2012 beendet. 

2.1.4 Probleme 

Zusammenfassend muss eingeschätzt werden, 

dass bislang das Ziel der Förderung, eine um-

fassende Entwicklung und Einführung kommu-

naler E-Government-Lösungen, nicht erreicht 

werden konnte. Eine messbare Größe dafür ist 

der sehr geringe Grad der Inanspruchnahme 

des Förderprogrammes.  

Deutlich wird, dass sich das Förderprogramm in 

der bestehenden Form nicht ausreichend an 

den Anforderungen der kommunalen Praxis 

orientiert und dass die Förderkriterien nicht die 

nötige Attraktivität für die kommunalen Gebiets-

körperschaften und Zweckverbände aufweist. 

Die SAKD hat aus diesem Grund gemeinsam 

mit Vertretern der kommunalen Spitzenverbände 

und sächsischer Kommunen das Förderpro-

gramm analysiert und Gründe für die mangeln-

de Inanspruchnahme der Fördermöglichkeiten 

herausgearbeitet. Als Ergebnis dieser Analyse 

wurde einhellig festgestellt, dass die Ursachen 

dafür insbesondere zu sehen sind in: 

 der durch die Förderrichtlinie geforderten 

kostenfreien Nachnutzung. Diese Forderung 

führt zwangsläufig zur Entwicklung von 

“Landeslizenzen“. Dadurch werden die Kos-

ten für die Projektumsetzung enorm verteu-

ert und eine Refinanzierung, z. B. durch 

Weiterveräußerungen, wird stark einge-

schränkt. 

 den knappen personellen Ressourcen in 

den Kommunalverwaltungen. Es ist den 

Kommunen oft nicht oder nur sehr schwer 

möglich, neben dem operativen Tagesge-

schäft Fachpersonal für die Planung, Um-

Fördermittel 
gesamt;  

7.493.069,00 € 

Bewilligt;  
460.269,00 € 
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setzung und Abrechnung zusätzlicher Ent-

wicklungsprojekte freizustellen. 

 Eigenmittel sind durch eine Vielzahl sächsi-

scher Kommunen zum Teil nicht aufzubrin-

gen, insbesondere dadurch, dass keine 

Förderung eigener Personalaufwendungen/-

kosten des Zuwendungsempfängers erfolgt. 

 fehlende infrastrukturelle Voraussetzungen, 

z. B. Signatur, DMS, Vorgangsbearbeitung 

in den Kommunalverwaltungen. Neben un-

verhältnismäßigen rechtlichen Anforderun-

gen an Verwaltungsverfahren (z. B. Schrift-

formerfordernis und der daraus notwendi-

gen qualifizierten elektronischen Signatur) 

und fehlender rechtlicher Regelungen fehlt 

es den Kommunen häufig an notwendigen 

IT-Infrastrukturen, welche für moderne E-

Government-Anwendungen erforderlich 

sind. 

 Reglementierung der zuwendungsfähigen 

Anteile für Schnittstellenentwicklungen. Aus 

den Regelungen der vorangegangenen 

Förderperiode übernommen, sind diese Re-

striktionen auf Grund der inzwischen rasant 

fortgeschrittenen technischen und technolo-

gischen Entwicklungen nicht mehr zeitge-

mäß und zielführend. 

 Orientierung an Außenwirkung und man-

gelnde Betrachtung der internen Verwal-

tungsprozesse. Aus Sicht der beteiligten 

Experten ist der Hauptaufwand, aber auch 

das höchste Nutzenspotenzial insbesondere 

in der Optimierung der verwaltungsinternen 

Prozesse zu sehen. Ohne ein vernünftiges 

Prozessmanagement können auch externe 

E-Government-Anwendungen nicht effektiv 

umgesetzt werden. 

2.1.5 Notwendigkeit Änderung 

Die Situationsuntersuchung zeigte, dass für eine 

erfolgreiche Umsetzung des Förderprogramms 

eine Reihe von inhaltlichen und bürokratischen 

Hürden abgebaut und Förderziele und -vor-

gaben an die Erfordernisse der kommunalen 

Praxis angepasst werden müssen.  

Eine novellierte Förderrichtlinie sollte so gestal-

tet werden, dass kleinere, auf konkrete kommu-

nale Anforderungen zugeschnittene Projekte mit 

überschaubarem (personellen wie finanziellen) 

Aufwand auch ohne unmittelbare Außenwirkung 

förderfähig sein können. 

Basierend auf den Erfahrungen der bisherigen 

Projekte setzte sich die Erkenntnis durch, dass 

in vielen Fällen erst die Konzeptionsphase we-

sentliche Aussagen zu den tatsächlichen Um-

setzungsmöglichkeiten, Aufwendungen, Techno-

logien und Handlungsbedarf liefert. Für eine 

erfolgreiche Entwicklung und Einführung von E-

Government-Anwendungen und zur Vermeidung 

von Fehlentwicklungen sollten daher auch Pro-

jekte förderfähig sein, die hauptsächlich konzep-

tionellen Charakter tragen und nicht unmittelbar 

eine konkrete IT-Lösung als Ergebnis haben. 

Seitens des Fondsbewirtschafters sollten Mög-

lichkeiten untersucht werden, inwieweit die För-

derfähigkeit projektbezogener Personalkosten 

ermöglicht werden kann. Damit würde eine we-

sentliche Hürde für die Verwaltung gesenkt wer-

den können, personelle Kapazitäten trotz Auf-

gabenfülle im Tagesgeschäft bereit zu stellen. 

Die kostenfreie Nachnutzung der entwickelten 

Lösungen stellt zwar auf den ersten Blick aus 

Sicht eines effizienten Einsatzes der Fördermit-

tel eine sinnvolle Alternative dar, wirkt aber für 

die Projekte dahingehend kostenerhöhend, als 

die ausführenden Firmen dafür Kosten für die 

Entwicklung einer Landeslizenz kalkulieren, was 

den Gesamtaufwand deutlich erhöht. Auch ist es 

den projektführenden Kommunen schwer zu 

vermitteln, dass sie selbst Eigenmittel für die 

Projekte bereitstellen sollen, andere Kommunen 

und Behörden jedoch kostenfrei in den Genuss 

der Ergebnisse gelangen. Eine entsprechende 

Öffnung dieser Klausel würde ermöglichen, 

dass eingesetzte Ressourcen beispielsweise 
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über Lizenzkosten zusätzlich zu Wartungs- und 

Pflegekosten refinanziert werden können. 

Erfahrungen aus der vergangenen Landesförde-

rung und auch Rückäußerungen zur laufenden 

Förderperiode zeigen, dass eine breite Nach-

nutzung der Projektergebnisse auch daran 

scheiterte, dass es den Kommunen an ausrei-

chender Information zu den Projekten und deren 

Ergebnissen einerseits, aber auch an Hilfestel-

lung und praktischen Dienstleistungen für die 

Einführung andererseits mangelte. Daher sollten 

auch Maßnahmen, welche der Verbreitung von 

Projektergebnissen dienen, förderfähig gemacht 

werden.  

Nach wie vor besteht eine große Unsicherheit 

dahingehend, inwieweit Mehrfachentwicklungen 

(z. B. Umsetzung einer Verwaltungsdienstleis-

tung in mehreren Verwaltungen in Abhängigkeit 

der unterschiedlichen technischen und techno-

logischen Voraussetzungen) dennoch den An-

forderungen an eine Förderung aus dem EFRE 

entsprechen kann. Dazu fehlt in der aktuellen 

Förderrichtlinie noch eine klare Aussage, was 

unter Doppel- und Parallelentwicklung zu ver-

stehen ist und wie diese abgegrenzt werden 

können. 

Eine Grundvoraussetzung für eine effektive 

Einführung moderner E-Government-Anwen-

dungen sind abgestimmte und optimierte interne 

Verwaltungsprozesse und Strukturen. Daher 

sollten sich mögliche Fördergegenstände auch 

mit der Optimierung und Reorganisation interner 

Prozesse, auch ohne unmittelbare außenwirk-

same Zielorientierung auf Bürger und Unter-

nehmen befassen.  

Konzeptionelle (Vor-) Leistungen sind im E-

Government sehr aufwändig, aber bislang nicht 

förderfähig. Es wird daher angestrebt, dass 

auch der konzeptionelle Aufwand zur Antragstel-

lung dem Projekt zugerechnet werden kann. 

2.1.6 Stand Überarbeitung 

Mit Datum vom 09.12.2010 wurde durch die 

Europäische Kommission der 2. Änderungsan-

trag zum Operationellen Programm (OP) des 

Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung 

(EFRE) bestätigt.  

Dies machte die Novellierung der einschlägigen 

Förderrichtlinie notwendig und möglich. Das 

SMJus erarbeitete im Jahr 2011 einen Entwurf 

einer neuen Förderrichtlinie mit dem Ziel, neue 

Anforderungen aus dem geänderten OP einzu-

arbeiten sowie die Attraktivität und Inanspruch-

nahme des EFRE-Förderschwerpunktes E-

Government zu erhöhen. 

Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens wurde 

die SAKD als Bewilligungsstelle erstmals Ende 

Juli 2011 um Mitwirkung dazu gebeten. In meh-

reren ausführlichen Stellungnahmen wurden 

eine Vielzahl von Änderungsvorschlägen und 

Ergänzungen erarbeitet, mit kommunalen Ver-

tretern und Spitzenverbänden abgestimmt und 

zur Qualifizierung der Förderrichtlinie beim 

SMJus eingereicht.  

Die Vorschläge der kommunalen Vertreter und 

der SAKD fanden teilweise Eingang in die neu-

en Entwürfe der Förderrichtlinie. Allerdings ist 

der Stand derzeit aus Sicht der kommunalen 

Seite noch nicht zufriedenstellend. Die Diskus-

sionen mit dem Fondsbewirtschafter ergaben 

dabei, dass einige kritischen Punkte auf Grund 

europarechtlicher Vorgaben (Additionalitätsprin-

zip) nicht umgesetzt werden können (z. B. Zu-

wendungsfähigkeit eigener Personalaufwen-

dungen des Zuwendungsempfängers). Andere 

Regelungen bedürfen noch einer Klärung durch 

den Fondsbewirtschafter. Im engen Dialog mit 

dem SMJus gilt es nun, möglichst viele der 

kommunalen Anforderungen noch umzusetzen 

und schnellstmöglich eine handhabbare Hand-

lungsgrundlage für einen doch noch erfolgrei-

chen Abschluss des Förderprogrammes vorzu-

legen. Mit einer Verabschiedung der neuen För-
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derrichtlinie durch das sächsische Kabinett wird 

im 2. Quartal 2012 gerechnet. 

2.2 E-Government-Strategie 
Freistaat; gemeinsame 
Umsetzungsplanung 

2.2.1 Ausgangssituation 

Die strategische Bedeutung der Informations- 

und Kommunikationstechnologien für die Ges-

taltung einer zukunftsfähigen Verwaltung ist im 

Freisaat Sachsen zeitig erkannt worden. 

Erste Aktivitäten in diesem Bereich, welche heu-

te unter dem Begriff E-Government zusammen-

gefasst werden, wurden bereits in dem Be-

schluss „Informationsgesellschaft – Strategie 

und Maßnahmen für Sachsen“ im Jahr 1997 

verankert. Der staatliche E-Government-

Fahrplan 2003 der sächsischen Landesverwal-

tung beinhaltet als strategisches Ziel den Auf-

bau einer zentralen sächsischen E-Government-

Infrastruktur, welche auch den sächsischen 

Kommunalverwaltungen zur Nutzung bereitste-

hen. Aufbauend auf den strategischen Orientie-

rungen des staatlichen Fahrplanes entstand im 

Jahr 2004 eine vergleichbare Planung der säch-

sischen Kommunalverwaltungen. Der kommu-

nale Fahrplan benennt vor allem die Schwer-

punkte der E-Government-Entwicklung aus 

Sicht der sächsischen Gemeinden, Städte und 

Landkreise.  

Staatliche und kommunale E-Government-

Entwicklung bedürfen einer engen Zusammen-

arbeit und Abstimmung, damit behörden- und 

ebenenübergreifende E-Government-Lösungen 

entstehen. Mit der Initiative „Sachsen interaktiv“ 

vereinbarten 2004 die kommunalen Spitzenver-

bände eine weitreichende Kooperation mit der 

sächsischen Staatsregierung. 

Mit dem E-Government-Bericht 2003-2007 zo-

gen die sächsischen Landes- und Kommunal-

verwaltungen eine gemeinsame Zwischenbi-

lanz. Diese zeigt, dass die sächsischen Verwal-

tungen im Berichtszeitraum wesentliche Ziele 

erreichen konnten (z. B. den Aufbau der E-

Government-Infrastruktur). Deutlich sichtbar 

wird aber auch, dass Aufgaben für die breite 

Umsetzung von E-Government sowohl in der 

Landes- als auch in den Kommunalverwaltun-

gen noch zu bewältigen sind (Schwerpunkt in 

der behördenübergreifenden Zusammenarbeit 

zwischen Landes- und Kommunalbehörden). 

Der Bericht verdeutlichte die Notwendigkeit 

einer gemeinsamen E-Government-Strategie 

zwischen Landes- und Kommunalverwaltungen. 

Mit der sächsischen E-Government-Strategie 

2009 entstand nach einer langen und intensiven 

Diskussion einer Vielzahl von Beteiligten des 

Landes und der kommunalen Seite eine Strate-

gie, die von beiden Seiten getragen wird. Darin 

sind wichtige Begriffe definiert, Ziele der E-

Government-Entwicklung und grundlegende 

Orientierungen zu Handlungsfeldern benannt. 

Veränderungen von wesentlichen Rahmenbe-

dingungen erfordern eine permanente Fort-

schreibung der E-Government-Strategie.  

Die Sächsische Staatsregierung hat mit Kabi-

nettsbeschluss Nr. 04/1024 vom 23.06.2010 die 

sächsische E-Government-Strategie bestätigt. 

Dieser Beschluss enthält den Auftrag an das 

Sächsische Staatsministerium der Justiz und für 

Europa (SMJus), gemeinsam mit den Ressorts 

und der kommunalen Ebene ein E-Government-

Vorgehensmodell und eine Umsetzungsplanung 

auf Basis der E-Government-Strategie zu entwi-

ckeln.  
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2.2.2 Ausarbeitung Vorgehensmodell 
und Umsetzungsplanung E-
Government-Strategie 

Das E-Government-Vorgehensmodell sollte 

dabei alle Phasen des E-Government-

Prozesses, also sowohl die E-Government-

Aufgaben auf strategischer Ebene als auch die 

Abwicklung von E-Government-Projekten be-

schreiben. Dazu sind für jede Prozessphase im 

E-Government die jeweils notwendigen Aktivitä-

ten, die dafür verantwortlichen Akteure und das 

Ergebnis der jeweiligen Aktivität anzugeben. 

Das Vorgehensmodell sollte ein detailliertes 

Rollenmodell enthalten, das von den sächsi-

schen Landes- und Kommunalverwaltungen für 

ihren jeweiligen Zuständigkeitsbereich eigen-

verantwortlich organisatorisch umgesetzt wer-

den kann. Dabei sollen die Verwaltungen den 

nötigen Raum erhalten, ihre spezifischen Be-

dingungen und Bedürfnisse zu berücksichtigen. 

Dies betrifft insbesondere die fachlichen Spezifi-

ka und Größenordnungen von E-Government im 

jeweiligen Zuständigkeitsbereich. 

Zur Abstimmung und Beratung der Ergebnisse 

hat das SMJus ein Kernteam eingesetzt, in das 

die SAKD stellvertretend für die kommunale 

Gemeinschaft eingebunden war. Für die Bera-

tungen des Kernteams waren jeweils ein bis 

zwei Tage pro Woche vorgesehen. 

Nachfolgende Zusammenarbeit im Projekt wur-

de vereinbart: 

- Das Projektkernteam, in das die SAKD von 

den kommunalen Spitzenverbänden ent-

sandt wurde, erarbeitet die Inhalte laut Auf-

trag und leitet die Zwischenergebnisse dem 

Qualitätszirkel zur Begutachtung zu.  

- In Workshops konnte dann durch die Mit-

glieder des Qualitätszirkels zu den Inhalten 

Stellung genommen werden. Diese waren 

Bestätigung oder Ausgangspunk für inhalt-

liche Korrekturen bzw. Erweiterung des 

Auftrages.  

- Dem AK ITEG (Arbeitskreis Informations- 

Abb. 5: Projektkernteam zur Umsetzung der E-

Government-Strategie 2009 

technik und E-Government der Ressorts 

der Staatsregierung) war zu den Arbeitser-

gebnissen Bericht zu erstatten und nach 

Fertigstellung dem LA ITEG (Lenkungsaus-

schuss Informationstechnik und E-

Government) zur Beschlussfassung vorzu-

legen. 
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Veränderte Rahmenbedingungen gegenüber 

der Strategie 2009 waren zu berücksichtigen 

wie: 

 Nationale E-Government-Strategie, 

 Programm der Bundesregierung „Vernetzte 

und transparente Verwaltung“, 

 Ziele der Staatsmodernisierung im Freistaat 

Sachsen laut Koalitionsvertrag, 

 Gesetzgebungsverfahren E-Government-

Gesetz, 

 Verwaltungsvorschrift zur Planung und 

Steuerung von Informationstechnik und E-

Government (VWV ITEG), 

 künftige Rolle des Staatsbetriebes Sächsi-

sche Informatik Dienste für den Freistaat, 

 Steuerungsfunktion des CIO (Chief Informa-

tion Officer) des Freistaates Sachsen (CIO-

Steuerungsmodell). 

Im Verlauf der Projektarbeit wurden Unterschie-

de in der inhaltlichen Ausrichtung erkennbar. 

Von kommunaler Seite lag der Schwerpunkt auf 

der Konkretisierung der in der Strategie 2009 

vereinbarten Ziele durch Untersetzung mit kon-

kreten Projekten und der Vereinbarung von in 

der Projektumsetzung einzuhaltenden Stan-

dards. Dabei sollten besonders Projekte, welche 

die behördenübergreifende Zusammenarbeit 

betreffen, herausgearbeitet werden. Die Ver-

besserung der Nutzerfreundlichkeit der Basis-

komponenten und die Beseitigung von rechtli-

chen Hemmnissen zur Inanspruchnahme von E-

Government-Angeboten (Unterschriftserforder-

nis, qualifizierte elektronische Unterschrift) sind 

weitere Schwerpunkte. Eine kritische Bewertung 

und Analyse des bisher erreichten Standes bei 

der Umsetzung von E-Government und der EU-

Dienstleistungsrichtlinie sollten der Ausgangs-

punkt sein. 

Das SMJus sieht die Notwendigkeit, die bisheri-

ge E-Government-Strategie um den Aspekt der 

Informationstechnik zu erweitern und somit eine 

neue, einheitliche IT- und E-Government-

Strategie zu konzipieren. Die zentrale Steue-

rungsfunktion des Beauftragten für Informations-

technologie der Sächsischen Staatsregierung 

(CIO) für einen standardisierten, effizienten und 

nachhaltigen IT-Einsatz sollte in der neuen Stra-

tegie abgebildet werden. 

Ferner schlug die SAKD vor, die neuen Doku-

mente in der Kontinuität vorliegender Konzepte 

zu entwickeln, wie der E-Government-Strategie 

2009, dem Fachkonzept zur IT-Umsetzung der 

EU-Dienstleistungsrichtlinie im Freistaat Sach-

sen und dem Rahmenkonzept zur IT-

Umsetzung der EU-Dienstleistungsrichtlinie in 

den Kommunalverwaltungen im Freistaat Sach-

sen. Dazu gehört auch, einheitliche Begrifflich-

keiten in einem gemeinsamen Glossar zusam-

menzuführen, um eine gemeinsame Verständi-

gungsgrundlage zu erhalten vorzunehmen, soll-

te nach unserer Auffassung Kern einer gemein-

samen Strategie sein. 

Seit April 2011 liegt ein Entwurf eines überarbei-

teten Strategiedokuments im SMJus vor. Dieses 

beschreibt die Steuerungsfunktion und Steue-

rungsinstrumente des CIO des Freistaates. Ob 

dies dem ursprünglichen Kabinettsauftrag, kon-

krete Schritte für die Umsetzung von Vorhaben 

zur Erreichung der E-Government-Ziele zu ent-

wickeln und diese mit Verantwortlichkeiten, 

Kennzahlen und einer Zeitplanung zu unterset-

zen, gerecht wird, muss sich in den für 2012 

angekündigten Aktivitäten zeigen. Für die kom-

munale Seite hat die neue Strategie zunächst 

empfehlenden Charakter. 
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2.3 Vereinbarung zur Mitnutzung 
der E-Government-Plattform 
des Freistaats Sachsen durch 
die sächsischen Kommunen 

Zur Unterstützung der Verwaltungsmodernisie-

rung baut die Landesverwaltung seit 2005 eine 

E-Government-Plattform mit sogenannten 

E-Gov-Basiskomponenten (BaK) auf. Als solche 

werden zum Teil komplexe Softwareanwendun-

gen verstanden, welche von Behörden zur In-

formationsbereitstellung und Abwicklung von 

Geschäftsprozessen im und über das Internet 

häufig benötigt werden. Aufgrund ihrer Komple-

xität und dem damit verbundenen Aufwand, 

wurde es als sinnvoll eingeschätzt, diese Basis-

komponenten zentral zu entwickeln und bereit 

zu stellen. 

Seit ihrer Einführung haben die sächsischen 

Kommunen die Möglichkeit, diese Komponenten 

kostenfrei mit zu nutzen. Aus ihren Kontakten 

mit den Kommunen im Rahmen des Supports 

für ausgewählte Bak hat die SAKD schon früh-

zeitig erkannt, dass die Entscheidung der Kom-

munen, dieses Angebot zu nutzen, maßgeblich 

davon abhängt, inwieweit die Anpassung der 

Komponenten an geänderte Bedürfnisse und 

die Finanzierung langfristig abgesichert sind. 

Eine erste Initiative der SAKD, diesbezüglich 

eine verbindliche Vereinbarung (Arbeitstitel 

„Rahmenportalvertrag“) zwischen Land und 

Kommunen herbeizuführen, richtete die SAKD 

schon im August 2005 an die Staatskanzlei. 

Die Landesverwaltung konnte sich aber nicht 

verpflichten, über den Betrieb der Komponenten 

hinausgehende Leistungen für die Kommunen 

ohne eine Kostenbeteiligung zu erbringen. 

Nach länger währenden Verhandlungen wurde 

dann im Januar 2011 zwischen den sächsischen 

kommunalen Spitzenverbänden und dem zu-

ständigen Ressort SMJus eine Vereinbarung 

abgeschlossen, welche die organisatorischen, 

technischen und finanziellen Aspekte der Nut-

zung, des Betriebes und der gemeinsamen Wei-

terentwicklung der Basiskomponenten regelt. 

Wesentliche Aspekte der Vereinbarung sind: 

 die Definition der Ziele der Vereinbarung, 

 die Beschreibung der Basiskomponenten, 

deren Rahmenbedingungen in der Verein-

barung geregelt werden, 

 die Verantwortlichkeiten der Beteiligten 

(Leistungen, Finanzierung), 

 die Einrichtung paritätisch besetzter Gre-

mien, welche über operative und strategi-

sche Fragen entscheiden und 

 die Schaffung der Grundlagen für eine künf-

tige nutzungsabhängige Finanzierung. 

Auf kommunaler Seite wurde die Vereinbarung 

in enger Zusammenarbeit der sächsischen Spit-

zenverbände mit der SAKD erarbeitet. Zur Um-

setzung der Vereinbarung vertritt die SAKD 

neben den Spitzenverbänden die kommunale 

Seite in dem Entscheidungsgremium für strate-

gische Fragen zum E-Government, dem „Säch-

sischen IT-Kooperationsrat“, und der Arbeits-

gruppe „E-Government-Basiskomponenten“ für 

operative Fragen. Um die kommunalen Anforde-

rungen und Bedürfnisse hinsichtlich der Weiter-

entwicklung zu erfassen, hat die SAKD Arbeits-

gruppen eingerichtet: 

 Zur Eruierung von weiteren Anforderungen 

an die Basiskomponente Amt24 und Dis-

kussion mit kommunalen Vertretern hat die 

SAKD eine Arbeitsgruppe „Amt24“ einge-

richtet. 

 Der von der SAKD geleitete Arbeitskreis 

„KomGeoSAX“ reflektiert die Entwicklungen 

zur Basiskomponente „Geodaten“. 

 Weitere Arbeitsgruppen wird die SAKD ins 

Leben rufen, sobald sich in einzelnen Berei-

chen umfangreiche Entwicklungen abzeich-

nen. 

Die Voraussetzungen für ein erfolgreiches und 

nachhaltiges E-Government haben sich mit der 
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„Vereinbarung zur Mitnutzung der E-

Government-Plattform des Freistaats Sachsen 

durch die sächsischen Kommunen“ somit we-

sentlich verbessert.  

Dieser neue Impuls sollte die Kommunen veran-

lassen, sich bei der Nutzung und Weiterentwick-

lung der Basiskomponenten zu engagieren. 

2.3.1 Neues Amt24 

Die Basiskomponente „Amt24“ ist seit 2005 

Bestandteil der E-Government-Plattform des 

Freistaates Sachsen. Eine laufende inhaltliche 

Erweiterung wurde durch die Redaktion Amt24 

der Staatskanzlei vorgenommen. Aus Sicht der 

kommunalen Benutzer und der Öffentlichkeit hat 

sich aber an den Funktionen und dem Aussehen 

der Komponente seither wenig verändert. Un-

geachtet dessen wurden unter der Oberfläche 

zahlreiche Änderungen vorgenommen. So be-

zieht zum Beispiel das vom Statistischen Lan-

desamt geführte Verzeichnis „Landratsämter, 

Stadt- und Gemeindeverwaltungen im Freistaat 

Sachsen“ seit 2008 seine Daten aus dem 

Amt24. Weiterhin können Kommunen, welche 

am Projekt D115 teilnehmen, die Inhalte des 

Portals dem D115-Auskunftssystem zur Verfü-

gung stellen. 

Im Jahr 2010 beteiligte sich die SAKD im Rah-

men der Arbeitsgruppe „Projektkoordinierung 

Amt24“ des SMI an der Erarbeitung eines Kon-

zeptes zur grundlegenden technischen und 

gestalterischen Verbesserung von Amt24. Die 

SAKD nutzte diese Mitarbeit, um kommunale 

Anforderungen in die Konzeption einfließen zu 

lassen. 

Das Konzept wurde aus verschiedenen Grün-

den seinerzeit nicht umgesetzt. Ausgewählte 

wesentliche Anforderungen wurden jedoch im 

Juni 2011 bei einem Redesign von Amt24 um-

gesetzt. Wie von der SAKD schon 2006 gefor-

dert, wurde das Layout übersichtlicher gestaltet, 

unwichtigere Informationen in den Hintergrund 

gerückt oder entfernt. Ebenso erleichtert eine 

intelligente Suchfunktion das Auffinden ge-

wünschter Informationen. Die Nachnutzbarkeit 

der Inhalte wurde durch weitere Webdienste 

unterstützt.  

Ein großer Teil der von der SAKD formulierten 

Anforderungen bezog sich auf das sogenannte 

„Admincenter“ von Amt24, der Oberfläche zur 

Verwaltung der Inhaltsdaten. Dieses wurde von 

den kommunalen Benutzern oft als wenig intuitiv 

bis unverständlich wahrgenommen und ist einer 

der Gründe, warum Amt24 bis heute nicht die 

gewünschte Verbreitung in Sachsen gefunden 

hat. 

Anfang 2011 haben das SMJus als Projektträger 

und die Sächsische Staatskanzlei diese Prob-

lematik aufgegriffen. Um die zur Verbesserung 

des Admincenters und weiteren Entwicklungen 

nötigen Investitionen zu optimieren, hat die 

Landesverwaltung eine Kooperation mit dem 

Innenministerium Baden-Württemberg abge-

schlossen. Beide Länder benutzen für Amt24, in 

Baden-Württemberg unter dem Namen „service-

bw“, die gleiche Softwareplattform. Beide Seiten 

profitieren in der Kooperation durch die Über-

mittlung gegenseitiger Erfahrungen und geteilte 

Kosten bei Anforderungen, welche in beiden 

Ländern bestehen. 

Hauptthema der Kooperation bis Ende 2011 ist 

die Neugestaltung des Admincenters. Die SAKD 

vertritt die kommunale Seite in wesentlichen 

Arbeitsberatungen und bewertet und kommen-

tiert den Projektfortschritt. 

Um die Mitarbeit auf eine breite Basis zu stellen, 

hat die SAKD mit interessierten Kommunen 

Anfang 2011 eine Arbeitsgruppe „Amt24“ ge-

gründet. Bei der ersten Beratung im Mai wurde 

das oben erwähnte Redesign vorgestellt und 

nach dessen Online-Schaltung übermittelte die 

Arbeitsgruppe Ende Juli eine erste Bewertung 

an den Projektträger.  
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Als technische Unterstützung zur Strukturierung, 

Formulierung und Nachverfolgung der Anforde-

rungen wurde ein Managementsystem auf einer 

Unterseite der SAKD-Homepage eingerichtet. 

Dieses System steht auch den anderen Arbeits-

gruppen der SAKD zur Verfügung. Es ermög-

licht, alle Anforderungen im Einzelnen aufzu-

nehmen, zu kategorisieren, mit einem Status zu 

versehen und gegebenenfalls auch wieder 

strukturiert auszugeben. Somit verteilen sich die 

Informationen nicht mehr in zahlreichen unter-

schiedlich strukturierten Dokumenten und kön-

nen leichter aufgefunden und nachverfolgt wer-

den. Nach aktuellen Planungen soll das neue 

Admincenter aus Kapazitätsgründen in drei 

Schritten umgesetzt werden. Die AG Amt24 wird 

diesen Prozess begleiten und auf die Einhaltung 

kommunaler Interessen achten. Weitere Inte-

ressenten an einer Mitarbeit sind jederzeit wil-

kommen. 

2.3.2 Kommunaler Formulardienst 

Als Bestandteil der sächsischen E-Government-

Plattform wird den Kommunen von der Landes-

verwaltung eine Basiskomponente „Formular-

service“ zur Verfügung gestellt. Diese Anwen-

dung ermöglicht es, Bürgern und Unternehmen 

elektronische Formulare auf einem Formular-

server anzubieten und die Formulardaten über 

ein Gateway in die Verwaltung zu übertragen. 

Da die nötigen Formulare selbst nicht Bestand-

teil der Basiskomponente waren, beschäftigte 

sich seit 2006 eine kommunale Arbeitsgruppe 

mit der Erstellung eines Pools von Formularen, 

welche frei von Urheberrechten Dritter von allen 

sächsischen Kommunen kostenfrei nachgenutzt 

werden konnten. Über die Ersterstellung hinaus 

mussten diese Formulare laufend den gesetzli-

chen Gegebenheiten angepasst werden. Dieser 

Prozess gestaltete sich schwierig, da seitens 

der AG-Mitglieder und auch der SAKD keine 

ausreichenden Ressourcen zur Verfügung stan-

den. Infolge dessen sind ein Teil der Formulare 

heute nicht mehr auf dem aktuellen Stand. 

Alternativ zum Formularserver und dem kom-

munalen Formularpool bietet der Zweckverband 

KISA - Kommunale Informationsverarbeitung 

Sachsen einen Formulardienst an. Diese Platt-

form enthält über 1000 Formulare und Merkblät-

ter, welche KISA von Verlagen anmietet. Der 

Dienst wird gegen Entgelt erbracht und konnte 

zahlreiche Kommunen als Kunden gewinnen. 

Da diese konkurrierenden Angebote im Sinne 

eines wirtschaftlichen Umgangs mit Haushalts-

mitteln als ungünstig angesehen werden müs-

sen, erteilten die sächsischen Spitzenverbände 

der SAKD den Auftrag, ein Konzept für ein ein-

heitliches Formularangebot für sächsische 

Kommunen zu erarbeiten. 

Das von der SAKD erstellte Konzept beschreibt 

die hier kurz aufgezeigte Ausgangslage ausführ-

lich mit Vor- und Nachteilen der Angebote. Ins-

besondere enthält es über das reine zur Verfü-

gungstellen der Formulare hinausgehende, für 

einen umfassenden Formulardienst unabding-

bare Dienste, wie 

 Koordinierung des gesamten Dienstes, 

 Management der fachlichen und techni-

schen Anforderungen, 

 Nutzermanagement und 

 betriebswirtschaftliches Management. 

Erste Kalkulationen geben einen Überblick über 

Kosten und Erträge bei unterschiedlich ausge-

prägten Ausbaustufen und qualitativen Vorga-

ben an die Formulare. Kalkulationsgrundlage 

sind die Erfahrungen der SAKD bei der Erstel-

lung und Pflege von Formularen, übliche Stun-

densätze und Mietgebühren für Formularpools. 

Letztere wurden in einer von der SAKD vorab 

durchgeführten Markterkundung bei führenden 

Anbietern von elektronischen Formularen eru-

iert. 
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Im Ergebnis werden zwei Varianten eines kom-

munalen Formulardienstes zur Diskussion ge-

stellt. 

Bei Variante 1 wird ein von einem Verlag ange-

mieteter Formularpool auf dem Formularserver 

bereit gestellt. Der Verlag gewährleistet die 

Rechtssicherheit der Formulare.  

Variante 2 ergänzt den Dienst um oben genann-

te Managementleistungen und schafft damit die 

Grundlagen, Formulare in höherer Qualität (d. h. 

zur Realisierung medienbruchfreier Verwal-

tungsverfahren) auf die Bedürfnisse der Kom-

munen zugeschnitten zusätzlich anzubieten. Die 

damit verbundenen Mehraufwendungen sind 

durch Nutzungsentgelte zu finanzieren. 

Im Sinne einer nachhaltigen Etablierung des 

Dienstes bei den Kommunen und der dafür nö-

tigen letztlich medienbruchfreien Abwicklung 

von Geschäftsprozessen im öffentlichen Bereich 

hat die SAKD den Spitzenverbänden vorge-

schlagen, die Variante 2 umzusetzen. 
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3 Infrastruktur, 
Kommunales Datennetz 

Das operative Tagesgeschäft der Kunden-

betreuung im kommunalen Datennetz (KDN II) 

wird bereits seit 2010 ausschließlich durch die 

KDN GmbH wahrgenommen. Im 4-Wochen-

Rhythmus werden die dabei auftretenden Prob-

leme im Rahmen einer Arbeitsgruppe „KDN II – 

Kundenzufriedenheit“ besprochen. In dieser AG 

sind die KDN GmbH, der Dienstleister T-

Systems und die SAKD ständig vertreten. Im 

Bedarfsfall, zum Beispiel bei Schnittstellenprob-

lemen mit dem Landesnetz oder übergreifenden 

Sicherheitsthemen, werden Vertreter des 

Staatsbetriebs Sächsische Informatikdienste 

(SID) dazu eingeladen.  

Die große Mehrheit der KDN-Nutzer ist mit der 

Leistungsfähigkeit und Stabilität des KDN II 

zufrieden. Die regelmäßig stattfindende Auswer-

tung der SLAs2 mit dem Schwerpunkt der An-

schlussverfügbarkeit bestätigen diesen Eindruck 

objektiv: Pönalepflichtige Vertragsverletzungen 

sind die absolute Ausnahme. Das entspricht 

auch den Erfahrungen, die die SAKD im Rah-

men ihrer Serviceberatungen bei vielen Kom-

munalverwaltungen gewonnen hat.  

Typische Probleme des täglichen Betriebes sind 

deshalb Schwerpunkt der AG „KDN II - Kunden-

zufriedenheit“. Dazu zählen einzelfallspezifische 

Sonderlösungen bei Anschlüssen, Verbesse-

rung der Tools für Management und Change 

Requests (CR)3, Lastauswertung von Netzüber-

gängen oder die allgemeine Verbesserung der 

Kommunikation zwischen KDN GmbH als Auf-

traggeber und T-Systems als Auftragnehmer.  

Die Einschätzung der Zugangsbandbreite der 

Kundenanschlüsse fällt sehr unterschiedlich 

aus.  

                                            
2 SLA: Service Level Agreement (Vereinbarung zur Einhal-

tung definierter Qualitätsparameter) 

3 Change Request: Änderungsauftrag 

Die breitbandigen EtherConnect4-Anschlüsse, 

über die alle Landkreise, die Stadtverwaltung 

Dresden oder Sonderkunden wie die Lecos 

GmbH angeschlossen sind, erfüllen alle Anfor-

derungen auch für große Nutzerzahlen oder die 

zentral gehosteten Verfahren der Landesverwal-

tung und wurden deshalb in der AG fast nie 

thematisiert. 

Im Gegensatz dazu müssen die schmalbandi-

gen Basisanschlüsse für kleine Verwaltungen, 

speziell die 0,6 Mbp-SDSL-Anschlüsse, als nicht 

mehr zeitgemäß angesehen werden. Sie behin-

dern zum Teil die praktische Abarbeitung ver-

schiedener Zentralverfahren. Besonders kritisch 

zeigt sich hier das zentrale elektronische Perso-

nenstandsregister, das vom Verfahren „AutiSta“ 

bedient wird. Mit diesem Problem im Zusam-

menhang stehen weitere permanente Themen 

im Rahmen der AG „KDN II – Kundenzufrieden-

heit“: DSL-Verfügbarkeit und Nutzung von „Con-

sumer-DSL-Anschlüssen“.  

Die an Privatanwender gerichteten Telekom-

DSL-Angebote (z. B. ADSL 6000 od. ADSL 

16000) sind kein KDN II-Produkt für Nutzeran-

schlüsse, würden unter Performance- und 

Preisaspekten aber eine gute Alternative zu den 

oben genannten KDN II-Basisanschlüssen bzw. 

deren Aufrüstung darstellen. Die damit verbun-

dene geringere Serviceklasse würde auch von 

den meisten Verwaltungen akzeptiert. Dabei 

handelt es sich jedoch nicht um „strategische 

Produkte“ der T-Systems, mit der Konsequenz, 

dass die Nutzung der KDN-Nutzermanagement-

Prozesse zur Einrichtung solcher Anschlüsse 

nicht funktioniert hat. Praktisch dauerte schon 

der Test auf DSL-Verfügbarkeit oft unvertretbar 

lange und widersprach in vielen Fällen der Kun-

denerkenntnis vor Ort. Beim Versuch, freie DSL-

Ports für KDN II-Kundenanschlüsse zu buchen, 

zeigte sich, dass T-Systems hier mit allen Pri-

                                            
4 EtherConnect: Telekom-Herstellername für Anschluss-

technologie zum Transport von Ethernetpaketen ( verfüg-
bar für unterschiedliche Bandbreiten) 



 

             21        

vatnutzern konkurriert, d. h. die Buchungen 

konnten zum Teil nicht erfolgen, weil Reservie-

rungen von Privatnutzern oder anderen Provi-

dern vorlagen. 

Dieser unbefriedigende Zustand und die daraus 

resultierenden Einzelfälle wurden in fast jeder 

AG-Sitzung diskutiert. Als Lehre daraus wurden 

die Nutzung neuer Möglichkeiten im Zubringer-

bereich und die bessere Prozessunterstützung 

bei deren Buchung als wesentliche Forderung 

bei den Verhandlungen zur Weiterführung des 

SVN/KDN aufgenommen. 

Eine Unzulänglichkeit des bestehenden KDN II-

Vertrages war ebenfalls häufiges Diskussions-

thema: Ist die nicht fristgemäße Bereitstellung 

eines Kundenanschlusses als eine Verletzung 

des SLA „Anschlussverfügbarkeit“ zu werten 

oder ist diese Servicelevel-Überwachung nur 

auf Anschlüsse anwendbar, die bereits installiert 

sind? Hintergrund ist die häufige Überziehung 

von Installationsfristen bei der Neubeauftragung 

von Anschlüssen. Die zulässigen Zeiten sind im 

existierenden KDN II-Vertrag zwar fixiert, für 

deren Überschreitung aber keine Pönalen fest-

gelegt. 

Im Rahmen der SVN/KDN-Weiterführung stre-

ben wir hier eine eindeutige Regelung an.  

Beim Betrieb des Schulverwaltungsnetzes 

SAXSVS5 hat sich die ursprünglich als Über-

gangslösung gedachte Installation offensichtlich 

als Dauerlösung etabliert: Die Schulverwaltun-

gen arbeiten nicht nur mit KDN-Adressen, son-

dern nutzen auch die zentrale KDN II-

Diensteplattform, speziell den DNS-Dienst und 

den Internetübergang inklusive Internet-

Content-Scanning6. Als Folge schlagen auch 

alle damit im Zusammenhang stehenden tech-

                                            
5 SAXSVS: Netz für Schulverwaltungen des Sächsischen 

Ministeriums für Kultus 

6 Internet-Content-Scanning: Durchsuchung aller über das 
Internet geladener Inhalte auf aktiven Schadcode in Echt-
zeit 

nischen und Sicherheitsfragen direkt bei der 

KDN GmbH auf, was bei über 1000 Schulver-

waltungen zu ungeplanten erheblichen Mehrbe-

lastungen führt. Ein weiteres Problem entsteht 

dadurch, dass ein Großteil dieser Anschlüsse 

als breitbandige ADSL-Anschlüsse realisiert 

sind und damit bei der Nutzung des Internets 

den zentralen KDN-Internetzugang überpropor-

tional mit belasten. 

Gleiches gilt für die LAN-RAS-Zugänge7, deren 

Anzahl sich ständig erhöht hat und durch den 

Ausbau der RAS8-Einwahlplattform im letzten 

Jahr weiter anwachsen kann.  

In der Konsequenz zeigt sich die gebuchte 

Bandbreite des KDN II-Internetübergangs bei 

Lastauswertungen immer als Nadelöhr, bei dem 

zukünftig mit kostenpflichtigen Aufrüstungen zu 

rechnen ist.  

Alle Schulen mussten beim Anschuss an das 

SAXSVS eine Sicherheitserklärung gegenüber 

der KDN GmbH abgeben, in der unter anderem 

die physische Trennung des Netzes vom Unter-

richts-Netz (T@SCHOOL9) in der jeweiligen 

Schule garantiert wird. Die Kommunikation mit 

den Schulen bei technischen Anfragen hat je-

doch gezeigt, dass die Einhaltung dieser Si-

cherheitsanforderungen nicht immer garantiert 

ist, da in der Regel kein IT-Know-how vor Ort 

existiert. 

Ähnliche Erfahrungen hat die SAKD im Rahmen 

ihrer Serviceberatungen bei kleinen Kommunal-

verwaltungen gewonnen: Das IT-Sicherheits-

bewusstsein ist oft schlecht. Zum Teil sind un-

abdingbare Basismaßnahmen wie Zugangs-

schutz zum Serverraum oder Passwortsicher-

                                            
7 LAN-RAS: KDN-Produkt zur Anbindung kompletter Netze 

über Internetanschlüsse beliebiger Provider IPSec-
Verbindung) 

8 RAS: Remote Access Service (Standard für Netzwerk-
Fernverbindungen) 

9 T@SCHOOL: Herstellername der Deutschen Telekom AG 
für einen kostengünstigen Internetanschluss für Schulen 
zu Unterrichtszwecken 
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heit nicht implementiert. Ein systematisches 

Herangehen an die Thematik, zum Beispiel 

nach BSI10-Empfehlungen, wird häufig mit dem 

Hinweis auf Ressourcenmangel abgelehnt.  

Vor diesem Hintergrund hat die KDN GmbH die 

Gründung einer Arbeitsgruppe „IT-Sicherheit im 

KDN II“ angeregt. Die Initialrunde dazu fand im 

Februar 2011 mit Vertretern der KDN GmbH, 

des SLKT, der SAKD und KISA statt. Die SAKD 

erarbeitete einen Vorschlag für ein Arbeitspro-

gramm dieser AG. 

Bereits die Werbung für Mitwirkende aus dem 

kommunalen Umfeld hat das prinzipielle Prob-

lem offenbart: Nur die wenigen Verwaltungen, 

die sich der Thematik bereits angenommen 

haben, waren zur aktiven Mitarbeit bereit. Zur 

Zeit arbeiten neben den oben genannten Ein-

richtungen Vertreter der Stadtverwaltungen 

Plauen, Pirna, Dresden und Wilsdruff sowie der 

Gemeindeverwaltung Weichlitz in der AG mit.  

Nach anfänglichen Diskussionen hat sich die 

AG auf generelle Ziele und Herangehensweisen 

geeinigt. Schwerpunkt soll die Sensibilisierung 

speziell der kleineren Kommunalverwaltungen 

für die IT-Sicherheitsproblematik sein. Dabei 

wird als erster pragmatischer Ansatz versucht, 

Verwaltungen zu erreichen, denen bereits die 

BSI-Einstiegsdokumente für ihre Sicherheits-

überlegungen zu umfangreich erscheinen. Mit 

Hilfe einer Checkliste von maximal 10 Seiten, 

die mit Anschreiben des SSG an die Bürger-

meister kleinerer Verwaltungen geschickt wird, 

weisen wir auf Verantwortlichkeiten hin und 

wollen versuchen, die Behördenleitung wenigs-

tens zur Umsetzung der absoluten Sicherheits-

basismaßnahmen zu motivieren. 

Zusammenfassend kann eingeschätzt werden, 

dass sich das KDN als Rückgrat der externen 

elektronischen Kommunikation bei den Kommu-

nen bewährt hat. Das Netz arbeitet stabil und 

                                            
10 BSI: Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik 

die zugesicherten Serviceklassen werden ein-

gehalten.  

Im Rahmen der Serviceberatungen bei vielen 

Verwaltungen wird uns bestätigt, dass die Be-

antwortung von Anfragen oder die Reaktion auf 

Betriebsprobleme durch die KDN GmbH als 

sehr kompetent beurteilt werden. 

Handlungsbedarf besteht bei der Erhöhung der 

Bandbreite der Basisanschlüsse kleiner Verwal-

tungen. Entsprechend wird dies ein wesentli-

ches Ziel der kommunalen Seite bei den laufen-

den Verhandlungen mit T-Systems zur Weiter-

führung des SVN/KDN sein – neben der Redu-

zierung der Leitungspreise. 

Damit im Zusammenhang steht auch die weitere 

Verbesserung der Flächendeckung des KDN: 

Hier wurden im letzten Jahr zwar Fortschritte 

erreicht, trotzdem verzichten noch immer ca. 80 

berechtigte Verwaltungen auf einen KDN II-

Anschluss. Mit besseren Angeboten bei den 

Zugangsbandbreiten für ihren Basisanschluss 

könnten bisher unentschlossene Verwaltungen 

am ehesten zur Nutzung des KDN II motiviert 

werden. 
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4 Geodateninfrastrukturen 

4.1 Arbeitskreis KomGeoSAX 

4.1.1 Struktur, Aufgaben, Themen des 
Arbeitskreises 

Im Berichtszeitraum fanden auf Grundlage der 

Geschäftsordnung und den im Vorfeld durch die 

SAKD vorgeschlagenen und vom Arbeitskreis 

bestätigten Aufgabenrahmenplan 2010/2011 

zwei geplante Arbeitskreissitzungen statt. Vor-

bereitung und Durchführung oblagen der SAKD. 

Die seit dem Beginn der Arbeitskreistätigkeit 

(2009) durch die SAKD für die Arbeitskreismit-

glieder vorgehaltene und administrierte Kom-

munikationsplattform (Internetforum) war stän-

dig verfügbar. Strukturen, Inhalte als auch Funk-

tionalitäten wurden dabei angepasst bzw. erwei-

tert. Vordergründig erfolgte dies aufgrund von 

Anforderungen aus der praktischen Nutzung. 

Die im Aufgabenrahmenplan fixierten Aufgaben 

bezogen sich maßgeblich auf die Unterstützung 

sächsischer Kommunen zur Erfüllung der ge-

setzlichen Bestimmungen aus der INSPIRE-

Richtlinie sowie dem darauf aufbauenden Säch-

sischen Geodateninfrastrukturgesetz (SächsG-

DIG). Hierbei galt es insbesondere, den hohen 

Informationsbedarf der Kommunalvertreter in 

den AK-Sitzungen zu befriedigen. Die AK-

Sitzungen boten daher Raum für themenbezo-

gene Informationsbereitstellung, Diskussions-

möglichkeiten zu strategischen Zielen des Lan-

des als auch zu Projektausrichtungen der SAKD 

im Rahmen des Aufbaus einer GDI im Freistaat. 

Unterstützung erfolgte durch die GDI-

Koordinierungsstelle des Landes, die in einen 

nunmehr zeitlich fest verankerten Teil der Sit-

zungen Informationen bereit stellt. 

Forumsbeiträge bildeten u. a. die Basis zu Dis-

kussionen und auch Konsolidierung unter-

schiedlicher Problemsichten der AK-Mitglieder. 

Dennoch könnte nach unserer Einschätzung 

das Forum für eine „Schwerpunktbestimmung“, 

als vereinbartes und wichtiges Element der AK-

Tätigkeit, das Forum noch besser genutzt wer-

den. 

Folgenden Themen (auszugsweise) wurden 

vorrangig behandelt: 

 Koordinatentransformation, 

 Betroffenheit INSPIRE (Identifikation Geo-

daten haltender Stellen), 

 Nutzung Zentrale GDI-Komponenten, 

 Metadateninformationssysteme (Inhalte, 

Distribution und Integration), 

 Einsatz von Open-Source-Produkten in 

sächsischen Kommunalverwaltungen, 

 Bedingungen der Nutzung von Fachinfor-

mationssystemen des Landes, 

 Geodatenaustausch zwischen Land und 

Kommunen, 

 Entwicklung von regionalem GDI in den 

Kommunen (Präsentationen/Darstellungen 

von AK-Mitgliedern), 

 Geodatenaufbereitung (Schematransforma-

tion nach INSPIRE). 

4.1.2 Ergebnisse der AK-Tätigkeit 

Unterschieden werden kann in eine Innenwir-

kung sowie Außenwirkung der Ergebnisse. Bei 

der Innenwirkung, deren Zielgruppe im Kern 

durch die AK-Mitglieder repräsentiert ist, sind 

solche umfangreich vermittelten Informationen 

zu sehen, die sowohl die Anforderungen aber 

auch Vorteile aus INSPIRE und in diesem Kon-

text Möglichkeiten zur Gestaltung kommunaler 

GDI verdeutlichten. Darüber hinaus erfolgten 

Informationen zu GDI-Projekten/Initiativen der 

SAKD. 

Im Rahmen einer Außenwirkung können folgen-

de Aktivitäten als Ergebnis der AK-Tätigkeit 

benannt werden: 
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 Unterstützung des Monitoring für INSPIRE-

Geodaten, 

 Initiierung und Mitwirkung bei Beratungen 

zur Identifikation Geodaten haltender Stel-

len (nach INSPIRE), 

 Mitwirkung Projektgruppe Geodatenaus-

tausch Land – Kommunen (Zusammenstel-

lung raumbezogene Fachinformationssys-

teme), 

 Mitwirkung in der Projektgruppe XPlanung, 

 Kommentierung und Positionierung zu 

Kommentierungen von GDI-Konzepten, 

 Gewinnung von AK-Mitgliedern in landes-

weiten Projekten (Lizenz-/ Bepreisungsmo-

delle), 

 Vorbereitung von Projekten (z. B. Schema-

transformation INSPIRE kommunal). 

4.1.3 Ausblick 

Die vom Freistaat konzipierten und beauftragten 

„Zentralen GDI-Komponenten“ werden ab No-

vember 2011 realisiert und als „GeoBAK2.0“ 

weiterentwickelt. Zielstellungen des E-

Governments sowie rechtliche Vorgaben zur 

Gestaltung der Geodateninfrastruktur (GDI) im 

Freistaat bilden hierbei den Rahmen. Sicherge-

stellt werden müssen in diesem Kontext auch 

gesetzliche Verpflichtungen sächsischer Kom-

munen aus INSPIRE, welche aus den notwen-

digen Maßnahmen zur Integration in die ver-

schiedensten GDI-Ebenen (EU, Bund, Land, 

Kommune) bestehen. Vertreter aus dem AK 

KomGeoSAX werden daher in die Projektarbeit 

einbezogen. Die SAKD wird, neben den kom-

munalen Beteiligten, in der Projektgruppe „Ge-

oBAK2.0 – Zentrale Komponenten der GDI 

Sachsen" vertreten sein und regelmäßig berich-

ten. Da die problemlose Bereitstellung und Nut-

zung von Geodaten als vordergründige Zielstel-

lung zu sehen ist, werden in der zukünftigen AK-

Arbeit die in diesem Bezug stehenden Themen-

felder besondere Beachtung finden. Mit dem in 

Vorbereitung befindlichen Projekt Schematrans-

formation (Geodatenbereitstellung – INSPIRE) 

verbinden sich umfangreiche und für die sächsi-

schen Kommunen notwendige Aktivitäten, die 

die SAKD auch im Rahmen der Arbeitskreistä-

tigkeit unterstützen wird (siehe auch Pkt. 6.1 

Umsetzung INSPIRE). Die bisherige bewährte 

Strukturierung der AK-Sitzungen (kommunal 

interner Teil <-> Informationsaustausch/ Koordi-

nierung GDI – Freistaat) wird weitergeführt. 

4.2 Mitarbeit GDI-Initiative 

Die Integration und Bündelung von Einzelvorha-

ben und Aktivitäten von Behörden und privat-

wirtschaftlichen Organisationen gilt als zentrale 

Aufgabe der gdi.initiative.sachsen. In den durch 

sie gesetzten strategischen Leitlinien sind Prä-

missen der Zusammenarbeit verankert. Es gilt 

hierbei, laufende Vorhaben zu unterstützen und 

künftige Unternehmungen zu initiieren. Der im 

Rahmen eines Netzwerkes zu fördernde Infor-

mationsaustausch bildet eine wichtige Grundla-

ge der GDI-Initiative. Sowohl in der etablierten 

Lenkungsgruppe als auch in den dort initiierten 

und begleitenden Arbeitskreisen sowie Projek-

ten ist die SAKD vertreten. Eine aktive Mitarbeit 

erfolgte im Berichtszeitraum im Arbeitskreis 

Metadaten. Dort konnte auch die Erarbeitung 

eines Metadatenhandbuches als systemunab-

hängige Handlungsanleitung abgeschlossen 

werden. 

Die im vorangegangenen Arbeitsbericht darge-

legte Mitwirkung der SAKD in den Arbeitskrei-

sen Referenzmodell (Expertengruppe Architek-

turkonzept) erfuhr einen definierten Abschluss 

(Review) als Grundlage der für November 2011 

geplanten Fortsetzung des Projektes „Zentrale 

GDI-Komponenten“ in die GeoBAK2.0.  
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Folgende Projekte wurden in der 

gdi.initiative.sachsen, vorgestellt/geprüft, be- 

bzw. abgeschlossen: 

 INSPIRE – Umsetzung in der Sächsischen 

Wasserwirtschaft, 

 Analyse des Geodatenbedarfs (abgeschlos-

sen), 

 großmaßstäbige Karte Topographische Kar-

te (GTK) (abgeschlossen), 

 Handelsflächenerhebung der IHK Sachsen 

(abgeschlossen), 

 Landkreisatlas (abgeschlossen), 

 Einbindung des WebGIS des sächsischen 

Bildungsservers in die GDI Sachsen. 

Bestanden die Aktivitäten der SAKD bei o. g. 

genannten Projekten vordergründig im Rahmen 

einer Entscheidungsfindung, Unterstützung und 

Evaluierung, so konnte im Juli 2011 über die 

gdi.initiative.sachsen das Projekt 

„Integriertes Informationsmanagement unter 

Nutzung des Fachstandards XPlanung“ 

beschlossen werden. Dieses Vorhaben wurde 

von der SAKD initiiert, entwickelt und unter Be-

teiligung verschiedener Kommunalverwaltungen 

voran getrieben. 

Ausblick 

Die SAKD hat zum Ende des Berichtszeitrau-

mes ihren Fokus auf eine Projektunterstützung 

gelenkt, welche Geodaten haltende Stellen 

(Kommunen) nach INSPIRE nachhaltig bei er-

forderlichen Geodatenbereitstellungen ertüchti-

gen soll. Vorgesehen ist die Begleitung des 

Projektes über die gdi.initiative.sachsen. Die 

SAKD führte hierzu erste Gespräche über Vor-

gehensweisen unter Beachtung der Einführung 

der zentralen GDI-Komponenten. 

4.3 Weitere Arbeitskreise 

4.3.1 Arbeitskreis Referenzmodell 

Im Arbeitsbericht 2009/10 wurde über das GDI-

Referenzmodell, gegliedert in die Komponenten 

 Architekturkonzept, 

 Betriebsmodell, 

 Lizenz- und Bepreisungskonzept 

unter Mitwirkung der SAKD bereits berichtet. 

Das Architekturkonzept konnte im Berichtszeit-

raum zu einem definierten Abschluss gebracht 

werden. Naturgemäß wird dieses Konzept eine 

Fortschreibung erfahren. Über die umfangrei-

chen und fachspezifischen Dokumente des Ar-

chitekturkonzeptes hinaus erfolgte die Erstel-

lung einer Managementfassung, publiziert über 

die einschlägigen Web-Seiten des Landes  

(GeoSN, GDI-Koordinierungsstelle). 

Das Betriebsmodell liefert die konzeptionellen 

Voraussetzungen für die Entwicklung von Be-

triebskonzepten. Anders als im Betriebsmodell 

werden dort die Prozesse nicht abstrakt be-

schrieben, sondern einem bestimmten Maß-

nahmenbereich zugeordnet. Dem Betriebsmo-

dell können somit beliebige Betriebskonzepte 

nachgeordnet werden. Die Darstellung in den 

Betriebskonzepten stützt sich dabei auf Anwen-

dungsfälle, Szenarien und die Beschreibung von 

Verfahrensabläufen. 

Auf Grundlage des Betriebsmodells erfolgte im 

Berichtszeitraum die Erarbeitung von Betriebs-

konzepten für die themenbezogenen Maßnah-

mebereiche: 

 Bereitstellung von Metadaten, 

 Geothemenmanagement. 

Die SAKD war über die Projektgruppe Metada-

ten maßgeblich am Themenbereich „Bereitstel-

lung von Metadaten“ sowie dem „Geothemen-

management“ kommentierend beteiligt. 
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Zu Ende des Berichtszeitraumes begannen, 

auch in Vorbereitung der Umsetzung der Zentra-

len GDI-Komponenten im Freistaat, differenzier-

tere Aktivitäten hinsichtlich der Entwicklung ei-

nes Lizenz- und Bepreisungskonzepts. Mitglie-

der des AK KomGeoSAX konnten für eine Mit-

arbeit in der geplanten Projektgruppe gewonnen 

werden. 

Für das in Vorbereitung befindliche Betriebs-

konzept zur Geodatenaufbereitung erfolgten mit 

der GDI-Koordinierungsstelle des Freistaates 

und der SAKD erste Abstimmungen zu Aktivitä-

ten als auch zu Aufgaben/Verantwortlichkeits-

abgrenzungen im Rahmen der erforderlichen 

Geodatenaufbereitungen (Schematransformati-

on). 

4.3.2 Arbeitskreis Metainformationen 

Mit der Fortsetzung der Arbeit an der Handrei-

chung zur Erfassung von Metadaten wurden vor 

allem die Themen im Annex I der INSPIRE-

Richtlinie betrachtet. Im Zentrum der Überle-

gungen stand neben der beispielhaften Doku-

mentation der Metadaten der Landesbehörden 

die Ausfüllung der Rolle einer „Geodaten hal-

tenden Stelle“ in den Kommunen und der Identi-

fizierung deren maßgeblicher Geodatenbestän-

de. Zu Gunsten der Vereinfachung wurde vor-

erst auf landeseinheitliche Datensätze – so sie 

zu den AnnexThemen vorliegen – Bezug ge-

nommen. 

Zum Teil erheblich unterschiedliche Auffassun-

gen ergaben sich im Detail beispielsweise bei 

den Zuständigkeiten der rechtlich begründeten 

Entstehung der Daten, deren kooperativer Pfle-

ge und deren folgender Dokumentation in elekt-

ronischer Form. Das betraf zum Beispiel  

 die rechtliche Zuständigkeit der Produktion 

von Geodaten und  

 die Verpflichtung der Kommunen in der 

Folge einer Meldung von Metadaten zu ei-

nem INSPIRE- konformen Dienst und Fra-

gen zu deren Bereitstellung, 

 die Fragen der Hoheit über die dezentral 

gepflegten Datenbestände aus der qualitati-

ven Fortführung sowie 

 die Unterstützung der Erfassung durch ein 

einheitliches Abbildungsschema bis hin zur 

Vergabe der Schlüsselworte. 

Es bestand aus der Arbeitsgruppentätigkeit und 

der internen Beratung der SAKD Übereinstim-

mung, dass es sinnvoll ist, gemeinsam mit den 

zuständigen Fachbereichen der Ministerien 

Vereinbarungen zur ersten Stufe der Erfassung 

und der strategischen Klärung eines abgestuf-

ten Zuständigkeitssystems zu entwickeln. 

Unterstützend zu diesem Prozess sollten in der 

weiteren Entwicklung eine mandantengestützte 

Erfassungsvorlage im GeoMIS bereitgestellt 

werden.  

In der Folge wurden zur Zuständigkeit bzw. den 

Geodaten haltenden Stellen von den Spitzen-

verbänden Befragungen durchgeführt. Da es 

kein eindeutiges Ergebnis ergab, wurde die 

Variante einer fachlichen Unterstützung durch 

die Fachressorts in Zusammenarbeit mit der 

GDI-Koordinierungsstelle angestrebt. 

Die SAKD bot dazu alternativ an, die Themen 

„Straßen“ und „Adressen“ exemplarisch ge-

meinsam mit Fachgruppen der Kommunen zu 

beraten und Lösungsvorschläge zu erarbeiten. 

Dieses Angebot wurde nicht in Anspruch ge-

nommen. 

Zum gegenwärtigen Stand existiert eine Analyse 

des SSG zu Erfassungen von Datenbeständen 

zu Annex-I-Themen in den Kommunen. Gene-

relle Lösungen in Sachen „Betroffenheit“ führten 

bisher weder zur fachlichen Klärung zur Erfas-

sung der Metadaten als auch zur generellen 

Klärung der Rollen der kommunalen Geodaten 

haltenden Stellen. Dieses Problem zu lösen 

erfordert eine abgestimmte Strategie. 
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5 Standardisierung, 
Zertifizierung 

5.1 XFinanz 

5.1.1 Einleitung 

Ein zentrales Verfahren mit hohem Datentrans-

fer- und Standardisierungspotenzial ist das öf-

fentliche Finanzwesen. Dieses Verfahren steht 

mit nahezu jedem anderen öffentlichen Fachver-

fahren in unmittelbarer Austauschbeziehung. 

Die entwicklungsbedingte sehr heterogene Ver-

fahrenslandschaft in öffentlichen Verwaltungen 

und die Vielzahl individueller Schnittstellen zwi-

schen den Verfahren erschwert nicht nur eine 

effiziente und medienbruchfreie Datenübermitt-

lung zwischen Finanz- und Fachverfahren son-

dern führt auch zu erheblichen finanziellen Be-

lastungen für deren Entwicklung, Wartung und 

Pflege. Bei konsequenter Standardisierung des 

Austausches von Finanzdaten können in öffent-

lichen Verwaltungen sowohl erhebliche finan-

zielle Einsparungen als auch qualitative Verbes-

serungen der Verwaltungsarbeit realisiert wer-

den. Seit 2002 stellte sich die SAKD dieser Auf-

gabe und rief eine Arbeitsgruppe ins Leben, die 

im Rahmen der bundesweiten Initiative 

„Deutschland Online“ einen bundesweiten Da-

tenaustauschstandard für das Finanzwesen 

erarbeitete, den Standard XFinanz. Dafür konn-

te sie die maßgeblichen Hersteller von kommu-

nalen Finanz- und Fachverfahren zur Mitwirkung 

gewinnen. 

5.1.2 Stand der Arbeiten 

Nachdem in einem ersten Meilenstein eine 

Standardspezifikation entwickelt wurde, die den 

Datenaustausch unter rein kameralen Fachlich-

keiten unterstützte, wurde in einem Folgeprojekt 

dieser Standard schrittweise um Anforderungen 

des neuen kommunalen Rechnungswesens auf 

doppischer Basis angepasst. 

2010 konnte der Standard XFinanz bereits in 

der Version 2.0.2 veröffentlicht werden. Er um-

fasst sowohl kamerale als auch doppische An-

forderungen und ist somit in allen Bereichen der 

öffentlichen Verwaltung zukunftssicher einsetz-

bar. 

Eine wesentliche Erweiterung zum kameralen 

Standard ist neben der Abbildung neuer fachli-

cher Objekte in der Umsetzung eines Nachrich-

tenkonzeptes zu sehen. Diese bieten die Mög-

lichkeit, aus der Gesamtheit der Elemente fach-

kontextbezogene Teilbereiche auszuwählen und 

zu übermitteln (z. B. doppische Anordnungen 

mit Personendaten, Aussetzung der Vollzie-

hung, Adressänderungen usw.). 

Damit ist es den beteiligten Fachverfahren mög-

lich, sich bei der Implementierung nur auf die 

jeweils notwendigen Fachbestandteile zu kon-

zentrieren. Ebenso wird das erforderliche Da-

tenvolumen bei der Übertragung minimiert, was 

eine erheblich bessere Performance ermöglicht. 

Der Standard XFinanz in seiner doppischen 

Ausprägung enthält die Bestandteile: 

a) Baukasten (alle Klassen und Attribute und 

deren Beziehungen untereinander), 

b) Nachrichten (fachkontextbezogene Auszüge 

aus dem Baukasten für entsprechende An-

wendungsfälle), 

c) im Standard verwendete Codelisten mit 

Struktur und Inhalten, 

d) Spezifikationsbeschreibung mit Nachrich-

tenmodellen und weiterführenden Vereinba-

rungen zur Spezifikation. 
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Abb. 6: Beispiel Nachricht XFinanz 

Die Version 2.0.2 wurde Anfang 2010 verab-

schiedet und im XRepository unter 

https://www.xrepository.deutschland-

online.de/xrepository/ zur allgemeinen Verfüg-

barkeit bereitgestellt. Die Veröffentlichung be-

steht aus: 

 UML-Modell, 

 XSD-Schema-Dateien, 

 Spezifikation/Dokumentation. 

Interessierte Verfahrenshersteller und Kommu-

nen können sich diese Elemente kostenfrei her-

unterladen. 

5.1.3 Neue Inhalte 

Nach Veröffentlichung der XFinanz-Version 

2.0.2 mit seinen Bestandteilen im XRepository 

lag der Schwerpunkt der Standardisierungstä-

tigkeit neben kleiner Änderungen/Anpassungen 

der Spezifikation auf Grund von gesammelter 

Erfahrungen in Implementierungsprojekten dar-

in, weitere fachliche Bestandteile in den Stan-

dard aufzunehmen. Ein erster Meilenstein dabei 

war die Erarbeitung fachlicher Anforderungen an 

die Schnittstelle für die Anlagenbuchhaltung.  

Diese Phase gestaltete sich dahingehend 

schwierig, als die rechtlichen Grundlagen der 

einzelnen Bundesländer keine Vorgaben hin- 

 

sichtlich Art und Inhalt einer Anlagenbuchhal-

tung machen. Es ist lediglich vorgegeben, das 

diese durch die Kommunen nach deren örtli-

chen Gegebenheiten zu realisieren ist. 

Da die Finanzverfahren in der Regel eine eige-

ne Anlagenbuchhaltung integriert haben, wurde 

der Schwerpunkt diesbezüglich auf die Über-

nahme von Anlagedaten aus separaten Inventa-

risierungsprogrammen bzw. Facility-Manage-

ment-Anwendungen gelegt. 

Im Ergebnis entstanden eine grundsätzliche 

Datenstruktur als Bestandteil des Baukastens 

sowie je eine Nachricht für kameralistische so-

wie doppische Verfahren. 

Gemäß den neuesten gesetzlichen Regelungen, 

hier insbesondere der Forderung der Europäi-

schen Union nach einem einheitlichen Euro-

Zahlungsverkehrsraum (Single Euro Payments 

Area, SEPA) wurde die Standardspezifikation 

auf Auswirkungen aus dieser Forderung unter-

sucht und entsprechende Anpassungen vorge-

nommen. 

5.1.4 XÖV-Konformität 

Parallel zu den Erweiterungsarbeiten werden 

durch die Arbeitsgruppe die Voraussetzungen 

zur Zertifizierung der XÖV-Konformität geschaf-

fen. Diese Zertifizierung im Auftrag der Koordi-
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nierungsstelle für IT-Standards (KoSIT) erfolgt 

durch die Bundesstelle für Informationstechnik 

(BIT) im Bundesverwaltungsamt (BVA). Dabei 

werden Standards dahingehend überprüft, in-

wieweit sie nach der Methodik der XÖV entwi-

ckelt und betrieben werden. Grundlage für die 

Zertifizierung stellen die Konformitätskriterien, 

welche im XÖV-Handbuch festgeschrieben wur-

den.  

Diese Kriterien sind folgenden drei Bereichen 

zugeordnet: 

 Bereitstellungspflichten, 

 Auskunftspflichten der Standardentwickler 

und -betreiber sowie 

 technische Kriterien. 

Die Kriterien werden hinsichtlich ihrer Verbind-

lichkeit in drei Stufen unterschieden:  

 Muss-,  

 Soll- und  

 Empfehlungskriterien. 

Ein wesentlicher Aspekt dabei ist der Nachweis 

der Nachhaltigkeit des Standards, welcher im 

Rahmen eines Betriebskonzeptes erfolgt. Darin 

werden Verantwortlichkeiten und Abläufe für die 

Wartung, Pflege und Weiterentwicklung be-

schrieben. 

Durch die Arbeitsgruppe XFinanz wird dazu 

unter der Leitung der SAKD ein entsprechendes 

Dokument erarbeitet und den Anforderungen 

der XÖV angepasst. Ziel dieses Dokumentes ist 

es, eine planmäßige und kontinuierliche Weiter-

entwicklung und Pflege zu organisieren und vor 

allem ein hohes Maß an Transparenz der Stan-

dardisierungsarbeiten für Interessierte und Nut-

zer des Standards zu gewährleisten. Damit ist 

es möglich, das Vertrauen in die Beständigkeit 

des Standards zu festigen. 

5.1.5 Implementierungen 

Nach Kenntnis der SAKD laufen derzeit Imple-

mentierungen der aktuellen Version von XFi-

nanz bzw. wurden teilweise bereits realisiert: 

Datenzentrale Baden-Württemberg 

 Implementierung Standard XFinanz 2.0.2 

läuft derzeit, Anordnungsnachricht bereits 

implementiert, Test läuft, noch kein produk-

tiver Einsatz. 

adKOMM 

 Implementierung Standard XFinanz 2.0.2 

läuft derzeit, Teile bereits implementiert und 

im Wirkbetrieb. 

Computer Zentrum Strausberg GmbH 

 Implementierung Standard XFinanz 2.0.2 

läuft derzeit im Verfahren zur Kindertages-

stättenverwaltung KITA 

TMG Systemhaus: 

 Implementierung Standard XFinanz 2.0.2 in 

kaufmännische Buchführungssoftware Vari-

al, 

 genauer gegenwärtiger Status und Umfang 

nicht bekannt. 

Geplant sind darüber hinaus die Implementie-

rungen der aktuellen Version 2.0.2 u. a. durch 

Hersteller wie: 

 Anstalt für kommunale Datenverarbeitung 

Bayern (AKDB), 

 SASKIA Informationssysteme, 

 Unit4Aggresso (ehemals DOGRO, KIRP), 

 H&H (anstelle der bisherigen Version 1.0). 

Darüber hinaus sind in einigen Verfahren bereits 

frühere XFinanz-Versionen im produktiven Ein-

satz. 

Im Teilprojekt XKfz des priorisierten und durch 

die Verkehrsministerkonferenz beauftragten 

Projektes „Kfz-Wesen“ wird unter Federführung 

des Innenministeriums Rheinland-Pfalz ein Da-
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tenaustauschstandard für die Kfz-Anmeldung 

online entwickelt. Neben der Übermittlung von 

Personendaten aus dem Meldewesen (geplant 

und angefragt wurde hierfür der Standard 

XMeld) besteht auch die Notwendigkeit, Daten 

zu entstehenden Gebühren und Gebührenrück-

ständen zwischen Kfz-Zulassungsverfahren und 

HKR-Verfahren auszutauschen.  

Nach eingehender Prüfung hat sich die AG XKfz 

dazu positioniert, dafür verbindlich und aus-

schließlich komplette Nachrichten aus dem 

Standard XFinanz zu nutzen. Ein entsprechen-

der Beschluss wurde auf der 5. Sitzung der AG 

XKfz am 09.03.2011 in Mainz gefasst. Dafür 

wurde bereits im Vorfeld eine Kooperation zwi-

schen der AG XKfz und der AG XFinanz, vertre-

ten durch die SAKD, vereinbart.  

In der 5. Sitzung wurde ebenfalls festgelegt, für 

die Gebührenübermittlung entsprechende Pilot-

implementierungen in Kfz-Zulassungs- und 

HKR-Verfahren umzusetzen. Dazu haben sich 

die Vertreter der AKDB und des KDV CitKomm 

Iserlohn bereiterklärt. Die Datenzentrale Baden-

Württemberg hat zugesagt, eine Beteiligung an 

der Pilotierung zu prüfen.  

5.1.6 Weitere Vorgehensweise 

Im Rahmen der bisherigen Arbeit kann die Ar-

beitsgruppe eine positive Bilanz ziehen. Mit dem 

Standard XFinanz konnte sie einen sehr kom-

plexen und zukunftsfähigen Standard für den 

Austausch von Finanzdaten zwischen Finanz-

verfahren und Fachverfahren vorlegen. Eine 

umfassende Nutzung erschließt für Anwender 

und Dienstleister ein hohes Rationalisierungs- 

und Einsparpotenzial bei hoher Investitionssi-

cherheit. 

Diese Ergebnisse waren hauptsächlich durch 

das große personelle und finanzielle Engage-

ment der beteiligten Firmen und der SAKD mög-

lich, die für die Arbeiten am Standard eigenes 

Personal freistellten und die Standardisierungs-

arbeiten finanzierten.  

Um die Anerkennung und Unterstützung der 

politischen Gremien zu erhalten und eine lang-

fristige Finanzierung der bundesweiten Standar-

disierungsbestrebungen zu erreichen, hat sich 

die Arbeitsgruppe mit der Bitte um Unterstüt-

zung in einem offenen Brief an den IT-

Planungsrat sowie an die kommunalen Spitzen-

verbände Deutscher Landkreistag, Deutscher 

Städtetag und Deutscher Städte- und Gemein-

debund gewandt. Wir hoffen, dass die Erkennt-

nis der Notwendigkeit zur Standardisierung und 

des darin innewohnenden Innovationspotenzial 

für alle Beteiligten dazu führt, dass alle Interes-

senvertreter die Initiative XFinanz zukünftig 

tatkräftig unterstützen und so eine langfristige 

und effektive Entwicklung in diesem Bereich 

ermöglichen. 

5.2 Projekt „XPlanung – 
Fortführung und 
Qualitätssicherung und 
Verbreitung des Standards“ 

Gegenstand des Projekts war es, den dauerhaf-

ten Bestand und die Weiterentwicklung des 

Standards XPlanung zu sichern. Das Projekt 

wurde im Zeitraum vom 01.12.2009 bis 

12.07.2011 durchgeführt.  

Die SAKD beteiligte sich am Projekt durch akti-

ve Mitwirkung in den Arbeitspaketen „Betrei-

bermodell und Betriebskonzept“ und „Öffentlich-

keitsarbeit“. Im Einzelnen betraf das die Konzi-

pierung von öffentlichen Veranstaltungen, die 

Fortschreibung der Handreichung zum Einfüh-

rungskonzept, die Diskussion um die möglichen 

Quellen der Kostendeckung des Betriebskon-

zeptes und die Konzipierung des Internetauf-

tritts.  
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Das Gesamtprojekt wurde in vier fachlichen 

Arbeitspaketen mit folgenden Ergebnissen 

durchgeführt.11: 

AP 1: Projektbegleitende Fortführung, Wei-

terentwicklung und Dokumentation von 

XPlanGML 

Die notwendige Weiterentwicklung des Stan-

dards zur Version XPlanGML 4.0 sowie die 

Pflege und Ergänzung der zugehörigen techni-

schen Dokumentation wurde vorgenommen. Die 

angestrebte Kompatibilität zum ALKIS-Standard 

der AdV durch Verwendung der aktuellen GML-

Version wurde erreicht. Ein zusammenfassen-

des Spezifikations-Dokument des Datenmodells 

als „XPlanInfoDok“ wurde erstellt. Die Transfor-

mation von Daten aus XPlanGML 3.0 in das 

Format XPlanGML 4.0 wurde ermöglicht. Die 

entsprechende „Toolbox“ (Freeware) steht zur 

Verfügung. Die Problematik, dass XÖV bisher 

keine auf GML basierenden Standards unter-

stützt, konnte noch nicht gelöst werden. Die 

Kompatibilität von XPlanGML zu den XÖV-

Vorhaben wird weiter angestrebt. Im Hinblick auf 

INSPIRE wurde die Entwicklung des Datenmo-

dells „INSPIRE Planned Land-Use“ beobachtet 

mit dem Ziel, Vorschläge für eine Verbesserung 

des INSPIRE-Datenmodells zu erarbeiten und 

Abbildungsvorschriften für eine semantische 

Transformation von „XPlanGML“ zu „INSPIRE 

Planned Land Use“ zu entwickeln. 

AP 2: Qualitätssicherung und Zertifizierung 

von XPlanGML-Implementierungen 

Testdatensätze (jeweils mehrere Planwerke für 

XPlanGML 3.0 und XPlanGML 4.0) wurden er-

stellt und Vorarbeiten für ein Zertifizierungsver-

fahren geleistet. Dazu wurde eine Vielzahl syn-

taktischer, geometrischer und semantischer 

                                            
11 Die nachfolgenden Ausführungen beziehen sich im We-

sentlichen auf die Managementfassung zum Abschluss-
bericht (http://www.iai.fzk.de/www-extern/index.php? 
id=1137) 

Konformitätsbedingungen, die neben der Sche-

makonformität zu erfüllen sind, formuliert. Die 

XPlanGML-Toolbox wurde für die Belange der 

Konformitätsprüfungen erweitert. Zur Entwick-

lung eines Zertifizierungsverfahrens, wurden die 

prinzipiellen Möglichkeiten, XPlanGML-

Implementierungen zu testen, erarbeitet und 

konzipiert. Wesentliche Ergebnisse waren dabei 

die Konzentration auf Testverfahren zu 

XPlanGML-Schnittstellen (Import und Export) 

und der Vorrang von automatischen Testverfah-

ren (Konformitätsprüfung, Auswertung und Ver-

gleich von importierten und exportierten Daten-

sätzen) vor manuellen Tests. Als Grundsatz zum 

Zertifizierungsverfahren hat sich ergeben, zwi-

schen Dokumenten-Konformität und Applikati-

ons-Konformität zu unterscheiden. Die Applika-

tions-Konformität ist umfassender, das Zertifizie-

rungsverfahren aber aufwändiger und daher 

teurer. Das Konzept für ein Verfahren zur Zertifi-

zierung sowohl von XPlanGML-Dokumenten als 

auch von XPlanGML-Tools bzw. Applikationen 

mit dem Qualitätssiegel „XPlanGML-konform“ 

wurde daraufhin entwickelt. Dieses beschreibt u. 

a. die einzelnen, für eine Zertifizierung zu durch-

laufenden Schritte. 

AP 3: Entwicklung eines Betreibermodells 

und eines Betriebskonzepts für die langfris-

tige Wartung und Unterstützung des Stan-

dards 

Es wurde ein Betreibermodell für eine Koordi-

nierungsstelle erarbeitet, um langfristig die Un-

terstützung, technische Weiterentwicklung und 

Pflege des Standards sicherzustellen. Das Kon-

zept beschreibt grundlegend die organisatori-

schen Anforderungen, eine mögliche Veranke-

rung und Grundzüge möglicher Finanzierungs-

konzepte. Das zugehörige Betriebskonzept ba-

siert auf den Grundlagen des XÖV-Frameworks 

und den Aufgaben der künftigen Koordinie-

rungsstelle. Die Freie und Hansestadt Hamburg 

beabsichtigt, die Funktion einer Koordinierungs-
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stelle zu übernehmen. Dabei ist jedoch in Ab-

sprache u. a. mit der KoSIT, der GDI-DE, dem 

Bundesministerium des Innern und dem Bun-

desministerium für Wirtschaft und Technologie 

an eine über die Koordinierung von XPlanung 

hinausgehende Funktion auch für weitere X-

„Geo“-Standards gedacht. Die Abstimmung mit 

möglichen Finanziers konnte noch nicht abge-

schlossen werden. Anhand der aufgezeigten 

Wege einer möglichen Finanzierung sind zu-

nächst die finanziellen Rahmenbedingungen zu 

schaffen, bzw. durch Gremien wie z. B. den IT-

Planungsrat zu diskutieren. 

AP 4: Öffentlichkeitsarbeit zur Verbreitung 

und Einführung des Standards 

Für eine weite Akzeptanz des Standards war es 

erforderlich, Informationen über die erforderli-

chen technischen und organisatorischen Grund-

lagen bereitzustellen und zu verbreiten. Neben 

der technischen Dokumentation des Austausch-

formats gehören dazu auch Hinweise und Erfah-

rungsberichte, wie der Standard sinnvoll genutzt 

und umgesetzt werden kann. Eine wesentliche 

Grundlage ist das entwickelte „Rahmenkonzept 

für den produktiven Einsatz von XPlanung“. Ein 

weiteres Dokument beinhaltet Anforderungen für 

eine XPlanGML-konforme Datenneuerfassung. 

Diese Maßgaben können als Vertragsbestand-

teil bei Vergaben zur Neuerfassung von Plänen 

zugrunde gelegt werden. Zur Verbreitung aller 

Informationen wurde neben der Pflege und in-

haltlichen Aktualisierung der statischen Internet-

Präsentation des Projektes XPlanung auch ein 

neues XPlanungWiki aufgebaut, in das alle Er-

gebnisse integriert wurden. 

Fazit 

Aus den Erfahrungen im Projekt und mit den 

erzielten Ergebnissen wurde für die kommuna-

len Verwaltungen in Sachsen eine Arbeitsgrup-

pe XPlanung kommunal eingerichtet sowie ein 

Vorhaben „Integriertes Informationsmanage-

ment unter Nutzung des Fachstandards XPla-

nung“ initiiert und entwickelt. Parallel dazu wur-

de verstärkt Öffentlichkeitsarbeit, so unter ande-

rem im Rahmen der GDI-Initiative betrieben. 

Zum Projekt „Integriertes Informationsmanage-

ment unter Nutzung des Fachstandards XPla-

nung“ siehe auch Abschnitt 6.5. 

5.3 Standardisierendes IT-
Anforderungsmanagement 
mit Verwaltungsplanung 

5.3.1 Ausgangssituation 

Prozessorientierung ist als Erfordernis für die 

Verwaltungsmodernisierung in Organisation und 

IT anerkannt. Dabei ist Prozessmanagement 

heute individuell-, anwender- bzw. projektorien-

tiert. Die Prozessbetrachtung erfolgt mit unter-

schiedlichen Sichten, Methoden und Zielstellun-

gen. Im Blickpunkt stehen Kundenorientierung, 

Organisationsoptimierung, IT-Unterstützung und 

IT-Planung in unterschiedlicher Detaillierungstie-

fe. 

In Projekten der Verwaltungen wird Prozessma-

nagement meist als (IT-) Organisationsmittel 

angewendet. Dabei macht das Prozessmana-

gement dort halt, wo das eigentliche Problem 

beginnt – am IT-Verfahren. Die „Hoheit“ zuein-

ander inkompatibler bzw. sich in Bereichen 

überschneidender Fachverfahren und Datensi-

los wird nicht angetastet und damit Effizienzpo-

tenzial verschenkt. Schnittstellen werden nur 

begrenzt und wenig strategisch betrachtet, wo-

durch die Probleme wenig aktueller, redundan-

ter und sich überschneidender Datenbestände 

nicht nachhaltig gelöst werden. Die Standardi-

sierung im Prozessmanagement ist unzurei-

chend. Teilweise werden Vorgehensweisen und 

Methoden als Standard proklamiert. Fachlich-

inhaltliche Standards gibt es nur vereinzelt. 
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Abb. 7: Schematische Darstellung verschiedener Aspekte von 

Prozessmanagement 

5.3.2 Standardisierungsbedarf 

Aufgabe der SAKD ist es, Standards und Anfor-

derungen an Informationstechnik und an Verfah-

ren zu definieren. Dazu wurde eine grundsätzli-

che Vorgehensweise erarbeitet. Aufbauend auf 

dem Zielsystem eines kommunalen IT-

Gesamtsystems (erarbeitet im Rahmen der 

Umsetzung der EU-DLR) wird ein ganzheitli-

ches, fachlich-inhaltliches IT-Anforderungs-

management als Grundlage für die Erarbeitung 

von Standards und Empfehlungen etabliert. Da 

das IT-Anforderungsmanagement Anforderun-

gen standardisierend beschreibt und individuelle 

Umsetzungen zulässt, können die Lösungen auf 

„Standardkonformität“ geprüft und zertifiziert 

werden. Ziel des IT-Anforderungsmanagements 

ist es, die Kernelemente der verschiedenen 

Ebenen des Prozessmanagements fachlich zu 

standardisieren sowie eine integrierte Vor-

gangsbearbeitung und ein integriertes Wis-

sensmanagement fachlich ganzheitlich zu pla-

nen. 
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Abb. 8: Strategie der SAKD zur Standardisierung und 

Zertifizierung 

5.3.3 Projekte / Vorhaben 

Beginnend mit dem Nationalen IT-Gipfel in 

Dresden (Regionale AG E-Government) und 

weitergeführt in der sächsischen Arbeitsgruppe 

„Ebenenübergreifendes Prozessmanagement“ 

arbeitet die SAKD aktiv 

an der Platzierung und 

Umsetzung des IT-

Anforderungsmanage-

ments. Zum ebenen-

übergreifenden Pro-

zessmanagement wur-

den verschiedene Ebe-

nen und Sichten heraus-

gearbeitet. In der fach-

lich-konzeptionellen IT-

Sicht des IT-

Anforderungsmanage-

ments stehen Verwal-

tungsleistungen und 

deren Protokollierung, 

Zuständigkeiten und IT-

Zugriffsrechte, IT-Appli-

kationen, Dokumente und Verwaltungsakten, IT-

Dienste und deren Nutzung sowie Daten und 

deren Nutzung im Fokus. 

Zur praktischen Umsetzung des Ebenenüber-

greifendes Prozessmanagements wurde den 

Kommunen eine Reihe von Fachthemen mit 

unterschiedlichen Zielstellungen vorgeschlagen, 

aus denen konkrete E-Government-Projekte 

entstehen sollen. 

Abb. 9: Ebenen des Prozessmanagements in Sachsen 

Ebenen des Prozessmanagements (Sachsen)

Staatskanzlei / Kommunen
BaK Amt24 / kommunale Portale

SMJus / Kommunen
PICTURE-Prozessplattform / versch. Mittel

Hersteller / Berater
versch. Werkzeuge, Methoden, Vorgehen

SAKD / Kommunen / …
V-Planung, Harmonisierung, Zertifizierung
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Ferner hat die SAKD die Realisierung eines 

„Virtuellen Prozess- und Diensteatlas“ (VPDA) 

vorgeschlagen. Danach werden Modelle im 

Prozessmanagement mit unterschiedlichen 

Zielstellungen durch die Benutzung standardi-

sierter Kernelemente „virtuell“ verbunden. Dies 

ermöglicht eine Integration und Konvertierung 

verschiedener Methoden und Modelle. 

Zur Umsetzung des VPDA schlägt die SAKD 

dem Freistaat bzw. dem IT-Planungsrat ein Ko-

ordinierungsprojekt vor, indem nationale Initiati-

ven wie Leika, D115, FIM, Open Data, Nationale 

Prozessbibliothek, XÖV, P23R eingeordnet und 

zusammengeführt werden können. 

In der E-Government-Umsetzung auf Landes-

ebene hat die SAKD konkrete Vorschläge zur 

Anpassung des Datenmodells der BaK Amt24 

(Kundenmodelle) gemacht. 

Ebenso hat sich die SAKD an der Weiterent-

wicklung der E-Government-Plattform und am 

Projekt Online-Gewerbedienst (siehe Abschnitt 

6.7) beteiligt. Eine fachliche Detailarbeit war hier 

bisher nicht möglich. 

Für kommunale E-Government-Projekte hat die 

SAKD das Basisprojekt „MyOneShopEgovShop“ 

vorgeschlagen. Hier konnten sich die Partner 

nicht zu einem Großprojekt entschließen. Für 

Einzelprojekte wurde eine Reihe von Themen-

vorschlägen gemacht. 

Aktuell sind der Kommunale Formulardienst 

(KFD) mit der Erarbeitung standardisierter For-

mularinhalte (siehe Abschnitt 2.3.2) und das 

Vorhaben „Integriertes Informationsmanage-

ment unter Nutzung des Fachstandards XPla-

nung“ (siehe Abschnitt 6.5) in der Vorbereitung. 

Fachliche Detailarbeit zum IT-Anforde-

rungsmanagement wurde im Projekt CAFM-

Mobil (siehe Abschnitt 6.8) geleistet. Hier hat 

sich das von der SAKD beförderte IT-

Anforderungsmanagement mit dem methodi-

schen Unterbau Verwaltungsplanung aus der 

Sicht eines Software-Herstellers bewährt. 

5.3.4 Perspektiven 

Damit das IT-Anforderungsmanagement nach-

haltig wirksam werden kann, ist die Kooperation 

von Anwendern, Beratern, Software-Herstellern 

und Standardisierern notwendig. Die Grundla-

gen des Kooperationsnetzwerks werden akzep-

tiert. Für eine (erwartete) kostenfreie Bereitstel-

lung von Standardisierungsleistungen fehlt der-

zeit eine Finanzierung. 

Durch das standardisierende IT-Anforde-

rungsmanagement sind für die Kommunen er-

hebliche Einsparungen bei der Durchführung 

der Verwaltungsarbeit insbesondere bei der IT-

Unterstützung bzw. durch Effizienzgewinne mit 

dem IT-Einsatz zu erwarten. Dabei müssen sich 

die Kommunalverwaltungen nicht zwangsläufig 

in übergroße Abhängigkeiten begeben. Gleich-

wohl ist eine Beteiligung und Öffnung für stan-

dardisierende Projekte notwendig. 

5.4 Empfohlene Standards im 
Bereich der 
Informationstechnik 

Nach § 4 Abs. 3 des SAKD-Gesetzes erarbeitet 

die SAKD für den kommunalen Bereich Stan-

dards und Empfehlungen im Bereich der Infor-

mationstechnik. Über die Verabschiedung von 

Standards und Empfehlungen beschließt nach 

§ 9 Abs. 1 Satz 2, Ziff. 2 der Fachausschuss der 

SAKD. Standards und Empfehlungen sind so-

dann im Sächsischen Amtsblatt zu veröffentli-

chen. 

An dieser Stelle informieren wir über die be-

schlossenen und veröffentlichten Standards und 

Empfehlungen. 
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5.4.1 XFinanz 

Version: XFinanz 1.5 

Gegenstand: 

XFinanz, Version 1.5, deckt die Anforderungen 

eines kameralen Buchungsstils ab und definiert 

eine universell einsetzbare, einheitliche Daten-

austauschstruktur (fachliche Inhaltsdaten) für 

den automatisierten Transfer von Finanzdaten 

zu folgenden Geschäftsvorfällen: 

 Übergabe von Forderun-

gen/Verbindlichkeiten an das HKR, 

 Information zu erfolgten Zahlungen durch 

das HKR, 

 Datenaustausch zwischen HKR und Voll-

streckung, 

 Übergabe KLR-Informationen durch das 

HKR und 

 Austausch von Stammdaten. 

Einzelheiten zu diesem Inhaltsdatenstandard 

können unter der URL http://standards.sakd.de 

abgerufen werden. 

Beschluss Fachausschuss: 18.06.2008 

Veröffentlichung im Sächsischen Amtsblatt: 

31.08.2008 

5.4.2 XPlanung  

Version: XPlanGML 3.0 

Gegenstand: 

Der Standard definiert ein objektorientiertes 

Datenaustauschformat, das den verlustfreien 

Austausch und Bereitstellung von Plandaten 

zwischen unterschiedlichen IT-Systemen gestat-

tet sowie die planübergreifende Auswertung und 

Visualisierung von Planinhalten ermöglicht. 

XPlanung unterstützt die Erstellung von Bebau-

ungsplänen, Flächennutzungsplänen, Land-

schaftsplänen sowie Regionalplänen.  

Kern des Standards ist ein Datenbankschema 

zur inhaltlichen Beschreibung der auszutau-

schenden Objekte zu planerischen Festsetzun-

gen der Bauleitplanung nach dem Baugesetz-

buch. Die Architektur des Austauschschemas 

lehnt sich an die Normbasierte Austausch-

schnittstelle (NAS) des AAA-Schemas der Ar-

beitsgemeinschaft der Vermessungsverwaltung 

der Länder der Bundesrepublik Deutschland 

(AdV) an. Gegenwärtig gilt XPlanung in der 

Version 3.0.  

XPlanung leistet einen wichtigen Beitrag zum 

Aufbau regionaler Geodateninfrastrukturen. 

Unterstützt wird dies durch ein einheitliches 

semantisches Verständnis der raumbezogenen 

Informationen im Planungsprozess. Planungen 

auf der Grundlage des Standards können so-

wohl in der Hoheit von kommunalen Trägern, 

Bauträgern oder Trägern der Infrastruktur ge-

nutzt werden. Übergangslösungen für die Nut-

zung bestehender Planwerke sieht der Standard 

ebenfalls vor.  

Die SAKD empfiehlt, den Standard XPlanung 

als Grundlage zur Verbesserung der eigenen 

kooperativen Informationsbereitstellung zu 

nutzen sowie bei der Auswahl und Beschaf-

fung einschlägiger Softwareprodukte deren 

Kompatibilität zum Standard XPlanung in 

den fachlichen Anforderungen zu berück-

sichtigen. 

Einzelheiten zum Inhaltsdatenstandard sowie 

weiterführende Informationen sind auf der Ho-

mepage der SAKD unter der URL 

http://standards.sakd.de zu erhalten.  

Beschluss Fachausschuss: 14.11.2008 

Veröffentlichung im Sächsischen Amtsblatt: 

02.04.2009 
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5.5 Zertifizierung 
standardkonformer IT-
Produkte 

5.5.1 Ausgangssituation 

Zu Notwenigkeit und Nutzen einer Zertifizierung 

standardkonformer IT-Produkte haben wir im 

vergangenen Jahresarbeitsbericht ausführlich 

berichtet. 

Standards setzen sich (nur) dann durch, wenn 

sie nach anerkannten Regeln erarbeitet wurden, 

transparent in den Anforderungen, Aufbau und 

fachlicher Logik sind, den Erfordernissen der 

Praxis entsprechen, von einer breiten Masse 

der Anwender und Hersteller akzeptiert werden 

sowie offen und vor allem zukunftssicher und 

verlässlich sind.  

Im Rahmen der Arbeit der XÖV-Gremien wurde 

eine Prüfung und Zertifizierung der im Umfeld 

von Deutschland Online entstandenen XÖV-

Standards diskutiert und für notwendig erachtet. 

Auch hier wird die Notwendigkeit einer weiter-

führenden Prüfung und Zertifizierung der XÖV-

Standards gesehen. 

Der IT-Planungsrat hat auf der Grundlage des 

Staatsvertrages zur Ausführung des Art. 91c GG 

am 22. April 2010 beschlossen, eine Koordinie-

rungsstelle für IT-Standards (KoSIT) bei der 

Freien Hansestadt Bremen dauerhaft einzurich-

ten. Die KoSIT soll im Auftrag des IT-

Planungsrat die folgenden Aufgabenbereiche 

übernehmen: 

 Ausarbeitung von Vorschlägen zur Be-

schlussfassung durch den IT-Planungsrat 

für fachübergreifende IT-Interopera-

bilitätsstandards und IT-Sicherheits-

standards, 

 Wahrnehmung zentraler Querschnittsaufga-

ben der Standardisierung im Bereich der In-

formationstechnik in der öffentlichen Verwal-

tung und Übernahme der aus dem Deutsch-

land-Online Vorhaben „Standardisierung“ 

und dem Projekt OSCI-Leitstelle resultie-

renden Aufgaben und 

 Durchführung (mit Zustimmung des IT-

Planungsrats) von Projekten zur Konzeption 

und Entwicklung von IT-Inter-

operabilitätsstandards. Die Finanzierung 

solcher Projekte soll grundsätzlich durch die 

Stelle erfolgen, in deren Auftrag der Stan-

dard entwickelt wird. 

Der Aufbau der KoSIT erfolgt stufenweise und 

begann im Jahr 2011. Bis zum Aufbau und der 

Übernahme der operativen Geschäftstätigkeit 

der KoSIT werden die bestehenden Aufgaben 

der OSCI-Leitstelle und des Deutschland-

Online-Vorhabens "Standardisierung" durch 

deren Federführer im bisherigen Rahmen fort-

geführt. 

Im Rahmen ihrer Aufgaben erteilt die KoSIT für 

Standards ein Zertifikat zur XÖV-Konformität. 

Sie bedient sich dabei als Dienstleister der Zerti-

fizierungsstelle, die bei der Bundesstelle für 

Informationstechnik (BIT) im Bundesverwal-

tungsamt (BVA) angesiedelt ist. Mit diesem Zer-

tifikat wird bestätigt, dass der Standard nach 

den Regeln der XÖV erarbeitet wurde und die 

entsprechenden Muss- und Soll-Kriterien ge-

mäß XÖV-Handbuch erfüllt werden. Die Zertifi-

zierung von Produkten auf Standardkonformität, 

d. h. dass der Standard in den Produkten ent-

sprechend der jeweiligen Spezifikation richtig 

implementiert wurde, ist nicht Aufgabe der Ko-

SIT. 

5.5.2 Aktivitäten der SAKD 

Die SAKD ist bereits von ihrem gesetzlichen 

Auftrag im Bereich der Prüfung und Zertifizie-

rung von finanzwirksamen Fachverfahren nach 

§ 87 Abs. 2 der Sächsischen Gemeindeordnung 

in Sachsen tätig.  
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Sowohl aus Sicht der Entscheidungsgremien 

von Deutschland Online als auch aus Sicht der 

Hersteller von Fachverfahren ist eine Prüfung 

und Zertifizierung der Schnittstellenspezifikatio-

nen auf der Basis von XÖV-Standards durch 

eine unabhängige, neutrale Stelle unbedingt 

anzustreben. 

Die KoSIT hat im Bereich Standardisierung in 

erster Linie Aufgaben für den IT-Planungsrat zu 

erfüllen. Dazu gehören12: 

 Beschlussvorschläge zur Festlegung von 

Standards, 

 zentrale Querschnittsaufgaben der Standar-

disierung, 

 Optimierung (ebenenübergreifender) Intero-

perabilität, 

 Herbeiführung/Zertifizierung der XÖV-

Konformität, 

 Bereitstellung zentraler Bestandteile der 

XÖV-Standardisierung. 

Für Standards, die weder fachunabhängig noch 

fachübergreifend sind, sind grundsätzlich die 

entsprechenden Bedarfsträger, insbesondere 

die Fachministerkonferenzen, zuständig.  

Eine weiterführende gesetzliche Aufgabe in 

diesem Bereich hat die KoSIT nicht. Für die 

standardkonforme Umsetzung der erarbeiteten 

Standards, Wartung und Pflege sind in der Re-

gel die jeweiligen Standardisierungsprojekte 

selbst verantwortlich. 

Auf Grund ihrer Bedeutung bei der Zulassung 

finanzwirksamer Verfahren und der über die 

sächsischen Grenzen hinausgehenden Akzep-

tanz und Bedeutung dieses Zertifikates sowie 

der allgemeinen Anerkennung der SAKD ent-

spricht diese den Anforderungen und ist von 

ihren Erfahrungen und gesetzlichem Auftrag her 

                                            
12 Quelle: Vortrag Herr Steimke, Leiter KoSIT auf der 4. 

XÖV-Anwenderkonferenz 
(http://www.xoev.de/sixcms/media.php/13/-Von%20der% 
20OSCI-Leitstelle%20zur%20KoSIT%20steimke.pdf) 

bestens als Zertifizierungsstelle für XÖV-

Standards geeignet.  

Im Berichtsjahr wurde am Aufbau einer Test- 

und Zertifizierungsumgebung für XÖV-

Standards (wir berichteten in unserem letzten 

Jahresarbeitsbericht ausführlich) weiter gearbei-

tet: 

 Das Kooperationsmodell für Aufbau und 

Betrieb einer Zertifizierungs- und Testumge-

bung für den Standard XFinanz wurde wei-

ter untersetzt,  

 organisatorische und rechtliche Rahmenbe-

dingungen wurden analysiert, die die SAKD 

ermächtigen, ein Zertifizierungsverfahren 

aufzubauen,  

 Diskussion und Umfrage unter den beteilig-

ten Unternehmen zu deren Haltung bezüg-

lich eines Zertifizierungsverfahrens, Ab-

stimmung erster Schritte zur Erarbeitung 

von Testfällen, 

 Übernahme einer „öffentlichen Auftragge-

berschaft“ für den Standard XFinanz über 

Innenministerkonferenz/Unterarbeitskreis 

Wirtschaft und Finanzen und IT-Planungsrat 

wurde angestrebt (Zuständigkeit für Weiter-

entwicklung, Pflege und auch Zertifizie-

rung), 

 Akquise von (öffentlichen) Mitteln für den 

Aufbau der Testumgebung, 

 Abstimmung mit der KoSIT über Art, Um-

fang und Wertigkeit eines Zertifizierungsver-

fahrens für XÖV-Standards. 

Die SAKD wird auch weiterhin alle notwendigen 

Schritte veranlassen, mögliche Partner zu ge-

winnen, Finanzierungsmöglichkeiten zu er-

schließen sowie die notwendigen technischen 

und organisatorischen Rahmenbedingungen für 

einen effektiven und verlässlichen Einsatz stan-

dardisierter Schnittstellen zu schaffen, um so-

wohl Kommunen als auch kommunalen 

Dienstleistern die erforderliche Sicherheit im 

Einsatz finanzwirksamer Software zu bieten. 
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6 Projekte und Initiativen 

6.1 Umsetzung INSPIRE 

6.1.1 Ausgangssituation 

Eine wichtige Zielstellung der SAKD im Be-

richtszeitraum war es, weitere und zielgerichtete 

Unterstützung der sächsischen Kommunen bei 

der Umsetzung von INSPIRE zu geben.  

Gesetzliche Rahmenbedingungen dafür sind: 

 Richtlinie 2007/2/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 14. März 

2007 zur Schaffung einer Geodateninfra-

struktur in der Europäischen Gemeinschaft 

(INSPIRE), 

 Gesetz über die Geodateninfrastruktur im 

Freistaat Sachsen (SächsGDIG v. 

19.05.2010). 

Als Kernaussage steht die Verpflichtung Geoda-

ten haltender Stellen (nach INSPIRE) zur stu-

fenweisen Bereitstellung von Geodaten über 

Geodatendienste. 

Zur konkreten Umsetzung dieser Anforderungen 

aus INSPIRE ist es erforderlich, notwendige 

Schritte zu erkennen, diese weitestgehend in 

überschaubaren Einzelmaßnahmen bzw. Aktivi-

täten zu beschreiben und zu untersetzten. Der 

INSPIRE-Zeitplan definiert die einzelnen Etap-

pen mit Zielstellungen und entsprechenden 

Vorgaben. Das „WAS? WER? WIE?“ bedarf 

jedoch maßgeblich noch weiterer Klärungen. 

So konnte auch in Kommunikation der SAKD 

mit den sächsischen Kommunen, resp. dem 

Arbeitskreis KomGeoSAX, abgeleitet werden, 

dass zur Aufgabenuntersetzung und Erreichung 

der Zielstellungen von INSPIRE weitere deter-

minierte Aufschlüsselungen der Problemstellun-

gen/Aufgaben als transparente Grundlage der 

Lösungsgestaltungen unerlässlich sind. 

6.1.2 Aktivitäten der SAKD 

In einer initialen Fassung wurde daher im Be-

richtszeitraum durch die SAKD, wie nachste-

hend aufgeführt, dem Rechnung getragen. Es 

erfolgte die Herausstellung erster notwendiger 

Aktivitäten über Beschreibung von Handlungs-

feldern. Der Fokus galt der Bereitstellung von 

Geodaten nach INSPIRE, sowohl im Vorfeld 

einer Datenaufbereitung als auch bei der Nut-

zung (Vorhaltung – Dienste). Da Prozesse der 

Geodatenbereitstellung mit anderen Themenfel-

dern eng korrespondieren bzw. eine Einheit 

bilden müssen (Referenzmodelle des Freistaa-

tes, Metadaten), liegt eine außerordentliche 

Komplexität vor. Insofern konnte für eine 

schlüssige und belastbare Prozesskette (Aufga-

ben – Aktivitäten) nur ein erster Rahmen gesetzt 

werden. Iterative Anpassungen, unter Wahrung 

der zeitlichen und inhaltlichen Vorgaben von 

INSPIRE, werden daher diese Prozessspezifi-

zierung begleiten. So hat sich die SAKD schon 

rechtzeitig der Problematik zur Absicherung der 

Bereitstellung von Geofachdaten aus originären 

Quellen gestellt. Das von der SAKD geleitete 

Projekt „Geodatenaustausch Land – Kommu-

nen“ sowie die Initiierung des Projektes „Geoda-

tenbereitstellung – Schematransformation“ 

sprechen dafür. 

Nachstehendes Schema zeigt exemplarisch 

Aufgliederungen in Handlungsfelder (stark ver-

einfacht) als Grundlage der Unterstützung säch-

sischen Kommunen bei der Umsetzung von 

INSPIRE zur Bereitstellung von Geoda-

ten/Geodatendiensten. 
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Abb. 10: INSPIRE-Geodatenbereitstellung 

(Schematransformation) 

Handlungsfeld 1:  

Zielstellung: 

Endgültige Feststellung der Betroffenheit „Geo-

daten haltende Stellen“ (nach INSPIRE) 

 

 

 

Status: 

In Kooperation der SAKD mit den sächsischen 

kommunalen Spitzenverbänden erfolgten im 

Berichtszeitraum u. a. Beratungen mit kommu-

nalen Vertretern zu dieser Thematik. Insbeson-
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dere für Gemeinden (Gemeindeverwaltungen) 

liegen jedoch noch keine belastbaren Aussagen 

vor.  

Aufgaben: 

Bildung von Geodatenthemen bezogenen Ar-

beitsgruppen in Anlehnung an die ANNEXE von 

INSPIRE zur finalen Bestimmung der Betroffen-

heit 

Handlungsfeld 2: 

Zielstellung: 

Im Bezug zu den Datenspezifikationen sind 

Quellen/Zugriffsmöglichkeiten in den Kommu-

nen, als Voraussetzung für die im Handlungsfeld 

3 zu generierenden Geodaten, sowohl zu identi-

fizieren als auch eine konsolidierte Vorhaltung 

abzusichern.  

Status: 

Ausgehend von Befragungen der SAKD in 

Landkreisverwaltungen sind diese Aktivitäten 

dort in Teilen ansatzweise initiiert (nicht reprä-

sentativ). 

Aufgaben: 

Umsetzung erforderlicher Voraussetzungen 

(z. B. Harmonisierung Datentypen) 

Handlungsfeld 3: 

Zielstellung: 

Schaffung eines Mehrwertes über ein Manage-

ment der weiterführenden Nutzung von INSPI-

RE-Geodaten in Kommunalaufgaben durch 

Identifikation und geeignete Integration ergän-

zender themenbezogener Datenkomponenten 

Status: 

Die in den Datenspezifikationen festgelegten 

Inhalte beziehen sich auf Vorgaben von INSPI-

RE. Zur Bewerkstelligung raumbezogener 

kommunaler Aufgaben sind diese Inhalte inhalt-

lich jedoch nicht immer ausreichend. Darüber 

hinaus bestehen Defizite zur effektiven Nutzung 

von Fachinformationen mittels raumbezogener 

Fachinformationssysteme (FIS), die aus dem 

Zusammenspiel dieser Datengenerierung zwi-

schen Land und Kommunen resultieren. Das 

seitens der SAKD geleitete Projekt „Geodaten-

austausch zwischen Land und Kommunen“ soll 

hier zur Beseitigung bestehender Hindernisse 

beitragen und erfüllt damit auch Forderungen zu 

konsistenten Datenbeständen. Dies trifft sowohl 

für INSPIRE als auch für den sächsischen 

Kommunalbereich zu. 

Aufgaben: 

Identifikation noch zu ergänzender Geodaten im 

Kontext raumbezogener kommunaler Aufgaben, 

Herausstellung der für diese Geodaten abzusi-

chernden Qualitätsmerkmale und Normen 

Handlungsfeld 4: 

Zielstellung: 

Unterstützung der softwaregestützten Geoda-

tengenerierungsprozesse 

Status: 

Markt bietet entsprechende Softwarekomponen-

ten und Dienstleistungen an.  

Aufgaben: 

Definition der für diesen Prozessabschnitt zu 

erfüllenden Anforderungen hinsichtlich der Be-

reitstellung der Ausgangsdaten aus den Hand-

lungsfeldern 2 und 3. Analyse von Softwarepro-

dukten 

Handlungsfelder 5/6: 

Zielstellung: 

Absicherung einer effektiven Geodatenhaltung 

und Bereitstellung von Geodatendiensten, Kon-

solidierung bzw. Komplettierung von Geodaten-

inhalten, ausgerichtet im Kontext raumbezoge-

ner kommunaler Aufgaben 

Status: 
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Bestehende IT-Struktur in den Kommunen, Aus-

richtungen des Landes (Projektfortführung 

„Zentrale GDI-Komponenten – GeoBAK2“) 

Aufgaben: 

Bewertung der unterschiedlichsten Möglichkei-

ten hinsichtlich Geodatenhaltung und Manage-

ment von Geodiensten 

6.1.3 Ausblick 

Unter Einbezug der Zielstellungen und Aufga-

ben genannter Handlungsfelder ist durch die 

SAKD die Erarbeitung von Handlungsempfeh-

lungen und Musterbeispielen für den sächsi-

schen Kommunalbereich geplant. 

6.2 ELENA – elektronischer 
Entgeltnachweis 

Seit Januar 2010 werden monatlich Verdienst-

datensätze der Beschäftigten an die Zentrale 

Speicherstelle übermittelt – ein Prozess, der 

mittlerweile in den Kommunalverwaltungen rei-

bungslos abläuft. Die Arbeitgeber müssen für 

einen Zeitraum von zwei Jahren in Vorleistung 

gehen, in dem sie die Daten an die Speicher-

stelle übermitteln und gleichzeitig Papierbe-

scheinigungen (z. B. Gehaltsbescheinigungen) 

ausstellen. Erst mit Wegfall der Papierbeschei-

nigungen ist auf Arbeitgeberseite mit einer er-

heblichen Entlastung zu rechnen. Die abrufen-

den Stellen – Verwaltungen, die Sozialleistun-

gen gewähren – können dann einfacher, schnel-

ler und medienbruchfrei die Anträge bearbeiten. 

Um die Abrufe von Seiten der Bewilligungsstel-

len tätigen zu können, sind entsprechende or-

ganisatorische und technische Voraussetzungen 

zu schaffen. Die SAKD bereitete die Anforde-

rungen an die abrufenden Stellen auf und stellte 

dies den Mitgliedern des Fachausschusses der 

SAKD vor. Um einen breiteren Kreis kommuna-

ler Einrichtungen zu informieren, wurde im 

Rahmen eines SORAIA-Jour Fixe dieses The-

ma behandelt.  

6.3 D115 

Die SAKD begleitet in kommunalen Verwaltun-

gen die Planung und eventuelle Einführung der 

einheitlichen Behördenrufnummer D115. Re-

gelmäßiger Informationsaustausch mit den Pro-

jektverantwortlichen beim Bundesministerium 

des Inneren und dem SMJus sichern die Aussa-

gefähigkeit zu aktuellen Entwicklungen. Dabei 

achtet die SAKD darauf, dass D115 auch unter 

Effizienz-Gesichtspunkten für die Verwaltung 

betrachtet wird. Maßgeblich dafür ist die D115-

Projektcharta. Die Teilnahme am Projekt D115 

ist und bleibt freiwillig. Allerdings muss jede 

Kommune, die sich für die Teilnahme entschei-

det, die Projektcharta unterschreiben. Damit 

verpflichtet sie sich unter anderem zur Einhal-

tung eines bundesweit einheitlichen Servicever-

sprechens. Es beinhaltet: 

 D115-Servicecenter sind montags bis frei-

tags von 8:00 bis 18:00 Uhr zu erreichen. 

 75 Prozent aller Anrufe werden innerhalb 

von 30 Sekunden durch einen Mitarbeiter im 

Servicecenter persönlich angenommen. 

 65 Prozent der Anfragen werden im Erst-

kontakt beantwortet. 

 Die Gesprächsqualität ist freundlich und 

verbindlich. 

Das Servicecenter gibt Auskunft zu Leistungen, 

die sich auf das Dienstleistungsangebot der 

eigenen Kommune beziehen, aber auch auf das 

anderer Kommunen sowie der Bundes- und 

Landesverwaltungen. Der Kunde, der sich tele-

fonisch an das D115-Servicecenter wendet, 

erhält somit eine schnelle und verlässliche Ant-

wort. Der Nutzen für den Kunden ist unbestrit-

ten. Auf kommunaler Seite sind dazu umfang-

reiche organisatorische, technische und perso-

nelle Maßnahmen erforderlich. Der sich für die 
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Kommunalverwaltungen ergebende Nutzen ist 

auch aus den bisher vorliegenden Erfahrungen 

und Berichten der am D115-Projekt teilnehmen-

den Kommunen nicht eindeutig quantifizierbar. 

Deshalb stehen viele Kommunalverwaltungen 

dieser Projektidee abwartend und skeptisch 

gegenüber. 

6.4 Elektronische 
Langzeitspeicherung 

Das Projekt Langzeitspeicherung und Archivie-

rung wurde im August 2009 begonnen. Dieses 

Projekt ist eine wesentliche Voraussetzung für 

die Erreichung der Ziele der E-Government-

Strategie des Freistaates Sachsen. Durch Kabi-

nettsbeschluss wurde das SMI beauftragt, bis 

Mitte 2011 ein Langzeitspeicher- und ein elekt-

ronisches Archiv zu errichten. Die technische 

Umsetzung und der Betrieb sollen durch den 

Sächsischen Staatsbetrieb für Informatikdienste 

erfolgen. Als erster Umsetzungsschritt wird der-

zeit das elektronische Archiv umgesetzt, in dem 

Dokumente dauerhaft auf unbestimmte Zeit 

nach archivfachlichen Vorgaben abgelegt wer-

den. In dem dazu vorgelagerten Ausschrei-

bungsverfahren wurde die Option auf Mitnut-

zung des Archives durch kommunale Einrich-

tungen aufgenommen. 

6.5 SAKD-Projekt „Integriertes 
Informationsmanagement 
unter Nutzung des 
Fachstandards XPlanung“ 

Öffentliche Verwaltungen unterliegen hinsicht-

lich kooperativer Prozesse in der Informations-

verarbeitung unterschiedlichsten rechtlichen 

Einschränkungen. Daraus resultieren fachliche 

Probleme, die aus einer isolierten Sicht als un-

lösbar erscheinen. So führt die administrativ 

begrenzte „Allzuständigkeit“ nahezu zwangsläu-

fig dazu, dass Informationen zu Geschäfts- und 

realen Objekten mehrfach – jeweils aus der 

individuellen fachlichen Zuständigkeit heraus – 

gehalten werden. 

„E-Government“, „Geodateninfrastruktur“ oder 

„Standardisierung“ versprechen zunächst abs-

trakt mit verfügbaren Instrumentarien und Kom-

ponenten die Lösung der beschriebenen Prob-

leme, ohne dieses Versprechen bislang einge-

löst zu haben. Im Gegenteil, an der notwendi-

gen Konsolidierung der verfügbaren „Wissens-

ressourcen“ und deren redundanzarmen techni-

schen Bereitstellung (als Voraussetzung für 

einen technisch unterstützten, fachlich optimier-

ten Verwaltungsvollzug) gehen diese Instrumen-

tarien vorbei. 

Besonders deutlich werden die Defizite im Be-

reich öffentlicher Planungsprozesse, an denen 

eine Vielzahl von Akteuren aller Verwaltungs-

ebenen sowie Privater beteiligt sind.  

Unter dem Projekttitel „Integriertes Informati-

onsmanagement unter Nutzung des Fachstan-

dards XPlanung“ haben sich daher Verwaltun-

gen und Dienstleister unter Koordinierung der 

SAKD zusammengefunden, um hierfür Lösun-

gen zu entwickeln. Pilotprojekte sollen mit Hilfe 

eines abgestimmten, standardisierten Informati-

onsmanagements generelle Lösungskonzepte 

bereitstellen. Diese bestehen in einer produkt-

neutralen Beschreibung der informationstechni-

schen Anforderungen an die fachlichen Unter-

stützungen, der Erarbeitung von Handreichun-

gen zu organisatorischen Lösungen und mögli-

che technische und betriebliche Umsetzungen 

zu diesen Anforderungen. Die rechtlich und 

technisch mögliche integrierte Datenbereitstel-

lung und -pflege sowie deren Nachnutzung soll 

demonstriert werden. Das betrifft die Prozesse 

der städtebaulichen Planungen selbst als auch 

die Nutzung der XPlanungs-konformen Ergeb-

nisse in anderen Verwaltungsverfahren. Dabei 

konzentriert sich das Vorhaben auf die Initiie-

rung von Verfahren im unmittelbaren Zusam-
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menhang der Planung wie ausgewählte Prozes-

se des Umweltrechts und in der Nachnutzung 

auf das Bauordnungsrecht sowie das Standort-

marketing. 

Im Projekt kommen die verfügbaren (techni-

schen) Basiskomponenten für E-Government 

und die in Entwicklung befindlichen zentralen 

Komponenten der sächsischen Geodateninfra-

struktur praxisnah zum Einsatz und gleichzeitig 

auf den Prüfstand. Grundlage für die Bereitstel-

lung der fachlichen Informationen wird der unter 

Beteiligung der SAKD entwickelte Fachstandard 

XPlanung sein. 

Aus strategischer Sicht ergeben sich für das 

Projekt wichtige Erfolgskriterien: 

 Der Ansatz des integrierten Informations-

managements muss im jeweiligen Verwal-

tungsverfahren die Handlungsebenen „Pla-

nung“, „Abwägung“, „Rechtsetzung“ und 

„operative Umsetzung“ bzw. „Nachnutzung 

von Informationen in anderen Fachaufga-

ben“ abdecken. 

 Ein medienbruchfreier Verwaltungsvollzug 

erfordert zunächst eine konsolidierte interne 

Informationsbasis. Erst im zweiten Schritt ist 

eine themenbezogene Kommunikation zwi-

schen den beteiligten Behörden und mit 

weiteren externen Beteiligten (Interessen-

ten, Betroffene) sinnvoll umzusetzen. 

 Der umfassende Einsatz von Standards 

muss individuelle technische Realisierungen 

ebenso wie zentrale technische Ansätze 

begleiten. 

 Die Integration der raum- und sachdatenbe-

zogenen Informationsverarbeitung in einer 

Integrierten Vorgangsbearbeitung ist ein 

wesentlicher Bestandteil für die Realisierung 

eines sächsischen E-Government-Gesamt-

systems. 

 

 

Abb. 11: Zusammenwirken fachlicher Komponenten im 

Projekt „Integriertes Informationsmanagement 

unter Nutzung des Fachstandards XPlanung“  

im Kontext von GDI und E-Government 

In der praktischen Umsetzung soll das Projekt 

verschiedenste Aktivitäten des Landes und der 

Kommunen verzahnen. Das betrifft die Nutzung 

des GDI-Projekts „Zentrale Komponenten“ aus 

technologischer Sicht als auch die Regelung 

und Bereitstellung von kommunalen Fachinfor-

mationen in der kooperativen Nutzung mittels 

abgestimmter Zugriffe mit Hilfe moderner Tech-

nologien. Dabei wird das Informationsmanage-

ment innerhalb der Organisationen als auch in 

der hierarchischen Zusammenarbeit betrachtet. 

Neben der Erarbeitung fachlicher, produktneut-

raler Abforderungen sollen nach Reife der Auf-

gabenstellung diese auch in E-Government-

Projekten umgesetzt werden. Das Projekt star-

tete am 30.11.2011 und soll zunächst bis zum 

30.06.2013 laufen. In der Projektorganisation im 

Rahmen des AK GeoSAX sind folgende Arbeits-

teams vorgesehen: 

 Betrieb und Organisation, 

 Bauleitplanung, 

 Regionalplanung, 

 Umwelt, 

 Bauordnung, 

 Technik und Datenbereitstellung. 

Als übergreifende Zielstellung wird das Beteili-

gungsmanagement aus den unterschiedlichen 

fachlichen Sichten betrachtet. Dazu gehört zu-
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nächst die Beteiligung definierter Träger öffentli-

cher Belange im internen und externen Verhält-

nis. Da das Projekt den Fokus auf die integrati-

ve Informationsbereitstellung legt, geht es zu-

nächst darum, aus vorhandenen bzw. aus dem 

Verwaltungsvollzug entstehende Informationen 

effektiv unter der Sicht eines prozessualen Ab-

schnitts der Vorgangsbearbeitung bereitzustel-

len. Nach Aufbau des technologischen und in-

haltlichen Grundkonzeptes kann das Konzept 

individualisiert bzw. in der Anwendung unab-

hängiger Dienste erweitert werden. Das gleiche 

Prinzip gilt für die Erweiterung der Beteiligung 

von Trägern öffentlicher Belange sowie der Bür-

gerbeteiligung. 

In der Realisierung der unterschiedlichen Ziel-

stellungen soll gesichert werden, dass auf der 

Grundlage des semantischen Austauschstan-

dards XPlanung schrittweise einheitliche Kon-

ventionen zu inhaltlichen Strukturen von ge-

bietsbezogenen Planungen entstehen. Dazu 

gehört die Beschreibung und Vorklassifizierung  

Abb. 12: Fachliche Grundstruktur des 

kommunalen IT-Rahmenkonzepts 

des maximalen Dokumentenbedarfs in einer 

elektronischen Akte und die Erstellung von 

Geodokumenten zu Vorgängen in einer integ-

rierten Vorgangsbearbeitung. 

6.6 Umsetzung eines 
kommunalen E-Government-
Gesamtsystems – 
Basisprojekt MOSES 

Im Rahmen der kommunalen Aktivitäten zur 

Umsetzung der EU-Dienstleistungsrichtlinie hat 

die SAKD gemeinsam mit Vertretern von Kom-

munen und IT-Dienstleistern ein kommunales 

IT-Rahmenkonzept für E-Government erarbeitet. 

Das Rahmenkonzept stellt eine funktionale 

Komponentenstruktur und ein Zielkonzept für 

die IT innerhalb und außerhalb der Kommunal-

verwaltungen dar. Die fachlichen Komponenten 

sind dabei nicht zwangsläufig (eigenständige) 

abgeschlossene Systeme. 
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In der betrieblichen Umsetzung können durch-

aus mehrere Komponenten von einem techni-

schen System abgedeckt oder eine Komponen-

te in verschiedenen Anwendungsfällen durch 

unterschiedliche Lösungen realisiert werden. 

Die Komponenten zeichnen sich durch ein ho-

hes Maß an Integrationsfähigkeit mit Hilfe mo-

derner Technologien aus. Angestrebt wird die 

Nutzung service-orientierter Architekturen 

(SOA).  

Aufgabe der SAKD ist es, die Kommunen bei 

der praktischen verwal-

tungsverfahrens-konkre-

ten Umsetzung des E-

Government-Gesamtsys-

tems in ihrer konkreten 

betrieblichen Umgebung 

zu beraten. Darüber hin-

aus kann durch die Defini-

tion von Standards bzw. 

Anforderungen an die 

einzelnen Komponenten 

Einfluss auf die Software-

Hersteller zur Herstellung 

bedarfsgerechter integra-

tionsfähiger Lösungen 

genommen werden. 

Dementsprechend hat die SAKD Einfluss auf 

die Entwicklung und Ausrichtung der Kompo-

nenten der E-Government-Plattform Sachsens 

genommen. Über die jeweiligen Aktivitäten wird 

in anderen Abschnitten berichtet. 

Um die Eigeninitiativen der Kommunen insbe-

sondere in Hinblick auf mögliche E-

Government-Förderprojekte zu befördern, hat 

die SAKD gemeinsam mit kommunalen Part-

nern und Dienstleistern ein Umsetzungsprojekt 

MyOneStopEgovShop (MOSES) vorgeschlagen. 

Im Mittelpunkt von MOSES steht die Schaffung 

integrierter E-Government-Lösungen. Ein 

Hauptschwerpunkt liegt dabei auf der Nach-

nutzbarkeit und Optimierung der Lösungen aus 

einer fachlichen Gesamtsicht. Somit können aus 

MOSES-Projekten neben den konkreten techni-

schen Lösungen auch die Anforderungen bzw. 

Integrationsszenarien zur Umsetzung in ande-

ren organisatorischen und technischen Umge-

bungen nachgenutzt werden. Damit wird das 

kommunale E-Government-Gesamtsystem 

schrittweise fachlich konkret ausgeprägt. Ferner 

wird durch MOSES-Projekte die Nutzung der E-

Government-Plattform befördert. 

Abb. 13: MOSES-Grundstruktur 

Die konkrete fachliche Ausprägung der MOSES-

Projekte können die Kommunen selbst entspre-

chend ihrer Interessenlage bestimmen. Vorge-

schlagen und diskutiert wurden u. a. die The-

men Bauordnungsverfahren, Sondernutzungen 

und straßenverkehrsrechtliche Anordnungen, 

Gewerbeverfahren, Ordnungswidrigkeitsverfah-

ren und Beschwerdemanagement, Kfz-

Zulassung und Führerscheinwesen, Meldewe-

sen und Personenstandswesen. 

Entsprechend der derzeitigen Interessenlage 

vieler Kommunen liegt der Schwerpunkt von 

MOSES-Projekten im MOSES-Backoffice (inter-

ne Integrierte Vorgangsbearbeitung). Aufgrund 

der aktuellen Förderbedingungen der kommuna-
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len E-Government-Förderung muss in den Pro-

jekten eine Realisierung im MOSES-Frontoffice 

(Integrationslösungen im Portal und Fallmana-

gement) erfolgen. Dies erschwerte bisher die 

Generierung von Projekten. Mit der Novellierung 

der Förderbedingungen 2012 wird eine Verbes-

serung der Situation erwartet. 

Durch die Initiativen zur Umsetzung des kom-

munalen E-Government-Gesamtsystems in 

Projekten wird ein weitgehend koordiniertes und 

gemeinsames Vorgehen bei der Gestaltung der 

IT-Umsetzung angestrebt. Damit wird den For-

derungen nach Nachhaltigkeit, Nachnutzbarkeit, 

Vereinheitlichung (ohne „zwangsweiser“ Zentra-

lisierung) und Standardisierung (ohne die Frei-

heit des Marktes einzuschränken) entsprochen. 

Einzelne Kommunen können Lösungen zu ein-

zelnen Themen quasi stellvertretend für alle 

erarbeiten, die auch in anderen organisatori-

schen und technischen Umgebungen nachnutz-

bar sind. 

Dies setzt voraus, dass die SAKD als Koordinie-

rungs- und Beratungsstelle der Kommunen in 

die entsprechenden Initiativen einbezogen wird. 

6.7 Online-Gewerbedienst 

Im Rahmen der angestrebten Weiterentwicklung 

der E-Government-Plattform Sachsen wurde in 

einem Workshop unter Beteiligung der kommu-

nalen Spitzenverbände und der SAKD die Ge-

werbeanzeige als Pilotthema priorisiert. Dem-

entsprechend wurde vom SMJus ein Projekt 

„Online-Gewerbedienst“ mit den Handlungsfel-

dern Prozessmanagement, Recht/Deregulierung 

und IT-Umsetzung ins Leben gerufen. 

Zu Beginn des Projektes musste die SAKD fest-

stellen, dass angesichts der in der Leistungsbe-

schreibung fixierten Arbeitspakete der beauf-

tragten Firmen und dem zugrunde liegenden 

Zeitplan eine (mitverantwortliche) Beteiligung 

der SAKD an dem Projekt kaum sinnvoll mög-

lich war. Die noch notwendigen Vorabstimmun-

gen, insbesondere mit kommunalen Aktivitäten 

und Anforderungen in dem Fachkontext, waren 

im festgelegten Zeitplan nicht mehr einzuord-

nen, die angestrebte IT-Lösung mit der T-

Systems-Lösung des Landes Berlin bereits 

„vorgedacht“. 

Gleichwohl beteiligte sich die SAKD gemeinsam 

mit verschiedenen Kommunen an den Unterpro-

jektgruppen Fachkonzept und IT. Die Arbeits-

gruppen führten wenige Beratungen durch und 

hatten nur geringen Einfluss auf die Arbeit des 

Kernteams aus Vertretern des SMJus und der 

beauftragten Firmen. Hinweise der Kommunen 

zur nutzbringenden Ausrichtung des Online-

Gewerbedienstes wurden kaum berücksichtigt. 

Um das Projekt zu unterstützen, bot die SAKD 

in Abstimmung mit dem SMJus Projektleistun-

gen zur „Unterstützung der Ist-Analyse und 

Sollkonzeption“ an. Ziel des Angebotes war es, 

eine möglichst reibungslose Verzahnung des 

Online-Gewerbedienstes mit den (kommunalen) 

dezentralen Fallmanagementsystemen, Gewer-

be-Fachverfahren und Vorgangsbearbeitungs-

systemen zu unterstützen. Aus der Analyse und 

Bewertung der vorhandenen Schnittstellen bei 

den Gewerbeämtern und Weiterleitungsemp-

fängern sowie den Schnittstellenstandards 

XFALL und XEUDLR sollte eine Sollkonzeption 

für eine Falldatenschnittstelle und von Fachda-

tenschnittstellen erarbeitet werden. Eine Beauf-

tragung zur besseren Verzahnung des Projektes 

mit den kommunalen Nutzern und Dienstleistern 

erfolgte nicht. 

Im Projekt wurde neben der Ist-Analyse eine 

Soll-Konzeption erstellt, die die Optimierungs-

ansätze „elektronischer Zugang rund um die 

Uhr“, „One-Stop-Government“, „Kostensen-

kung“, „Vernetzung der Behörden erhöhen“ und 

„verstärkter Einsatz eines Verfahrensmanagers“ 

verfolgt. Die IT-Umsetzung soll dazu führen, die 

für eine E-Government-Plattform 2.0 vor-



             48             

gesehenen (neuen) Komponenten zu erproben 

und zu evaluieren. 

Abb. 14: Online-Gewerbedienst 

6.8 CAFM Mobil 

Die N+P Informationssysteme GmbH (N+P) aus 

Meerane ist Hersteller und Anbieter der CAFM-

Softwarelösung SPARTACUS Facility Manage-

ment®. Die Lösung dient als Client-Server-

Lösung der Verwaltung von Informationen rund 

um die Gebäudebewirtschaftung, wird vorwie-

gend in den Branchen Sparkassen und Banken, 

öffentliche Verwaltung und Industrie verbreitet 

und gehört dort zu den führenden CAFM-

Systemen am deutschen Markt. 

2011 führte N+P ein 12-monatiges FuE-Projekt 

„Entwicklung von Software für Facility Manage- 

 

 

ment auf mobilen Endgeräten“ (CAFM-mobil) 

durch. Mit dem Projekt CAFM-mobil wurden 

Softwarebausteine für mobile Endgeräte im 

Fachbereich des Computer Aided Facility Ma-

nagements mit Fokus auf das Marktsegment der 

öffentlichen Verwaltung technologisch neu kon-

zipiert und prototypisch umgesetzt. 

Die SAKD begleitete das Projekt unter folgen-

den Gesichtspunkten: 

 Es sollte die Nutzungsfähigkeit der im Pro-

jekt angewendeten Methode der Verwal-

tungsplanung (VPlanung) für die Standardi-

sierung von Anforderungen an moderne 

Software-Lösungen in öffentlichen Verwal-

tungen evaluiert werden. 
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 Es sollte die Nutzungsfähigkeit der im Pro-

jekt angewendeten Methode der Verwal-

tungsplanung (VPlanung) für die Software-

Hersteller evaluiert werden. 

 Es sollten Erkenntnisse für die Entwicklung 

eines Katalogs über (mobile) Anwendungen 

als Erweiterung zum Softwarekatalog für die 

Erfassung des Bestandes an Software in 

den kommunalen Verwaltungen (Aufgabe 

der SAKD) gesammelt werden. 

Abb. 15: CAFM-Mobile 

Aus dem Projektverlauf konnte die SAKD fol-

gende Erkenntnisse gewinnen. 

 Die Verwaltungsplanung ist für die Standar-

disierung der fachlichen Anforderungen an 

die Software-Lösungen geeignet. Dies be-

trifft sowohl die Ebene der Prozesse (Leis-

tungen, Teilleistungen, Zuständigkeiten), die 

Ebene des Vorgangs- und Dokumentenma-

nagements (Dokumente, Metadaten), die 

Ebene der (mobilen) Anwendungen, die 

Ebene der integrierten Softwarefunktionen 

(Softwarekomponenten, Softwaremethoden) 

als auch die Datenebene (Objekte, Informa-

tionen). 

 Die (standardisierenden) Muster-VPläne 

sind in der individuellen Sichtweise der Soft-

ware-Hersteller und ihrer Produkte nutzbar. 

Dies betrifft sowohl die individuellen Daten 

in ihrer (standardisierten) Semantik, die in-

dividuelle Ausprägung von Softwaremetho-

den auf Basis (standardisierter) Muster, die 

Ausprägung von Anwendungen mit (stan-

dardisierten) Aufgaben als auch die indivi-

duelle Ausprägung (standardisierter) Nutzer-

rechte. Nicht evaluiert wurden das Vor-

gangs- und Dokumentenmanagement.  

 Wird der in dem Projekt evaluierte Weg der 

Beschreibung (standardisierender) IT-Anfor-

derungen mittels VPlanung und deren indi-

viduelle Umsetzung in den Produkten der 

Software-Hersteller konsequent weiterbe-

schritten, ist es möglich, die IT-Lösungen 

schrittweise bedarfsgerecht und integrati-

onsfähig auszuprägen. Neue Technologien 

wie der Einsatz von mobilen Endgeräten als 

Nutzerinterface können dabei als Wegberei-

ter dienen. Im Ergebnis der verbesserten In-

tegrationsfähigkeit wird die Effektivität der 

IT-Lösungen und die Qualität der Daten 

verbessert. Auf Basis (standardisierter) IT-

Anforderungen entwickelte IT-Lösungen 

werden im Detail vergleichbar und können 

in Anwendungskatalogen geführt werden. 

Hierfür ist eine enge kooperative Zusam-

menarbeit mit den Software-Herstellern und 

den Kommunalverwaltungen als deren 

Kunden notwendig. 
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7 Verfahrensprüfung 

7.1 Die Programmprüfung als 
Aufgabe der SAKD gemäß 
§ 87 Sächsische 
Gemeindeordnung  

Gemäß § 87 Absatz 2 Sächsischer Gemeinde-

ordnung (SächsGemO) dürfen für die automati-

sierte Ausführung der Kassengeschäfte und 

anderer Geschäfte im Bereich des Finanzwe-

sens sächsischer Kommunalverwaltungen nur 

Programme verwendet werden, die von der 

SAKD zugelassen worden sind. Diese hoheitli-

che Aufgabe wird innerhalb der SAKD vom Be-

reich Verfahrensprüfung wahrgenommen. 

Der SAKD obliegt in erster Linie die Wahrneh-

mung der Interessen sächsischer Städte, Ge-

meinden und Landkreise. Vor diesem Hinter-

grund ist auch die Programmprüfung zu sehen. 

Die Prüfhandbücher der SAKD repräsentie-

ren sächsisches Kommunalrecht 

Grundlage für die Durchführung von Verfah-

rensprüfungen sind die Prüfhandbücher der 

SAKD, in denen die Programmanforderungen 

beschrieben werden, die sich allein aus dem für 

Sachsen geltenden Kommunalrecht begründen. 

Diese Handbücher werden von der SAKD erar-

beitet, inhaltlich sowohl mit dem Sächsischen 

Staatsministerium des Innern als auch mit den 

kommunalen Spitzenverbänden abgestimmt und 

im Benehmen mit dem Sächsischen Rech-

nungshof in Form von Verwaltungsvorschriften 

veröffentlicht. Daneben erstellt die SAKD um-

fangreiche Anwendungshinweise zu diesen 

Rechtsgrundlagen.  

Verfahrensprüfungen auf dieser Grundlage ga-

rantieren, dass die Finanzprogramme Funktio-

nalitäten beinhalten, die sächsischem Kommu-

nalrecht entsprechen. 

Die in den Prüfhandbüchern und Anwendungs-

hinweisen enthaltenen Kriterien und Erläuterun-

gen in Verbindung mit den zugehörigen Geset-

zen und Verordnungen drücken die gesetzes-

konformen Anforderungen an DV-Verfahren aus. 

Die Aktualität der Handbücher wird seitens der 

SAKD durch kontinuierliche Recherchen, durch 

Einarbeitung von rechtlichen Veränderungen in 

diese Prüfgrundlagen sowie durch deren perio-

dische Veröffentlichung gewährleistet. 

Flächendeckende Programmprüfung; 

Gleichbehandlung der Software-Hersteller 

und ihrer Produkte 

Paragraph 87 Absatz 2 SächsGemO verpflichtet 

alle sächsischen Kommunen zum Einsatz von 

finanzwirksamen Programmen, die durch die 

SAKD zugelassen sind. Auf diese Weise finden 

in Sachsen Softwareprodukte ihre Verbreitung, 

die sowohl bezüglich der Rechtskonformität als 

auch bei der Umsetzung von Standards eine 

vergleichbare und hohe Qualität aufweisen. 

Aufgrund der rechtlichen Verpflichtung müssen 

sich alle auf dem sächsischen Softwaremarkt 

aktiven Anbieter der Programmprüfung unter-

ziehen. 

Zentralisierung der Programmprüfung 

Im Gegensatz zur Freigaberegelung von Pro-

grammen durch den Bürgermeister in anderen 

Bundesländern hat sich der Freistaat Sachsen 

dafür entschieden, eine rechtlich geregelte Pro-

grammprüfung und Zulassung zu organisieren, 

die sich in der zentralen Zuständigkeit einer 

Behörde – der SAKD – befindet. 

Der entscheidende Vorteil hierbei besteht darin, 

dass das erforderliche Wissen und Können so-

wohl für die Entwicklung der Prüfgrundlagen als 

auch für die praktische Durchführung der Prü-

fung an zentraler Stelle vorgehalten und hier 

weiter qualifiziert wird. Ein weiterer Vorteil bei 

der zentralen Ausgestaltung der Programmprü-
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fung ist der sparsame und wirkungsvolle Einsatz 

der dafür erforderlichen personellen Ressour-

cen. Dies wäre bei einer dezentralen, in der 

Verantwortung jeder einzelnen Kommune lie-

genden Prüfung nicht möglich. 

Für die Anwender der von der SAKD zertifizier-

ten Finanzverfahren ist vor allem die Qualitäts-

sicherung und -steigerung der Software als be-

sonderer Nutzen hervorzuheben. Die sächsi-

schen Kommunen erhalten zudem mit dem Ein-

satz dieser Verfahren ein Höchstmaß an 

Rechtssicherheit. Außerdem stehen ihnen mit 

den Prüfhandbüchern umfangreiche Anforde-

rungssammlungen für ihr Verwaltungshandeln 

und für Ausschreibungen zur Verfügung.  

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die 

SAKD in den zurückliegenden Jahren nicht nur 

mit der Schaffung ihrer Prüfhandbücher auf dem 

Gebiet der Kameralistik, sondern insbesondere 

auch mit der Etablierung des Prüfverfahrens 

Pionierarbeit geleistet hat. Dies hat auch bun-

desweit Anerkennung gefunden. 

Diesem hohen Anspruch trägt die SAKD auch 

aktuell bei der Erarbeitung und Veröffentlichung 

der Verwaltungsvorschriften und Anwendungs-

hinweise im Bereich der kommunalen Doppik 

und der Erschließung dieser Prüfgebiete Rech-

nung. 

7.2 Ergebnisse der 
Programmprüfung  

An dieser Stelle berichtet die Verfahrensprüfung 

regelmäßig über das Geschehen im aktiven 

Prüfgeschäft für den vergangenen Berichtszeit-

raum, der sich diesmal über die Zeit vom 

01.10.2010 bis 30.09.2011 erstreckt.  

Die Programmprüfung erfolgt unter Verwendung 

von einheitlichen Prüfabläufen und Testfällen, 

wobei in deren Verlauf die Erfüllung der in den 

Prüfhandbüchern enthaltenen Programmanfor-

derungen durch das Programm nachzuweisen 

ist. Neben der aktiven Programmprüfung gehört 

die Anwenderbefragung als wesentlicher Be-

standteil mit zum Prüfverfahren. Die von den 

Anwendern gemeldeten Mängel gehen – sofern 

sie zulassungsrelevant sind und nicht von den 

Testfällen abgedeckt werden – ebenfalls in die 

aktive Prüfung ein. 

Nach Auswertung der im Rahmen der Prüfung 

erstellten Unterlagen seitens der SAKD erhält 

der Antragsteller einen vorläufigen Prüfbericht. 

Auf dessen Grundlage hat er innerhalb einer 

festgelegten Frist die Möglichkeit, entsprechen-

de Programmanpassungen vorzunehmen und 

sich einer Nachprüfung zu unterziehen. 

Eine Zulassung für das Finanzverfahren wird 

nur erteilt, wenn das Programm alle zulassungs-

relevanten Anforderungen des entsprechenden 

Prüfhandbuches erfüllt. 

Zugunsten der Erschließung neuer Prüfgebiete 

sowohl im Prüfbereich des Haushalts-, Kassen-, 

Rechnungswesen (HKR) als auch der Veranla-

gung, trat die aktive Prüftätigkeit im abgelaufe-

nen Berichtszeitraum aufgrund begrenzter per-

soneller Ressourcen im Bereich „Verfahrensprü-

fung“ etwas in den Hintergrund, das heißt, die 

SAKD führte nur wenige Prüfverfahren durch. 

Folgende Prüfaktivitäten sind darüber hinaus 

dennoch zu verzeichnen:  

Programmzulassungen: 

Im Prüfbereich „Haushalts-, Kassen-, Rech-

nungswesen nach den Regeln der Doppik“ 

(HKR.Doppik) erfolgten insgesamt zwei Zulas-

sungen. Nach Abschluss der Pilotprüfung des 

Verfahrens „SASKIA.de-IFR kommunale Dop-

pik“ und dessen Zulassung für den Einsatz im 

Freistaat Sachsen wurde das Programm 

„IFR.Ki-Sa“ des Zweckverbandes Kommunale 

Informationsverarbeitung Sachsen zertifiziert 

und damit zum Einsatz in Sachsen zugelassen. 

Damit steht ca. 50 % der sächsischen Kommu-

nen bereits vor dem spätestens möglichen Um-
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stellungstermin auf die Doppik (01.01.2013) ein 

zertifiziertes Programm im Bereich des Haus-

halts-, Kassen- und Rechnungswesens nach 

den Regeln der Doppik zur Verfügung.  

In Prüfung befindliche Programme 

Zum Ende des Berichtszeitraumes existiert im 

Prüfbereich „HKR.Doppik“ ein laufendes Prüf-

verfahren. 

Im derzeit noch nicht eröffneten Prüfbereich 

„Veranlagung von kommunalen Steuern nach 

den Regeln der Doppik“ (Veranlagung.Doppik) 

wird derzeit ein Prüfverfahren als praktische 

Qualitätskontrolle der Prüfgrundlagen (Verwal-

tungsvorschrift, Anwendungshinweise, Testda-

ten, Prüfablauf) durchgeführt, die im Rahmen 

der Erschließung des Prüfbereiches erstellt 

worden sind. 

Neue Prüfanträge 

Insgesamt gingen bei der SAKD im Berichtszeit-

raum acht neue Prüfanträge ein.  

Drei davon sind derzeit in die Kategorie „außer-

halb aktueller Prüfbereiche“ einzuordnen, wobei 

ein Prüfantrag den sich gerade in der Erschlie-

ßung befindlichen Prüfbereich „Veranla-

gung.Doppik“ betrifft. Bei den anderen zwei 

Prüfanträgen handelt es sich um Finanzverfah-

ren, welche zwar generell der Prüfpflicht gemäß 

§ 87 SächsGemO unterliegen, aber die aktuell 

keinem erschlossenen und auch keinem kurz-

fristig neu geplanten Prüfbereich der SAKD 

zugeordnet werden können. Gemäß den Rege-

lungen des Sächsischen Staatsministeriums des 

Innern (SMI) behalten diese Verfahren solange 

den Status für einen geduldeten Einsatz in 

Sachsen, bis für diese Prüfgrundlagen entwi-

ckelt wurden, um sie einer Prüfung unterziehen 

zu können. 

Weitere vier Prüfanträge erreichten uns für ka-

merale Finanzverfahren der Prüfbereiche „Ver-

anlagung der Gewerbe-, Grund- und Hun-

desteuer“ und „Anlagenbuchhaltung/Vermö-

gensrechnung“. Es handelt sich hierbei um Fi-

nanzverfahren, deren Zulassung abgelaufen ist 

und die sich mit diesem Prüfantrag die Zulas-

sung der vormals geprüften Programmversion, 

bis zum Zeitpunkt des Abschlusses einer Folge- 

bzw. Wiederholungsprüfung durch die SAKD 

beziehungsweise dem offiziellen Auslaufen der 

Kameralistik in Sachsen erhalten. 

Der in diesem Berichtszeitraum neu eröffnete 

Prüfbereich „HKR.Doppik“ konnte den Eingang 

eines neuen Prüfantrages verzeichnen.  

Rücknahme von Prüfanträgen 

Insgesamt wurden drei Prüfanträge von HKR-

Verfahren zurückgenommen. Es handelt sich 

hierbei um Verfahren, die vormals der Kategorie 

„außerhalb aktueller Prüfbereiche“ zugeordnet 

waren. 

7.3 Aktivitäten und Ergebnisse im 
Prüfbereich Haushalts-, 
Kassen- und 
Rechnungswesen nach den 
Regeln der Doppik  

7.3.1 Abschluss der Pilotprüfung 

Die SAKD hat in der letzten Zeit regelmäßig 

über den Fortgang der Erschließung des Prüf-

gebietes des Haushalts-, Kassen- und Rech-

nungswesens nach den Regeln der Doppik 

(HKR.Doppik) berichtet. Nachdem die Pro-

grammanforderungen dazu, die Testdaten und 

die Prüfabläufe erarbeitet wurden, galt es diese 

Prüfgrundlagen im Rahmen einer Pilotprüfung 

einer praktischen Qualitätskontrolle zu unterzie-

hen. Diese Pilotprüfung wurde im Dezember 

2009 begonnen; bereits in unserem letzten Jah-

resarbeitsbericht informierten wir ausführlich 

darüber.  
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Die Fortführung dieser Pilotprüfung hatte im 

Berichtszeitraum absolute Priorität. Aufgrund 

dessen konnten im Januar 2011 die unmittelba-

ren Prüfungshandlungen abgeschlossen und 

das Prüfverfahren im April 2011 –  nach der 

erfolgten Veröffentlichung der Verwaltungsvor-

schriften im Amtsblatt – erfolgreich mit einer 

Zulassung beendet werden. 

Mit Blick auf den Verlauf des Prüfverfahrens 

haben sich die langjährigen Prüferfahrungen der 

SAKD aus der Vergangenheit bestätigt, wonach 

allein der langjährige Einsatz eines Programms 

bei verschiedenen Kommunen keine Gewähr für 

dessen Gesetzeskonformität bietet! Nach Ab-

schluss des ersten Prüfdurchlaufes waren auch 

im vorläufigen Prüfbericht für diese Pilotprüfung 

eine Anzahl nicht erfüllter Zulassungskriterien zu 

verzeichnen, gleichwohl das betreffende Pro-

gramm nicht nur bei verschiedenen Kommunen 

unterschiedlicher Größe in Sachsen, sondern 

auch in Kommunen anderer Bundesländer im 

Einsatz ist. Erst im Verlauf des Prüfverfahrens 

wurden die nicht zulassungskonformen Pro-

grammfunktionen vom Programmhersteller kor-

rigiert oder nicht vorhandene aber notwendige 

Programmfunktionen in das Programm integ-

riert, so dass letztendlich eine Programmzulas-

sung ausgesprochen werden konnte.  

7.3.2 Veröffentlichung der 
Verwaltungsvorschriften im 
Amtsblatt – Eröffnung des 
Prüfgebietes 

Gemäß § 87 Absatz 2 SächsGemO sind die 

technischen Standards, die erforderlich sind, um 

die gesetzlichen Voraussetzungen für die Pro-

grammzulassung zu erfüllen, von der SAKD im 

Benehmen mit dem Sächsischen Rechnungshof 

in einer Verwaltungsvorschrift als Prüfhandbuch 

niederzulegen und im Amtsblatt zu veröffentli-

chen. Mit dem Abschluss der Pilotprüfung war 

auch der Prozess der Qualitätssicherung der 

Prüfgrundlagen abgeschlossen und es bestand 

die Aufgabe, die gewonnen Erkenntnisse und 

Erfahrungen in die Prüfgrundlagen einfließen zu 

lassen. Dazu kann festgestellt werden, dass die 

in den Entwürfen der Verwaltungsvorschriften 

niedergelegten Prüfkriterien die aus den Kom-

munalgesetzen und Verordnungen ableitbaren 

Programmanforderungen umfassend und zutref-

fend abbildeten und dass die Testdaten und 

Prüfabläufe eine effektive und zugleich effiziente 

Prüfdurchführung ermöglichten, so dass nur 

punktuelle Anpassungen notwendig waren.  

Nachdem der Sächsische Rechnungshof dar-

aufhin sein Benehmen gemäß § 87 Absatz 2 

SächsGemO zu den Verwaltungsvorschriften 

 "Prüfhandbuch über die erforderlichen tech-

nischen Standards für Programmzulassun-

gen im Bereich der Allgemeinen Anforde-

rungen an Finanzverfahren nach den Re-

geln der Doppik" (VwV PHB-AP.Doppik) und  

 "Prüfhandbuch über die erforderlichen tech-

nischen Standards für Programmzulassun-

gen im Bereich des kommunalen Haushalts-

, Kassen- und Rechnungswesens nach den 

Regeln der Doppik" (VwV PHB-

HKR.Doppik)  

erklärt hat, veröffentlichte die SAKD diese im 

Sächsischen Amtsblatt Nr. 14/2011 vom 

07.04.2011. Diese Verwaltungsvorschriften sind 

nunmehr die Grundlage für alle in diesem neuen 

Prüfbereich künftig durchzuführenden Verfah-

rensprüfungen. 

Mit der Veröffentlichung der Verwaltungsvor-

schriften ist gleichzeitig der Prüfbereich 

HKR.Doppik der SAKD eröffnet worden, so dass 

Prüfanträge in diesem Bereich gestellt und dar-

auf aufbauend Verfahrensprüfungen durchge-

führt werden können. 
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7.3.3 Veröffentlichung der 
Anwendungshinweise 

In der Vergangenheit bildeten die Darstellung 

der Programmanforderungen, die diese begrün-

denden Rechtsgrundlagen sowie die einschlägi-

gen Erläuterungen in den Prüfhandbüchern der 

SAKD eine Einheit. Jetzt beinhalten die veröf-

fentlichten Verwaltungsvorschriften in einer 

straffen Form – dem Wortlaut des § 87 Absatz 2 

SächsGemO folgend – allein die Programman-

forderungen.  

Um jedoch auch weiterhin eine ganzheitliche 

Darstellung zu ermöglichen, hat die SAKD er-

gänzend zu den Verwaltungsvorschriften An-

wendungshinweise erarbeitet. Diese enthalten 

ausgehend von den veröffentlichten Prüfkrite-

rien die begründenden Rechtsgrundlagen sowie 

ausführliche Erläuterungen. Darüber hinaus 

werden die Programmanforderungen im Einzel-

nen kommentiert und dabei gegebenenfalls 

auch Bezug auf andere Prüfkriterien genom-

men. 

Nach der Veröffentlichung der Verwaltungsvor-

schriften im Sächsischen Amtsblatt hat die 

SAKD die Anwendungshinweise zu den oben 

genannten Verwaltungsvorschriften veröffent-

licht. Diese können von allen Interessierten bei 

der SAKD kostenpflichtig bestellt werden. 

7.3.4 Vorstellung der 
Verfahrensprüfung im 
Sächsischen Staatsministerium 
des Innern 

Im Rahmen der Entwicklung der Prüfgrundlagen 

für den Prüfbereich HKR.Doppik und der an-

schließenden Pilotprüfung bestand eine intensi-

ve Kooperation zwischen dem SMI und der 

SAKD. Im Rahmen dieser Zusammenarbeit 

wurde von Seiten des SMI der Wunsch an die 

SAKD herangetragen, die Verfahrensprüfung 

anhand konkreter Beispiele kennenzulernen. 

Diesem Wunsch ist die SAKD gern nachge-

kommen und stellte im Rahmen von zwei Infor-

mationsveranstaltungen Mitarbeitern der Refe-

rate 23a und 23b des SMI die Arbeitsweise der 

SAKD in ihrem hoheitlichen Aufgabengebiet der 

Verfahrensprüfung vor.  

Ausgangspunkt bildete dabei die Vorstellung der 

Entwicklung der Programmanforderungen, aus-

gehend von den Rechtsgrundlagen. An ver-

schiedenen praktischen Beispielen wurde ein 

Einblick in den Prozess der Erarbeitung der 

Testdaten und Prüfabläufe gegeben. Dabei lag 

ein besonderes Augenmerk auf der Darstellung 

des Zusammenspiels von Programmanforde-

rungen, Testdaten und Prüfabläufen als den 

Prüfgrundlagen der SAKD. Anschließend berich-

tete die SAKD über die durchgeführte Pilotprü-

fung im Bereich des Haushalts-, Kassen- und 

Rechnungswesens nach den Regeln der Dop-

pik. Anhand von im Rahmen der Pilotprüfung 

erstellter Drucklisten und Bildschirmkopien wur-

den typische Fehlersituationen aufgezeigt sowie 

die Wirksamkeit der Verfahrensprüfung durch 

die Beseitigung dieser Fehler im Rahmen von 

Verfahrensprüfungen verdeutlicht.  

7.3.5 Beginn der regulären 
Prüftätigkeit 

Mit Blick auf die verpflichtende Einführung der 

kommunalen Doppik in den Kommunen des 

Freistaates Sachsen bis zum 31.12.2012 hat die 

SAKD nach der Veröffentlichung der Prüfgrund-

lagen mit der Durchführung regulärer Verfah-

rensprüfungen begonnen. Zu diesem Zweck 

wurden alle der SAKD bekannten und im Frei-

staat Sachsen aktiven Hersteller von HKR-

Verfahren in einem persönlichen Anschreiben 

über die Eröffnung des neuen Prüfgebietes 

„Kommunale Doppik“ und die damit im Zusam-

menhang stehende Verpflichtung zum Einsatz 

geprüfter und zugelassener Verfahren in diesem 

Bereich informiert.  
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Dennoch gestaltete es sich überaus schwierig, 

Programmhersteller zu finden, die in absehbarer 

Zeit die Durchführung einer Verfahrensprüfung 

realisieren konnten. Letztlich sah sich nur ein 

Programmhersteller in der Lage, die Durchfüh-

rung einer Verfahrensprüfung zeitnah zu ermög-

lichen. Vor diesem Hintergrund entschloss sich 

die SAKD dazu, nicht – wie ursprünglich geplant 

– zwei Prüfprojekte in diesem neuen Prüfbe-

reich zu eröffnen, sondern ein Prüfprojekt als 

Parallelprüfung durchzuführen, indem abgrenz-

bare Themenkomplexe von zwei Mitarbeitern 

unabhängig voneinander bearbeitet werden.  

Dieses Prüfverfahren wurde im Juni 2011 eröff-

net. Aufgrund der parallelen Bearbeitung konn-

ten die unmittelbaren Prüfungshandlungen der 

Erstprüfung bereits im darauffolgenden Monat 

abgeschlossen werden und die Fertigstellung 

des vorläufigen Prüfberichtes ist für November 

2011 geplant. 

7.3.6 Ausblick 

Die SAKD kann im aktuellen Berichtszeitraum 

mit der Veröffentlichung der Prüfgrundlagen für 

den Prüfbereich des Haushalts-, Kassen- und 

Rechnungswesens nach den Regeln der Dop-

pik, der Eröffnung dieses Prüfbereiches sowie 

der Zulassung eines ersten Programms in die-

sem neuen Prüfbereich entscheidende Ergeb-

nisse ihrer Arbeit im Bereich der Verfahrensprü-

fung vorlegen. Zur Sicherstellung des erklärten 

Zieles, bis zum Stichtag der verpflichtenden 

Umstellung auf den doppischen Buchungsstil 

eine Anzahl von Programmen geprüft und zuge-

lassen zu haben, sind jedoch weitere Schritte 

notwendig.  

Ein erster wichtiger Schritt besteht in der Über-

arbeitung der Verwaltungsvorschriften für den 

Prüfbereich kommunale Doppik. Denn eine der 

maßgebenden Rechtsgrundlagen der kommu-

nalen Doppik – die Verordnung des SMI über 

die kommunale Haushaltswirtschaft nach den 

Regeln der Doppik (SächsKomHVO-Doppik) – 

wird gegenwärtig überarbeitet. Die Veröffentli-

chung der Neufassung der SächsKomHVO-

Doppik ist nach Aussage des SMI noch im Jahr 

2011 zu erwarten. Infolge dessen sind nach der 

Veröffentlichung der Neufassung der 

SächsKomHVO-Doppik die rechtlichen Ände-

rungen gegenüber der aktuellen Fassung her-

auszuarbeiten. Darauf aufbauend sind dann die 

notwendigen Änderungen in den Prüfkriterien, 

den Testdaten und Prüfabläufen vorzunehmen, 

so dass nachfolgend eine überarbeitete Fas-

sung der Verwaltungsvorschriften – nach Ab-

stimmung mit dem Sächsischen Rechnungshof 

– veröffentlicht und so Grundlage künftiger Ver-

fahrensprüfungen werden kann. 

Ein weiterer Schritt von großer Bedeutung für 

die sächsischen Kommunen ist die Sicherung 

des Einsatzstatus doppischer HKR-Programme 

in einer Übergangszeit. Mit dem Eröffnen des 

neuen Prüfbereiches der SAKD „Kommunale 

Doppik“ entstand die Verpflichtung zum Einsatz 

zugelassener Programme in Sachsen gemäß 

§ 87 Absatz 2 SächsGemO. Gleichzeitig ist klar, 

dass nicht sofort alle Programme von der SAKD 

geprüft und zugelassen werden können. Der 

Prüfbereich HKR.Doppik wird in der SAKD von 

zwei Verfahrensprüfern bearbeitet. Vor diesem 

Hintergrund kann abgeschätzt werden, dass 

max. 3 – 4 Programme pro Jahr geprüft und 

zugelassen werden können. Da in Sachsen 

ungefähr 15 Programme in diesem Prüfbereich 

am Markt vertreten sind, hat das zur Folge, dass 

es ohne eine Regelung über den Einsatzstatus 

in Prüfung befindlicher Programme zu einer 

Fülle nicht zugelassener Programme kommt.  

Vor diesem Hintergrund ist die SAKD seit ge-

raumer Zeit im Gespräch mit dem SMI. Ziel ist 

es dabei, auf eine Regelung hinzuwirken, die 

den Kommunen im Freistaat Sachsen während 

einer Übergangszeit einen gesicherten Einsatz-

status für Programme gewährt, deren Prüfung 
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zwar beantragt, jedoch noch nicht abgeschlos-

sen ist. 

7.4 Verwaltungsvorschrift 
Prüfhandbuch Veranlagung 
von kommunalen Steuern 
nach den Regeln der Doppik  

7.4.1 Einführung 

Mit Blick auf das näher rückende Ziel, im Rah-

men der Reform des kommunalen Haushalts-

rechts ab 2013 die Doppik im Freistaat Sachsen 

einzuführen, gewinnt die Aufgabe der SAKD, 

entsprechend geprüfte Finanzverfahren den 

Kommunen zur Verfügung zu stellen, zuneh-

mend an Bedeutung. Unter diesem Aspekt er-

gab sich folgerichtig neben der oben dargestell-

ten Eröffnung des doppischen Prüfbereiches 

des Haushalts-, Kassen- und Rechnungswe-

sens die Erarbeitung der Prüfhandbücher für 

den Prüfbereich „Veranlagung von kommunalen 

Steuern nach den Regeln der Doppik“ als ein 

weiterer Schwerpunkt. 

7.4.2 Erarbeitung des 
Prüfhandbuches 

Zu Beginn des Berichtszeitraumes lag das Prüf-

handbuch in seiner Entwurfsfassung als „Ver-

waltungsvorschrift Prüfhandbuch über die erfor-

derlichen technischen Standards für Programm-

zulassungen im Bereich der Veranlagung von 

kommunalen Steuern nach den Regeln der 

Doppik (VwV PHB-KomSt.Doppik)“, die ergänzt 

wird um die zugehörigen Anwendungshinweise 

zur Verwaltungsvorschrift (AnwHinwVwV PHB-

Kom-St.Doppik), vor – gegliedert in folgende 

Teile:  

 Allgemeine Anforderungen an Veranla-

gungsverfahren, 

 Spezielle Anforderungen an Verfahren zur 

Veranlagung der Gewerbesteuer, 

 Spezielle Anforderungen an Verfahren zur 

Veranlagung der Grundsteuer, 

 Spezielle Anforderungen an Verfahren zur 

Veranlagung der Hundesteuer, 

 Spezielle Anforderungen an Verfahren zur 

Veranlagung der Vergnügungsteuer, 

 Spezielle Anforderungen an Verfahren zur 

Veranlagung der Zweitwohnungsteuer. 

7.4.3 Abstimmung des 
Prüfhandbuches 

Vor dem Hintergrund, dass sich die SAKD vor 

Veröffentlichung eines neu entwickelten Prüf-

handbuches gemäß § 87 Absatz 2 SächsGemO 

mit dem Sächsischen Rechnungshof (SRH) ins 

Benehmen zu setzen hat, existierte zu Beginn 

des Berichtszeitraumes diesbezüglich eine erste 

Stellungnahme des SRH, die verbunden war mit 

detaillierten Hinweisen und Anregungen. Analog 

äußerten sich darüber hinaus das SMI sowie 

der SSG und der SLKT, mit denen sich die 

SAKD im Zuge der Qualitätssicherung zum 

Prüfhandbuch ebenfalls regelmäßig abstimmt. 

Die vorliegenden Anmerkungen fanden Nieder-

schlag in einer überarbeiteten Entwurfsfassung 

der VwV PHB-KomSt.Doppik und der Anwen-

dungshinweise. Nach nochmaliger Übersen-

dung der Entwurfsdokumente an den SRH er-

teilte dieser im November 2010 sein Benehmen. 

7.4.4 Entwicklung der Testdaten und 
des Prüfablaufs 

Für eine konkrete Programmprüfung stellen 

neben den Prüfhandbüchern, in denen die An-

forderungen an Finanzverfahren definiert wer-

den, die Testdaten und der Prüfablauf wesentli-

che Elemente des SAKD-Prüfverfahrens dar. 
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Während des Berichtszeitraumes wurden diese 

Prüfelemente bezüglich Inhalt und Form dahin-

gehend überprüft und angepasst, dass sie sich 

für einen unmittelbaren praktischen Einsatz 

eignen. Aus inhaltlicher Sicht bedeutet dies 

hauptsächlich, dass die Anforderungen alle zu-

lassungsrelevanten Kriterien enthalten und je zu 

prüfender Steuerart entsprechend abgebildet 

sind. Weiterhin wurden die einzelnen steuerart-

bezogenen Testdaten auf ihre Konsistenz kon-

trolliert und der Prüfablauf unter dem Aspekt 

begutachtet, dass dieser mit den Testdaten kor-

respondiert, bezüglich seiner Fragestellungen 

eine optimale Prüfdurchführung erlaubt sowie 

eine eindeutige und nachvollziehbare Protokol-

lierung der Prüfergebnisse als eine wesentliche 

Grundlage für die Erstellung des Prüfberichtes 

ermöglicht. 

7.4.5 Interne Qualitätssicherung 

Die interne Qualitätssicherung zu den Prüf-

grundlagen des neuen Prüfbereiches „Veranla-

gung von kommunalen Steuern nach den Re-

geln der Doppik“ erreichte im Berichtszeitraum 

ein Entwicklungsstadium, so dass die Durchfüh-

rung einer praktischen Erprobung anhand von 

konkreten Programmprüfungen (Pilotprüfung) 

möglich wurde. 

Für diesen Zweck konnten auf freiwilliger Basis 

Softwarehersteller gewonnen werden, die be-

reits aus früheren Programmprüfungen das 

SAKD-Prüfverfahren grundsätzlich kennen. 

Diese Tatsache wurde aus Sicht der Verfah-

rensprüfung aus zwei Gründen als Vorteil für 

eine effektive Qualitätssicherung eingeschätzt. 

Zum einen war gegenüber dem Softwareherstel-

ler ein geringerer Erklärungsbedarf zum Prüf-

szenario erforderlich. Zum anderen gingen die 

Mitarbeiter der Verfahrensprüfung bei ihrer Ent-

scheidung davon aus, dass für den größeren 

Anteil an Programmanforderungen ein bereits 

geprüftes und zugelassenes Vorverfahren exis-

tiert, wobei an dieser Stelle vernachlässigt wer-

den kann, dass diese Zulassung für den kame-

ralen Prüfbereich der Veranlagung ausgespro-

chen worden war. Dagegen wurden die kriti-

schen und zeitaufwendigen Prüfinhalte haupt-

sächlich bei den neu in die Prüfung aufgenom-

menen Anforderungen zu den Steuerarten der 

Vergnügungsteuer und Zweitwohnungsteuer 

vermutet. 

Nach den bisher durchgeführten Prüfungen 

kann folgendes Resümee gezogen werden: 

e) Die in der VwV und den zugehörigen An-

wendungshinweisen definierten Programm-

anforderungen stellen grundsätzlich realisti-

sche Anforderungen an Finanzverfahren 

dar. Geringfügig wurden zulassungsrelevan-

te Anforderungen reduziert. 

f) Das Prüfszenario und die während der Prü-

fung geführten Gespräche zur programm-

seitigen Umsetzung der in den Prüfkriterien 

definierten Anforderungen zeigten, dass an 

einigen Stellen des Prüfhandbuches sowohl 

eine weitere Detaillierung der Kriterientexte 

als auch eine exaktere, straffere Formulie-

rung der Erläuterungen in den Anwen-

dungshinweisen angebracht sind. Dies wird 

sich in der nächsten Fassung der VwV und 

der zugehörigen Anwendungshinweise wi-

derspiegeln. 

g) Die Testdaten und der Prüfablauf sind be-

züglich ihres Umfangs und Detaillierungs-

grades ausreichend. 

h) Die Veranlagungsprogramme, die zur Prü-

fung vorgestellt wurden, ließen erkennen, 

dass – entgegen vorheriger Aussagen der 

Softwarehersteller – diese Programme an-

lässlich der erfolgten Softwarepflege zur 

Abbildung doppischer Sachverhalte stärker 

einbezogen worden sind als erwartet. 
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Die Programmentwicklungen im Zusam-

menhang mit der Doppik wurden durch die 

Softwarehersteller vielmehr zum Anlass ge-

nommen, gleichzeitig grundlegende Erneue-

rungen zum Beispiel bei der zum Einsatz 

kommenden Software- und Datenbanktech-

nologie vorzunehmen, die sich auch auf die 

Veranlagungsprogramme auswirkten. 

i) Insofern hat sich wie auch in früheren Prü-

fungen bestätigt, dass die Software ständi-

gen Änderungen unterworfen ist – unab-

hängig davon, ob diese im Rahmen der 

Softwarewartung (zum Beispiel wegen 

Fehlerbehebung oder Erweiterung des 

Funktionsumfangs) vorgenommen werden 

oder ob es sich um die Ablösung einer ver-

alteten Software durch ein neues Produkt 

handelt. In jedem Fall der Änderung ergibt 

sich mit Bezug auf die für Sachsen zu erfül-

lenden Programmanforderungen das Erfor-

dernis, dass die SAKD in regelmäßigen 

Zeitabständen prüft, ob diese Anforderun-

gen auch nach der Softwareänderung noch 

erfüllt sind, damit den sächsischen Gemein-

den weiterhin gesetzeskonforme Program-

me zur Nutzung vorliegen. 

7.4.6 Ausblick 

Das Ziel für den nächsten Berichtszeitraum ist, 

den neuen Prüfbereich „Veranlagung von kom-

munalen Steuern nach den Regeln der Doppik“ 

als aktives Prüffeld zu eröffnen. 

Auf dem Weg dahin sind folgende konkrete Auf-

gaben zu erledigen: 

a) Erstellung der endgültigen Fassung der 

VwV und der zugehörigen Anwendungshin-

weise, 

b) nochmaliges Herstellen des Benehmens mit 

dem SRH, 

c) Veröffentlichung der Gesamtheit der Prüfkri-

terien als Prüfhandbuch in Form einer Ver-

waltungsvorschrift, 

d) Schaffung einer Übergangsregelung bezüg-

lich der Anwendbarkeit des § 87 Absatz 2 

SächsGemO für den neuen Prüfbereich der 

doppischen Veranlagung in Abstimmung mit 

dem SMI. 

Weiterhin sind die im Rahmen der Qualitätssi-

cherung begonnenen Prüfungen abzuschließen, 

um danach in die aktive Prüfung einzusteigen, 

damit den sächsischen Kommunen im Zuge der 

Einführung der Doppik bereits eine Anzahl ge-

prüfter und zugelassener Veranlagungspro-

gramme zur Verfügung steht. 

7.5 Publizierungen von Fach- und 
Verfahrensinformationen 

Die SAKD ist verpflichtet, die in der Verfahrens-

prüfung erzielten Ergebnisse bzw. Änderungen 

im Prüfverfahren zu veröffentlichen. Dies ge-

schieht zum einen auf der Internetseite der 

SAKD unter der Rubrik „Verfahrensprüfung – 

Prüfergebnisse“, zum anderen im monatlich 

erscheinenden Newsletter. Darüber hinaus wer-

den alle Programmzulassungen im Sächsischen 

Amtsblatt bekannt gemacht. 

Abgesehen davon informieren die Mitarbeiter 

des Sachgebiets Verfahrensprüfung in Facharti-

keln und/ oder in Newsletter-Beiträgen regel-

mäßig über ausgewählte Themen und Ergeb-

nisse ihrer Arbeit, die für die Kommunen in 

Sachsen sowie für Programmhersteller von 

besonderem Interesse sind. Im Berichtszeitraum 

wurden folgende Fachartikel im SAKD-

Newsletter und parallel dazu zur dauerhaften 

Nutzung auf der SAKD-Internetseite unter der 

Rubrik „Fachartikel – Verfahrensprüfung“ veröf-

fentlicht: 
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 Beginn der Prüfung des Programms H&H 

proDoppik 4 

Veröffentlichung: 01.07.11 

 Zeitanteilige Berechnung von Abschreibun-

gen bei nachträglichen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten 

Veröffentlichung: 06.06.11 

 Die Aussetzung der Vollziehung im Bereich 

des kommunalen HKR – vergleichende 

Darstellung Doppik und Kameralistik 

Veröffentlichung: 01.04.11 

 Das Wesen und die Buchungsweise zur 

Aussetzung der Vollziehung im Bereich des 

kommunalen HKR nach den Regeln der 

Doppik 

Veröffentlichung: 07.01.11 

 Planvergleich in den Teilhaushalten gemäß 

§ 50 Absatz 2 

Veröffentlichung: 06.09.10 

 



             60             

8 Dienstleistungen der 
SAKD 

8.1 IT-Serviceberatung, Angebot 
und Ergebnisse 

Die seit 2010 angebotene kostenfreie IT-

Serviceberatung wurde auch in diesem Jahr von 

etlichen Kommunen nachgefragt. Insgesamt 

haben wir ca. 50 Beratungen durchgeführt, wo-

bei sich einige Verwaltungen im Zusammen-

hang mit mehreren Projekten an uns gewandt 

haben. Es handelt sich dabei fast ausschließlich 

um Verwaltungen ohne eigenes IT-Personal und 

damit um genau die Zielgruppe, für die der Ser-

vice konzipiert ist.  

Diese Kommunen müssen sich bei größeren 

Installations- oder Administrationsaufgaben 

immer an einen Dienstleister wenden, für des-

sen Auswahl die örtliche Nähe dann natürlich 

das Hauptargument ist. Das schafft Abhängig-

keiten. So sind uns Fälle bekannt, bei denen der 

Dienstleister die Herausgabe von Passworten 

verweigert und so bei allen Anpassungen kos-

tenpflichtig beauftragt werden muss. 

Häufiger Anlass für einen Erstkontakt zur SAKD 

ist deshalb auch die Unzufriedenheit bzw. feh-

lendes Vertrauen bei einem konkreten Angebot 

des lokalen IT-Dienstleisters. Oft war die Skep-

sis berechtigt. Überhöhte Hardwarepreise oder 

Produktangebote von Herstellern, mit denen die 

Firmen vertraut sind oder bei denen sie gute 

Konditionen haben, sind die eine Seite. Kriti-

scher sehen wir die Orientierung auf bestimmte 

Lösungen, für die in der jeweiligen Firma Know-

how aufgebaut wurde, die aber unter Kostenas-

pekten oft nicht das Optimum für kleine Kom-

munen darstellen. Typisches Beispiel dafür ist 

die Empfehlung, bei der Servervirtualisierung 

prinzipiell VMWare einzusetzen oder Terminal-

server-Installationen nur mittels Citrix-

Umgebung zu realisieren. Unabhängige Ver-

gleichsrechnungen der SAKD haben gezeigt, 

dass es für kleinere Kommunalverwaltungen 

häufig kostengünstigere Alternativen gibt.  

Konventionelle Fat-Clients in Windowsumge-

bungen sind die typische Situation in den Ver-

waltungen, wobei zum Teil darüber auch Termi-

nalserveranwendungen bereitgestellt werden. 

Der technische Stand der Clients ist relativ ak-

tuell. Veraltete PCs oder Röhrenmonitore sind 

kaum noch anzutreffen. 

Der Preisverfall bei PCs und die Tatsache, dass 

dabei mit aktuellen Standardkonfigurationen alle 

typischen kommunalen Verwaltungsaufgaben 

erfüllt werden können, haben dazu geführt, dass 

die SAKD kaum noch für Clientbeschaffungen 

kontaktiert wird.  

Anders sieht das bei der Zentraltechnik aus: 

Vier oder fünf Jahre alte Server sind den Per-

formanceanforderungen aktueller Applikationen 

oft nicht mehr gewachsen. Zum Teil ist die 

Technik auch für ein drittes Betriebssystem-

Update (MS Windows Server 2003/2008/2010) 

nicht mehr geeignet. Fehlende Festplattenkapa-

zität bei Fileservern ist ein weiter Grund für Auf-

rüstungsbedarf.  

Entsprechend waren Ausschreibungen für neue 

Server, oder die Kommentierung bereits vorlie-

gender Angebote dazu, in vielen Fällen der An-

lass dafür, die IT-Serviceberatung der SAKD in 

Anspruch zu nehmen.  

Initiatoren für Servererneuerung waren oft die 

HKR-Verfahrenshersteller, die für neue Pro-

grammversionen (Doppikumstellung) andere 

Hardwareanforderungen gestellt haben, deren 

vorrangiges Interesse aber nicht in einer ska-

lierbaren, investitionssicheren Umgestaltung der 

IT-Infrastruktur der Kunden besteht.  

Der ursprüngliche Ansatz der Kommunen be-

stand meist darin, den Server auszutauschen, 

evtl. noch ein Betriebsystem-Update vorzuneh-
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men oder aus Kostengründen MS Windows 

SBS (Small Business Server) einzusetzen. 

Die SAKD hat in solchen Fällen immer gegen 

einfache Konzepte nach dem Motto „Neue 

Hardware und alles geht wieder schnell“ argu-

mentiert.  

Das Thema „Servervirtualisierung“ ist in Verwal-

tungen der beschriebenen Größenklasse noch 

nicht im Bewusstsein. Deshalb haben wir bei 

unseren Vor-Ort-Terminen die Möglichkeiten 

dieser Technologie sowie verschiedene Herstel-

lerprodukte dazu vorgestellt. Auf Seiten der 

Kommunen waren meist Bürgermeister, Käm-

merer und/oder Hauptamtsleiter unsere Ge-

sprächspartner, so dass wir uns auf die Darstel-

lung der technischen Prinzipien beschränkt ha-

ben und verstärkt auf Kostenaspekte bei ver-

schiedenen Herstellerlösungen eingegangen 

sind.  

In fast allen Fällen hat man sich nach unserer 

Präsentation trotz einiger Mehrkosten für eine 

investitionssichere Lösung durch Virtualisierung 

entschieden. 

Neben besserer Hardwareauslastung und der 

Entflechtung von Diensten durch Verteilung auf 

verschiedene virtuelle Maschinen waren die 

neuen Möglichkeiten der Notfallvorsorge das 

Hauptargument dafür. Gerade kleine Verwaltun-

gen ohne eigenes IT-Personal haben nur mit 

den neuen Backupmöglichkeiten der Servervir-

tualisierung eine Chance, bei Totalausfall von 

Systemen ihre gewohnte Arbeitsumgebung in 

vertretbarer Zeit wieder herzustellen.  

Wir haben bei allen Serviceberatungen festge-

stellt, dass auch bei KDN II-Nutzern dessen 

Dienste und Möglichkeiten zum großen Teil 

nicht bekannt sind. Als Beispiel seien hier die 

Mehrwerte durch Internet-Content-Scanning13, 

                                            
13 Internet-Content-Scanning: Durchsuchung aller über das 

Internet geladener Inhalte auf aktiven Schadcode in Echt-
zeit 

das Gray-Listing-Verfahren14 oder die Möglich-

keit zur Domain-Übertragung genannt. Das Netz 

wird vorrangig als Transportmedium für Zentral-

verfahren der KISA betrachtet.  

Ebenso hat der Hinweis auf kostenfreie, nur im 

KDN II verfügbare inhaltliche Angebote für 

Kommunen, wie zum Beispiel der Revosax-

Dienst häufig Erstaunen ausgelöst. 

Zum Teil waren die KDN II-Nutzer mit den Reak-

tionszeiten bei der Nutzung ihrer Zentralverfah-

ren unzufrieden, besonders häufig traf das beim 

„AutiSta“-Verfahren zu. Wir haben hier auf die 

Aufrüstmöglichkeiten des KDN-Anschlusses und 

die damit verbundenen Kosten hingewiesen – 

meist nach Rücksprache mit der KDN GmbH, 

um in jedem Einzelfall die optimale Lösung an-

zubieten. 

Bei Verwaltungen, die noch nicht am KDN II 

sind, haben wir immer für einen Anschuss plä-

diert. (Bisher haben ca. 80 berechtigte Verwal-

tungen auf ihren kostenfreien Basisanschluss 

verzichtet.) Unser Ziel muss die Flächende-

ckung des KDN II sein!  

Alle diese Kommunen betreiben keine Zentral-

verfahren, so dass bei ihnen hauptsächlich der 

Internetzugang über das KDN II im Fokus ste-

hen würde. Hier treffen wir auf eine Marktsitua-

tion. Meist handelt es sich um kleine Verwaltun-

gen, denen nur ein schmalbandiger SDSL-

Zugang als Basisanschluss zusteht. Dieser ist 

gegenüber dem meist existierenden breitbandi-

gen ADSL-Internetzugang nicht konkurrenzfä-

hig.  

Wir haben dieses Problem im Anforderungska-

talog für die laufenden Verhandlungen zur Ver-

längerung des SVN/KDN-Vertrages als Forde-

rung der kommunalen Seite untergebracht. Un-

ser Ziel ist es, als minimalen Basisanschluss 

eine 1,8 mbps- oder wenigstens eine 1,3 mbps-

                                            
14 Gray-Listing-Verfahren: Verfahren zur Reduktion von 

Spam-Mails 
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SDSL-Verbindung, ohne Aufpreis zu den jetzi-

gen 0,6 mbps-SDSL-Verbindungen anbieten zu 

können. 

Auffällig war bei allen Serviceberatungen das 

schlechte Sicherheitsbewusstsein der Verant-

wortlichen. Während zum Teil ein interner Da-

tenschutzbeauftragter existiert, war in keinem 

Fall ein namentlich benannter IT-

Sicherheitsbeauftragter oder eine Sicherheits-

konzeption bekannt. 

Die Unterbringung von Servern in Papierarchi-

ven ohne ausreichenden Zugangs- und Brand-

schutz ist keine Ausnahme! 

Virenscanner sind in der Regel im Einsatz. Bei 

den Maßnahmen zur Gewährleistung der Ver-

fügbarkeit inklusive Notfall-Wiederherstellung 

verweisen die Verwaltungen meist auf die Leis-

tungen eines externen IT-Dienstleisters. 

Wir sprechen die Problematik, auch mit Hinweis 

auf die Gesetzeslage, immer an. Die Defizite 

werden meist mit Hinweis auf fehlende Fach-

kompetenz bei Sicherheitsfragen und mit Kos-

tenproblemen begründet. 

Das SAKD-Angebot zur Übernahme der Funkti-

on eines externen behördlichen Datenschutzbe-

auftragten beinhaltet über die Maßnahmen beim 

Verfahrenskatalog automatisch auch die Befas-

sung und Umsetzung von IT-Sicher-

heitsmaßnahmen. Wir verweisen deshalb bei 

allen IT-Serviceberatungen darauf. 

Die allgemein unbefriedigende IT-

Sicherheitssituation bei den Kommunalverwal-

tungen ist auch der KDN GmbH bekannt und 

hat uns bewogen, eine gemeinsame Arbeits-

gruppe „Informationssicherheit im KDN II“ zu 

gründen, in der neben der KDN GmbH und 

SAKD mehrere Kommunalvertreter mitarbeiten. 

Schwerpunktmäßiges Ziel ist die Verbesserung 

des Sicherheitsbewusstseins in den Verwaltun-

gen – nicht nur mit KDN II-Anschluss. 

Nur einfache Preisanfragen zu eingeholten An-

geboten oder für Planungszwecke haben wir 

nach entsprechenden Recherchen direkt am 

Telefon beantwortet. 

In den meisten Fällen wurde ein Vor-Ort-Termin 

vereinbart, um selbst den Ist-Zustand aufneh-

men zu können, Varianten der Weiterentwick-

lung der Infrastruktur vorzustellen und auf Fra-

gen dazu direkt eingehen zu können. Häufig 

wird der ursprünglich für diese Aufgabe geplante 

Zeitumfang von vier Stunden überschritten, 

noch dazu, da wir auf Wunsch schriftliche Stel-

lungnahmen oder Muster-Leistungsverzeich-

nisse für Ausschreibungen erstellt haben. 

Zusammenfassend kann eingeschätzt werden, 

dass die Dienstleistung IT-Serviceberatung gut 

von den Kommunen angenommen wird. Preis-

überprüfungen führen oft zu Kosteneinsparun-

gen und speziell bei kleinen Verwaltungen kön-

nen Fehlentwicklungen als Folge sehr enger 

Bindungen zu lokalen Dienstleistern verhindert 

werden. 

Ein weiterer Aspekt ist der Informationsgewinn 

für die SAKD. So aktualisieren wir bei allen Ser-

viceberatungen vor Ort unseren Fragebogen zur 

IT-Umfrage, der letztmalig 2009 von den Kom-

munen online ausgefüllt wurde. 

In regelmäßigen Abständen wollen wir das 

SAKD-Angebot zur IT-Serviceberatung über 

unseren Newsletter und die SSG-Mitteilungen 

publizieren, um das bestehende Interesse auf-

recht zu erhalten. 
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8.2 Externer 
Datenschutzbeauftragter, 
Angebot und erste 
Ergebnisse 

Seit Mitte 2010 hat die SAKD für die sächsi-

schen Kommunen das Leistungsangebot „Ex-

terner behördlicher Datenschutzbeauftragter“ in 

ihrem Portfolio.  

Das Sächsische Datenschutzgesetz 

(SächsDSG) verpflichtet Kommunalverwaltun-

gen, das Recht auf informationelle Selbstbe-

stimmung zu gewährleisten, insbesondere bei 

der Verarbeitung personenbezogener Daten 

durch Behörden und öffentliche Einrichtungen. 

Neben der Führung eines Verzeichnisses für 

automatisierte Verarbeitungsverfahren mit ent-

sprechender Meldepflicht gegenüber dem 

Sächsischen Datenschutzbeauftragten sind alle 

technischen, personellen und organisatorischen 

Maßnahmen zu treffen, die für einen sicheren 

Betrieb der IT-Infrastruktur erforderlich sind. 

Diese Aufgabe bedeutet für viele Verwaltungen 

einen erheblichen Aufwand, den die SAKD zu 

günstigen Konditionen abmildern kann. Hierfür 

stellt sie einen qualifizierten Fachberater zu 

Verfügung. 

Seit dem Beginn des Leistungsangebotes wur-

den zahlreiche Kommunen angesprochen, das 

Angebot für ihren Datenschutz zu prüfen. Tele-

fonkontakte und das Ansprechen von Daten-

schutz im Rahmen von Serviceberatungen wa-

ren Schwerpunkte für die Akquise. Zur Unter-

stützung und zur Information wurde ein Informa-

tionsblatt entworfen und gedruckt. Dieses wurde 

mit einem Anschreiben an über vierhundert öf-

fentliche Verwaltungen versandt. In mehr als 30 

persönlichen Gesprächen vor Ort zum Thema 

Datenschutz hat unser Fachberater Bürgermeis-

ter(innen), Hauptamtsleiter(innen) und Mitarbei-

ter(innen) von Kommunalverwaltungen über das 

Angebot und eine mögliche Vorgehensweise 

informiert. Darunter sind Kleinstädte unter 

10.000 Einwohner sowie kleinere Gemeinden 

und Gemeindeverbünde in ganz Sachsen. Von 

fast allen Angesprochenen kam das Bekenntnis, 

das Angebot der SAKD wahrnehmen zu wollen. 

Oftmals sind aber noch haushalterische und 

organisatorische Hürden zu nehmen, die eine 

Zusammenarbeit bisher noch nicht möglich ma-

chen. Nachfragen bei den angesprochenen 

Kommunen ergeben zuweilen, dass über einen 

Vertragsabschluss mit der SAKD noch nicht 

entschieden wurde. Bis September 2011 konn-

ten zwei Kommunen vertraglich gebunden wer-

den. Weitere Verträge sind bis Ende 2011 und 

im ersten Quartal 2012 zu erwarten. Im Sep-

tember 2011 sind nochmals mehr als vierhun-

dert Kommunen mit dem Informationsblatt an-

geschrieben worden. Darin wird wiederholt auf 

die Pflicht zum Datenschutz und die in Baustei-

ne gegliederten Leistungen hingewiesen. 

In den zukünftigen Beratungen der Kommunen 

zu IT und IT-Sicherheit hat der Datenschutz 

immer eine gewichtige Rolle. 

8.3 Hosting für den Deutschen 
Landkreistag 

Seit mehreren Jahren betreibt die SAKD, vermit-

telt durch den Sächsischen Landkreistag, kos-

tenpflichtig Internetforen für den Deutschen 

Landkreistag. Diese dienen dem interkommuna-

len Informationsaustausch und können nach 

Anmeldung von den Mitgliedern genutzt werden. 

Die SAKD hostet diese Foren auf ihren Internet-

servern und unterstützt die Nutzer auch bei An-

wendungsfragen. 

Durch den Umzug des Servers in die Housing-

Zone des KDN im vorherigen Berichtszeitraum 

hat sich die Erreichbarkeit der Plattform deutlich 

verbessert. 

Die vom Deutschen Landkreistag in den Foren 

angebotenen Dokumentensammlungen werden 

ständig erweitert und haben mittlerweile einen 
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beträchtlichen Umfang erlangt. Um die Datensi-

cherung in der gewohnten Qualität abzusichern, 

werden die Daten seit April 2011 auf einen 

Backupserver gespiegelt.  

8.4 Videokonferenz-Dienst 

Die SAKD stellt seit Anfang 2011 einen Video-

konferenz-Dienst zur Verfügung. Dabei kommt 

die OpenSource-Software „Openmeetings“ zum 

Einsatz. Der Server ist in die Kopfstelle des 

KDN als Testplattform eingebunden. Der Dienst 

soll den Kommunen ermöglichen, mit einfachen 

Mitteln kostenfrei miteinander kommunizieren zu 

können. Insbesondere Video-Kommunikation 

soll z. B. unnötige Fahrten zu Besprechungen 

einsparen helfen. Mit dem Dienst können live 

auch Dokumente bearbeitet und ausgetauscht 

werden. Zu geplanten Konferenzen werden die 

benötigten Teilnehmer über die integrierte Ein-

ladungs- und Kalenderfunktion informiert. Es 

kann dabei ein direkter Kalendereintrag, z. B. in 

MS Outlook, generiert werden. Der Service 

wurde von verschiedenen Einrichtungen getes-

tet und als praktikable sowie stabile Lösung 

angesehen. Die SAKD wird den Dienst weiter 

pilothaft betreiben.  

8.5 Softwareverzeichnis, Stand, 
Leistungsumfang 

8.5.1 Überblick 

Mit Beginn ihrer Onlinepräsentation stellt die 

SAKD den Kommunen ein Softwareverzeichnis, 

vormals als „Softwarekatalog/Anbieterverzeich-

nis“ benannt, im Internet zur Verfügung 

Das Verzeichnis soll den sächsischen Kommu-

nen einen schnellen Überblick über den Markt 

der kommunalen Softwareanbieter und die agie-

renden Dienstleister verschaffen. Es ist direkt 

unter der Adresse http://www.sakd.de/swv.html 

zu erreichen. 

Die Inhalte werden von den Anbietern von Soft-

wareprodukten und -dienstleistungen direkt 

eingearbeitet und sind damit immer aktuell. Für 

die Präsentation im SAKD-Softwareverzeichnis 

zahlen die Anbieter momentan monatlich 

9,90 Euro. 

8.5.2 Leistungsumfang 

Vom Softwareverzeichnis führen Verweise auf 

das Anbieterverzeichnis. Die Bearbeiter der 

Softwareeinträge können auswählen, ob be-

stimmte Anbieter als Hersteller oder Partner für 

Vertrieb, Support oder Schulung verlinkt werden 

oder ob ein Rahmenvertrag mit der SAKD ab-

geschlossen wurde. Als Wiedererkennungs-

merkmal kann zu jeder Anwendung und zum 

Firmenprofil eine Bilddatei (Produkt-/ 

Firmenlogo) hochgeladen und in der Besucher-

sicht präsentiert werden. Der Erfolg der Einträge 

kann anhand einer Zählung der Aufrufe durch 

die Besucher je Anwendung und Firma einge-

schätzt werden. 

Der Besucher des Softwareverzeichnisses kann 

auf verschiedene Weise recherchieren. Soft-

wareanwendungen werden alphabetisch, nach 

Firmen allgemein oder nach Herstellern aufge-

listet. Zusätzlich sind sie kommunalen fachli-

chen Anwendungsbereichen zugeordnet. Anbie-

tereinträge sind alphabetisch gelistet und ver-

schiedenen Bereichen eines Leistungsspekt-

rumkataloges zugeordnet. 

Ergänzend sind alle Inhalte des Softwarever-

zeichnisses mit Hilfe einer Volltextsuche auf-

findbar. 

 



 

             65        

8.5.3 Weiterentwicklung/Akquise 

Nachdem das Layout und die Funktionen des 

Softwareverzeichnisses im vorherigen Berichts-

zeitraum nach den Wünschen der Anbieter 

überarbeitet wurden, haben sich seit Oktober 

2010 vier weitere Anbieter entschieden, sich 

und ihre Produkte darzustellen. Die SAKD in-

formierte darüber in ihrem Newsletter „SAKD-

aktuell“. 

Das SAKD-Softwareverzeichnis wird direkt mit 

Firmen, mit denen die SAKD in geschäftlichem 

Kontakt steht, beworben. Als Mittel kommen hier 

das persönliche Gespräch, die Übergabe von 

entsprechenden Flyern und einheitliche E-Mail-

Signaturen zum Einsatz. 

Momentan sind im Verzeichnis 34 Firmen mit 

104 Anwendungen vertreten. Trotz der leichten 

Zunahme an Einträgen ist das Angebot als 

Marktplatz für Kommunalsoftware noch ausbau-

fähig. Augenmerk wird dabei in Zukunft auch auf 

das Angebot von SW-Diensten und IT-

Dienstleistungen gelegt. 

Abb. 16: Softwareverzeichnis – Anzahl Seitenaufrufe  

Softwareverzeichnis - Seitenaufrufe 2010/11
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9 Rahmenverträge 

Gemäß § 2 Abs. 1 Ziff. 5 der Hauptsatzung hat 

die SAKD die Aufgabe, für die sächsischen 

Kommunen günstige Vertragsvoraussetzungen 

für Komponenten der Informationstechnik zu 

schaffen. Damit wollten die Satzungsgeber der 

Tatsache Rechnung tragen, dass sich die finan-

zielle Situation der Kommunen im Freistaat 

Sachsen von Jahr zu Jahr immer mehr ver-

schärft; eine moderne kommunale Verwaltung 

allerdings ohne den Einsatz von Informations- 

und Kommunikationsinstrumenten kaum denk-

bar ist. Die SAKD hat diesen Auftrag zum An-

lass genommen, eine Vielzahl von Rahmenver-

trägen über den Bezug qualitativ hochwertiger 

Produkte und Dienstleistungen aus dem Bereich 

der Informationstechnik für die sächsischen 

Kommunen abzuschließen. Auch im Berichts-

zeitraum ist es der SAKD gelungen weitere 

Rahmenverträge mit namhaften Unternehmen 

zu vereinbaren (s. u.). Zusätzlich zum Abschluss 

neuer Rahmenverträge konnten den sächsi-

schen Kommunen zum einen auf der Grundlage 

bestehender Rahmenverträge aber auch sonsti-

ger Vereinbarungen attraktive Sonderkonditio-

nen für einzelne Produkte namhafter Hersteller 

angeboten werden. Zu nennen sind hier bei-

spielhaft die Hersteller Benq, EIZO und Hewlett 

Packard. Ferner wurden die Konditionen der 

bisherigen Rahmenverträge kontinuierlich ak-

tualisiert und so den jeweiligen Marktgegeben-

heiten angepasst. 

9.1 Rahmenvertrag mit der Firma 
MTS Reinhardt GmbH 

In Sachsen ist der Einsatz digitaler Medien im 

Unterricht in den Lehrplänen ausdrücklich vor-

gesehen. Im Rahmen des Förderprogramms 

Medienoffensive Schule (MEDIOS) wurde be-

reits ein Großteil der Schulen mit moderner IT-

Technik ausgestattet. Die Fortsetzung des För-

derprogramms, MEDIOS II, rückt nun den Ein-

satz ganzheitlicher Schul-IT-Lösungen in den 

Vordergrund. Damit sollen Lehrer von administ-

rativen Aufgaben entlastet sowie schuleinheitli-

che Lernplattformen und der Betrieb homogener 

IT-Lernumgebungen realisiert werden. Das 

Rahmenvertragsprodukt MTS EDUCATOR® 

unterstützt die Anwendungsbereiche System-

Management, Klassenraum-Management sowie 

das Mobile Lernen. Die modular aufgebaute 

Software kann den individuellen Anforderungen 

der Schulen angepasst werden. Durch den 

Rahmenvertrag profitieren Schulen beim Bezug 

von Lizenzen und Dienstleistungen der pädago-

gischen Netzwerkmanagement-Software MTS 

EDUCATOR® von Sonderkonditionen. 

9.2 Rahmenvertrag mit der Firma 
Avira GmbH 

Die IT-gestützte Kommunikation hat in den ver-

gangenen Jahren immer mehr zugenommen, 

damit aber gleichzeitig auch die hiermit verbun-

denen Bedrohungen. Auch die sächsischen 

Kommunen sind immer wieder von Sicherheits-

risiken durch Schadsoftware oder Hacker betrof-

fen. Die SAKD hat aus diesem Grund mit der 

Firma Avira GmbH einen Rahmenvertrag über 

Virenschutzlösungen geschlossen.  

Der deutsche IT-Sicherheitsexperte Avira ist 

zuverlässiger Partner für Geschäftskunden und 

staatliche Einrichtungen und bietet Rundum-

schutz für die IT-Systeme der öffentlichen Ver-

waltung. Als einziger deutscher Hersteller von 

umfassender Antiviren-Software hat Avira Si-

cherheitslösungen für Clients, Server, Portal-

software (Sharepoint und SAP), Mail-

Infrastrukturen (Exchange und Unix/Linux) und 

Gateways im Portfolio. Der mehrfach ausge-

zeichnete Virenschutz ergänzt die heuristische, 

generische und erkennungsmusterbasierte 

Malware-Erkennung mit einem Schutzwall, der 

Schadprogramme am Verhalten identifiziert. 
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Diese Sicherheitsfunktionen werden mit einer 

generischen Reparatur komplettiert. Die Rah-

menvertragsprodukte sind bei allen von Avira 

autorisierten Händlern beziehbar.  

9.3 Rahmenvertrag mit der Firma 
Softline Solutions GmbH 

Die immer komplexer werdende kommunale IT-

Infrastruktur und die Vielzahl der in einer Kom-

mune eingesetzten Software erhöhen die Ge-

fahr von Fehlfunktionen und können in einem 

Schadensfall die Arbeitsfähigkeit der Verwaltung 

empfindlich stören. Die Zunahme der Komplexi-

tät bedingt gleichzeitig einen Anstieg des erfor-

derlichen IT-Know-hows in den einzelnen Kom-

munen, das oftmals nur schwer vorgehalten 

werden kann. Kommt es zu Fehlfunktionen, ist 

schnelle Hilfe erforderlich. 

Aus diesen Gründen hat die SAKD mit der Soft-

line Solutions GmbH einen Rahmenvertrag zu 

attraktiven Rahmenvertragskonditionen über 

Support- und Unterstützungsleistungen im 2nd- 

und 3rd-Level-Umfeld für die Produkte von 13 

namhaften Softwareherstellern geschlossen. 

Unterstützte Hersteller sind die Firmen Auto-

desk, Citrix, CA, IBM, Microsoft, McAfee, Nagi-

os, Novell/SuSE, PGP, Symantec, TrendMicro, 

Utimaco und VMware. Die bezugsberechtigten 

Kommunen, kommunale Körperschaften und 

kommunal wirtschaftliche Unternehmen können 

dabei zwischen verschiedenen Unterstützungs-

paketen wählen, die  sie während der jeweils 

einjährigen Vertragslaufzeit abrufen können. 

Folgende Pakete stehen zur Verfügung: 

Der Gold Support beinhaltet die schnellstmögli-

che Störungsbehebung (Incident) rund um die 

Uhr mit den Einzelleistungen: 

 einzelfallbezogene Incident-Bearbeitung 

(pauschale Abrechnung pro Incident), 

 bis zu vier Ansprechpartner des Einzelver-

tragskunden, 

 Vorhaltung eines virtuellen Testlabors zur 

Nachstellung von Systemumgebungen 

durch den Service Desk, 

 Remote-Zugriff. 

Der Platinum Support beinhaltet neben der 

schnellstmöglichen Störungsbehebung zusätz-

lich die Leistungen Softline Technical Account 

Management, Problemanalyse, proaktive Servi-

ces und Herstellersupport: 

 einzelfallbezogene Incident-Bearbeitung 

(stundenbasierte Abrechnung), 

 unlimitierte Anzahl von Ansprechpartnern 

des Einzelvertragskunden, 

 Bereitstellung eines Technical Account Ma-

nagers (TAM) als dedizierten Ansprechpart-

ner, 

 ein Kick-Off-Meeting zu Beginn der Ver-

tragslaufzeit mit dem TAM vor Ort, 

 Registrierung beim Hersteller (für die in 

Anlage XI mit "Herstellersupport" gekenn-

zeichneten Hersteller) bei Abnahme von 

Herstellerstunden, 

 Vorhaltung eines virtuellen Testlabors zur 

Nachstellung von Systemumgebungen 

durch den Service Desk, 

 Remote-Zugriff. 

Der Herstellersupport beinhaltet den direkten 

Zugriff des Einzelvertragskunden auf die Her-

steller. Die Leistungen unterteilen sich in reakti-

ve und proaktive Services. Mindestabnahme-

menge sind entweder 5 Incidents oder 25 Plati-

num-Stunden.  

9.4 Rahmenvertrag mit der Firma 
Datsec ®/ ESET Deutschland 

Der Antivirenhersteller ESET schützt seit 1992 

mit modernsten Antivirenlösungen die IT-

Infrastrukturen von Unternehmen und Privatan-

wendern vor Malware aller Art. Angriffe und At-

tacken von Cyberkriminellen richten sich mehr 
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und mehr auch gegen wichtige Infrastrukturein-

richtungen und öffentliche Verwaltungen. Um 

dieser zunehmenden Bedrohung mit IT-

Security-Lösungen eines führenden Anbieters 

zu attraktiven Konditionen optimal begegnen zu 

können, wurde zwischen der SAKD und ESET 

Deutschland ein Rahmenvertrag geschlossen. 

Für den Wettlauf mit Cyberkriminellen ist es 

heute nicht mehr ausreichend, auf Lösungen mit 

rein signaturbasierten Erkennungsmethoden zu 

setzen. ESET kombiniert deshalb klassische 

signaturbasierte Erkennungsmethoden mit mo-

dernen heuristischen und cloudbasierten, intelli-

genten Verfahren zur optimalen Erkennung neu 

auftretender Malware. Hierfür entwickelte ESET 

die Threatsense® Technologie. In Kombination 

mit einer von unabhängigen Instituten bestätig-

ten geringen Systembelastung und einer belie-

big flexibel skalierbaren Administration bietet 

ESET eine Lösung für Kunden, die in ihren täg-

lichen Prozessen nicht von einem AV-Produkt 

"behindert" werden möchten und trotzdem 

höchste Erkennungsraten erwarten. Deshalb 

wurde ESET auch von unterschiedlichen Testin-

stituten bzw. Fachpublikationen (AV-

Comparitives, Virus Bulletin, Passmark etc.) 

ausgezeichnet.  

Bestandteile des Rahmenvertrags sind Lösun-

gen für Clients (Windows, Linux), Smartphones 

(Windows, Symbian, Android), File Server (Win-

dows, Linux), Mail Server (Microsoft Exchange, 

Linux, BSD, Solaris, Lotus Domino, Kerio) sowie 

Gateways (Linux). Der ESET Remote Administ-

rator und lokaler deutscher Support ist immer 

Bestandteil der Lizensierung.  

Während der Lizenzlaufzeit sind alle Produktup-

dates und Upgrades inklusive Major-Release-

Wechsel im Preis enthalten. Der Mindestauf-

tragswert beträgt 250 Euro netto. Um faire Ver-

tragsbedingungen zu sichern, sind Einzelverträ-

ge auf der Grundlage der EVB-IT Überlassung 

Typ A zu schließen.  Beziehbar sind alle Rah-

menvertragprodukte über die seitens der Firma 

DATSEC DATA Security e.K. benannten Händ-

ler. 

9.5 Rahmenvertrag mit der Firma 
SoftMaker Software GmbH 

Das Nürnberger Software-Haus SoftMaker ist 

seit der Gründung im Jahr 1987 darauf speziali-

siert, Office-Programme zu entwickeln. Das von 

der Presse mehrfach ausgezeichnete SoftMaker 

Office enthält eine Textverarbeitung, eine Tabel-

lenkalkulation sowie ein Präsentationspro-

gramm. Darüber hinaus bietet die Firma die 

Schriftensammlungen MegaFont und infiniType 

sowie weitere Hand- und Schreibschriften an. 

Der umfangreiche Funktionsumfang bei schnel-

ler, zuverlässiger und einfacher Bedienbarkeit, 

die günstigen Preise sowie die Kompatibilität zu 

Microsoft haben die SAKD bewogen, einen 

Rahmenvertrag zu vereinbaren. SoftMaker Of-

fice 2012 gibt es in der Standard- sowie in der 

Professional-Version. Die Professional-Version 

verfügt gegenüber der Standard-Version zusätz-

lich über zwei Duden-Wörterbücher, vier Lan-

genscheidt-Sprachwörterbücher, den Duden-

Korrektor und ein E-Mail-Programm. Die Pro-

gramme sind besonders preiswert, da der ver-

einbarte Rahmenvertragspreis für drei Arbeits-

plätze gilt. Alle Produkte sind per Download 

oder auf CD-Rom erhältlich, die Megafont 

XXL2.0 und die infinitype allerdings nur auf CD-

Rom. Auf der Grundlage des Rahmenvertrages 

bietet SoftMaker einen kostenlosen telefoni-

schen Support montags bis freitags von 9.00 – 

12.00 Uhr. 

9.6 Microsoft Select-
Händlerrahmenvertrag 

Seit dem 1. Oktober 2011 können die Kommu-

nen, kommunalen Gebietskörperschaften und 

Zweckverbände sowie rund 600 kommunale 

Unternehmen des Freistaates Sachsen wieder 
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sämtliche Microsoft-Lizenzen über den IT-

Dienstleister COMPAREX, ehemals PC-WARE, 

beziehen. Dies regelt ein zentraler Handelspart-

nervertrag für den Erwerb von Microsoft-

Lizenzprodukten, den die SAKD nach einer 

europaweiten Ausschreibung kürzlich an COM-

PAREX vergeben hat. Neben der Lizenz-

Lieferung beinhaltet der Vertrag auch Service- 

und Beratungsleistungen wie Software Asset 

Management. 

Durch die Vereinbarung ist es allen aufgezähl-

ten Institutionen nach einer über COMPAREX 

erhältlichen Zutrittserklärung möglich, ohne eine 

weitere Ausschreibung zu den günstigsten Kon-

ditionen des Select-Rahmenvertrages Microsoft-

Produkte zu erwerben. Der abgeschlossene 

Handelspartnervertrag hat eine Laufzeit bis zum 

31.05.2014 sowie eine Verlängerungsoption um 

ein weiteres Jahr. Neben dem definierten Micro-

soft-Produktportfolio bietet COMPAREX den 

kommunalen Einrichtungen in Sachsen umfang-

reiche lizenznahe Beratungs- und Serviceleis-

tungen wie Multi-Vendor Helpdesk, Training und 

IT-Consulting an. 

 

Informationen zu weiteren durch die sächsi-

schen Kommunen nutzbaren Rahmenverträgen 

sowie zu befristeten Sonderaktionen sind auf 

der Internetseite der SAKD unter 

http://www.sakd.de zu finden.  
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10 Internes 

10.1 VIS-Kompakt 

Seit Mai 2005 wird in der SAKD mit dem Vor-

gangsbearbeitungssystem „VISkompakt“ gear-

beitet. Die Einführung des Systems, in dem 

Strukturen und Abläufe der SAKD abzubilden 

sind, ist ein langwieriger Prozess. Die Mitarbei-

ter wurden zu VISkompakt geschult und sind in 

der Regel mit der Nutzung vertraut. Posteingang 

und Zustellung zum jeweiligen Bearbeiter erfol-

gen von Beginn an elektronisch. Die Anwen-

dung ist in den einzelnen Fachbereichen unter-

schiedlich stark in die tägliche Arbeit integriert. 

Bei Problemen und Anfragen wird die SAKD 

vom Dienstleister KISA unterstützt. Die Anwen-

dung und Integration von VISkompakt in der 

SAKD wurde kontinuierlich weiter ausgebaut 

und angepasst. 

10.2 Einführung der Doppik in der 
SAKD ab dem 01.01.2012 

Gemäß § 131 Abs. 1 SächsGemO sind die Be-

stimmungen des Artikels 1 des Gesetzes über 

das neue kommunale Haushalts- und Rech-

nungswesen vom 7. November 2007 spätestens 

ab dem Haushaltsjahr 2013 für die Haushalts-

wirtschaft einzuführen. 

Diese Regelung gilt auch für die SAKD. Auf die 

Wirtschaftsführung der SAKD finden gemäß 

§ 10 Abs. 3 SAKDG die Vorschriften über die 

Gemeindewirtschaft mit Ausnahme der Vor-

schriften über die Auslegung der Haushaltssat-

zung und der Jahresrechnung entsprechende 

Anwendung. Des Weiteren ist in der Gesetzes-

begründung zum Gesetz über das neue kom-

munale Haushalts- und Rechnungswesen die 

SAKD im Anwendungsbereich explizit benannt.  

In seiner Sitzung im Juni 2011 hat der Verwal-

tungsrat beschlossen, das neue Haushaltsrecht 

gemäß § 131 Abs. 2 SächsGemO vorzeitig ein-

zuführen. Die Umstellung erfolgt ab dem 

01.01.2012 erstmalig für das Haushaltsjahr 

2012. Es wurde ein Projektteam gebildet, be-

stehend aus den Mitarbeitern des Sachgebietes 

Finanzwesen sowie aus drei weiteren Fachbera-

tern der SAKD, welches den Umstellungs- und 

Einführungsprozess begleitet.  

In diesem Rahmen wurden im 2. Halbjahr 2011 

folgende Arbeitsschritte durchgeführt: 

 Festlegung der Haushaltsstruktur, 

 Produktbildung, 

 Aufstellung eines ersten Haushaltsentwur-

fes 2012, 

 Aufstellung eines Entwurfes für die Eröff-

nungsbilanz, 

 Festlegung der Struktur der Kosten- und 

Leistungsrechnung, 

 Erfassung und Bewertung des Anlagever-

mögens ist durch die permanente Fort-

schreibung der vorhandenen Anlagenbuch-

führung zum Stichtag für die Eröffnungsbi-

lanz gewährleistet. 

Im Zusammenhang mit der technischen Umset-

zung im doppischen Finanzverfahren wird die 

SAKD durch den Softwareanbieter, die Firma 

adKOMM, unterstützt. Im doppischen Software-

verfahren wurden in den vergangenen Monaten 

die Voraussetzungen für die Umstellung ab dem 

01.01.2012 geschaffen. Die Überleitung der 

kameralen Haushaltsstellen in die doppischen 

Produktsachkonten wurde ebenfalls erfolgreich 

vollzogen. Aufgrund des derzeitigen Pro-

jektstandes geht die SAKD von einer erfolgrei-

chen Umstellung zum 01.01.2012 aus. 
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11 Öffentlichkeitsarbeit 

11.1 Veröffentlichungen 
Sachsenlandkurier 

Veröffentlichungen von Fachbeiträgen in regio-

nalen als auch überregionalen Verbands- und 

Fachzeitschriften sind fester Bestandteil der 

Informationsbereitstellung zu aktuell interessie-

renden IT-Fachthemen. Im Berichtszeitraum 

erschien ein Beitrag im Sachsenlandkurier (Ver-

bandszeitschrift SSG) zum Thema „Umsetzung 

der Vereinbarung zur Mitnutzung der E-

Government-Plattform des Freistaats Sachsen 

durch die sächsischen Kommunen“. 

11.2 Internetpräsenz 

Die SAKD stellt ihren Interessenten und Part-

nern über das Internet kostengünstig und aktuell 

Informationen über ihre Arbeit und die Entwick-

lung der Informationstechnologie in der Kom-

munalverwaltung zur Verfügung. Dazu unterhält 

sie verschiedene thematisch unterteilte Websi-

tes. 

Die Homepage der SAKD ist unter der Adresse 

http://www.sakd.de/ zu erreichen. Auf der Start-

seite werden aktuelle und wichtige Meldungen 

aufgelistet, welche im Folgenden in den jeweili-

gen Rubriken ausführlicher dargestellt werden. 

Alle Meldungen des aktuellen und vorherigen 

Newsletters sind unter dem Menüpunkt „News-

letter“ nachzulesen. Um anderen Websitebetrei-

bern die Nachnutzung dieser Informationen zu 

erleichtern, stellt die SAKD diese als RSS-Feed 

zur Verfügung. Zur Verwaltung setzt die SAKD 

das Content-Management-System (CMS) „Ty-

po3“ ein. Mithilfe dieses Systems können die 

Mitarbeiter/innen der SAKD Inhalte selbststän-

dig in den Internetauftritt einarbeiten, ohne über 

Programmierfähigkeiten zu verfügen. Das CMS 

stellt die einheitliche Darstellung aller Inhalte 

anhand einmalig hinterlegter Anweisungen si-

cher. Die folgende Grafik gibt einen Überblick 

der Seitenaufrufe von www.sakd.de des letzten 

Jahres, wobei sich aber keine Tendenzen oder 

unmittelbaren Zuordnungen zu einzelnen Aktivi-

täten der SAKD erkennen lassen. 

Abb. 17: Seitenaufrufe von www.sakd.de  

Neben der Hauptseite bietet die SAKD weitere 

Seiten an, welche aus organisatorischen und 

technischen Gründen nicht in die Darstellung 

der Hauptseite eingebunden sind. 

Das Kernmelderegister Sachsen ist unter der 

Adresse http://www.kkm-sachsen.de/ zu errei-

www.sakd.de - Seitenaufrufe 2010/2011
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chen. Auf dieser Seite erhalten Interessenten 

Informationen über die Nutzungsbedingungen 

des Kernmelderegisters und können Auskünfte 

aus dem Register initiieren. 

Die geförderten E-Governmentprojekte in Sach-

sen werden unter der Projektseite 

https://egovprojekte.sakd.de/ beschrieben. Den 

Inhalt stellen die Projektträger direkt zur Verfü-

gung. Um ausführliche Informationen zu den 

Förderprojekten zu erhalten, müssen sich die 

Interessenten registrieren. 

Mit Ausnahme der Domain kkm-sachsen.de 

betreibt die SAKD alle Websites mit eigenen 

Servern. Diese unterliegen der ständigen IT-

technischen Betreuung. 

Zur Erfassung des Soft- und Hardwarebestan-

des in kommunalen Verwaltungen nutzte die 

SAKD bisher eine Erweiterung des CMS Typo3. 

Da diese Erweiterung jedoch darauf ausgerich-

tet ist, statische Umfragen abzubilden und die 

Bearbeitungsmöglichkeiten nicht den Anforde-

rungen entsprechen, wurde durch die SAKD 

eine neue Erfassungsanwendung erstellt und 

die Daten von der Typo3-Erweiterung übertra-

gen. 

11.3 Newsletter/Werbung 

Ein wichtiges Instrument zur Information der 

kommunalen Gemeinschaft ist unser Newsletter 

„SAKD-aktuell“. Er wird monatlich an 898 Abon-

nenten aus kommunalen Verwaltungen, aber 

auch an interessierte IT-Dienstleister versandt. 

Gegenüber dem Vorjahr stieg die Zahl der 

Abonnenten somit um 27. 

Registrierte Abonnenten erhalten den Newslet-

ter per E-Mail. Außerdem ist er auf der Website 

der SAKD nachzulesen. 

Im Zeitraum vom Oktober 2010 bis November 

2011 wurden insgesamt 13 Newsletter heraus-

gegeben. In 107 Beiträgen informierte die SAKD 

über Ergebnisse ihrer Arbeit, zu laufenden Pro-

jekten sowie über aktuelle Entwicklungen der 

Informations- und Kommunikationstechnik. Aus-

führliche Informationen aus den Bereichen 

„Doppisches HKR/Veranlagung“ und „Hard-

ware/Netze“ wurden in sieben weiterführenden 

Fachartikeln gegeben. Die Fachartikel sind dau-

erhaft auf der Webseite der SAKD abrufbar. 

Zusätzlich zur turnusmäßigen Veröffentlichung 

des Newsletters Anfang jeden Monats wurde die 

Möglichkeit eines Sondernewsletters genutzt, 

um die Leserschaft speziell zu wichtigen Neuig-

keiten zu unterrichten. So informierte eine Son-

derausgabe von SAKD-aktuell im April 2011 

über die Eröffnung des Prüfbereichs „Kommu-

nale Doppik“, eine weitere im Oktober 2011 zur 

Vergabe des Zuschlags für den Microsoft-

Händlervertrag.  
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12 Gremienarbeit 

12.1 Verwaltungsrat 

Gemäß § 6 SAKDG übt der Verwaltungsrat die 

Fachaufsicht über die SAKD aus. Er besteht aus 

sechs stimmberechtigten ehrenamtlichen Mit-

gliedern und dem Direktor als Mitglied mit bera-

tender Stimme, wobei jeweils drei Mitglieder 

vom Sächsischen Städte- und Gemeindetag und 

drei vom Sächsischen Landkreistag berufen 

werden. 

Im Berichtszeitraum fanden drei Sitzungen des 

Verwaltungsrates statt, in denen u. a. folgende 

Themen behandelt wurden: 

 Entwicklung des Bereiches KKM der SAKD, 

 Leistungsangebot Datenschutzbeauftragter 

öffentliche Stellen durch die SAKD, 

 Jahresarbeitsbericht der SAKD 2009/2010, 

 Einführung der Doppik bei der SAKD zum 

01.01.2012, 

 Aufgaben und Rolle der SAKD im Zusam-

menhang der kommunalen Nutzung der E-

Government-Plattform. 

12.2 Fachausschuss 

Der Fachausschuss hat gemäß § 9 SAKDG die 

Aufgabe, die Zusammenarbeit der Kommunal-

verwaltungen auf dem Gebiet der Informations-

technik zu fördern und die Entwicklung der In-

formationstechnik im kommunalen Bereich auf-

einander abzustimmen. Er beschließt insbeson-

dere über das Jahresarbeitsprogramm der 

SAKD und die Verabschiedung von Standards 

und Empfehlungen.  

Dem Fachausschuss gehören der Direktor der 

SAKD als Vorsitzender und jeweils drei vom 

Sächsischen Landkreistag und Sächsischen 

Städte- und Gemeindetag bestellte Vertreter als 

stimmberechtigte Mitglieder an. 

Im Berichtszeitraum hat sich der Fachaus-

schuss in seinen vier Sitzungen u. a. mit folgen-

den Themen befasst: 

 Vereinbarung Freistaat – Kommunen zur E-

Governmentplattform, 

 kommunales Anforderungsmanagement für 

E-Government-Basiskomponenten, 

 Leistungsangebot Datenschutzbeauftragter 

öffentliche Stellen durch die SAKD, 

 Cloud-Computing, 

 Projekt „Integriertes Informationsmanage-

ment unter Nutzung des Fachstandards 

XPlanung“, 

 Aufbau von Geodateninfrastrukturen im 

Freistaat Sachsen, 

 Überarbeitung der Förderrichtlinie E-

Government, 

 Eckpunkte für einen kommunalen Formu-

lardienst, 

 Beteiligung der Kommunen an der IT-

Sicherheitsorganisation des Freistaats. 

Darüber hinaus wurde regelmäßig über Be-

schlüsse im AK ITeG und anderen staatlichen 

Arbeitskreisen berichtet. 

In seiner letzten Sitzung Ende November wird 

der Fachausschuss den Jahresarbeitsplan der 

SAKD für 2012 beschließen. 

12.3 Koordinierungsausschuss 

Zur Koordinierung der Arbeit der kommunalen 

Verwaltungen und der Verwaltung des Freistaa-

tes Sachsen auf dem Gebiet der Informations-

technik wurde gemäß SAKDG ein Koordinie-

rungsausschuss gebildet. Ihm gehören je drei 

von der SAKD und drei von der Staatsregierung 

entsandte Vertreter an.  

In dieser Berichtsperiode hat sich der Koordinie-

rungsausschuss zu einer Sitzung zusammenge-

funden. Auf der Tagesordnung standen u. a.: 
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 die Rolle des Koordinierungsausschusses in 

der geänderten Gremienlandschaft, 

 die Förderung des kommunalen E-

Government; Novellierung der Richtlinie, 

 das IT- und Organisationsforum 2012, 

 die Rollen- und Aufgabenverteilung bei 

Standardisierung/Zertifizierung. 

In einer zweiten Sitzung, die im Dezember 2011 

stattfindet, wird sich der Koordinierungsaus-

schuss mit folgenden Themen befassen: 

 Rolle des Koordinierungsausschusses nach 

Entscheidung zum IT-Kooperationsrat, 

 Vorbereitung der 1. Sitzung des IT-

Kooperationsrates, 

 Organisation des Formulardienstes aus 

kommunaler Sicht. 
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